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1. Prüfungsauftrag 
In der ordentlichen Gesellschafterversammlung vom 4. Mai 2022 der 

publity Performance GmbH, Leipzig, 
(nachfolgend auch „publity Performance“ oder „Gesellschaft“ bzw. „KVG“) 

sind wir, die Grant Thornton AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, zum 
Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2022 gewählt worden. Der Aufsichtsrat 
erteilte uns daraufhin den Auftrag, den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung und den Lagebericht des Geschäftsjahres vom 1. Januar 2022 bis 
zum 31. Dezember 2022 zu prüfen.  

Bei unserer Prüfung handelt es sich gemäß § 340k HGB i. V. m. §§ 316 ff. HGB 
und § 38 Abs. 1 KAGB um eine Pflichtprüfung. 

Unsere Prüfung richtet sich nach § 340k HGB i. V. m. §§ 316 ff. HGB und unter 
Berücksichtigung der besonderen Prüfungspflichten nach § 38 Abs. 3 und 4 KAGB 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung, so wie 
sie in den IDW Prüfungsstandards niedergelegt sind.  

Bei der Gesellschaft handelt es sich um eine externe Kapitalverwaltungs-
gesellschaft, auf die gemäß § 38 Abs. 1 KAGB i. V. m. § 340a Abs. 1 HGB die 
Vorschriften für große Kapitalgesellschaften anzuwenden sind. 

Die Gesellschaft erbringt keine Dienstleistungen und Nebendienstleistungen 
i. S. v. § 20 Abs. 3 KAGB. 

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung 
die anwendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 

Über das Ergebnis unserer Prüfung haben wir den nachstehenden Bericht erstellt. 
Bei der Erstellung des Prüfungsberichts haben wir § 321 HGB sowie die Grund-
sätze ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungsberichten des IDW PS 450 n.F. 
beachtet. 

Unser Bericht richtet sich an die publity Performance GmbH. 

Der Durchführung des Auftrages und unserer Verantwortlichkeit, auch im 
Verhältnis zu Dritten, liegen die diesem Bericht als Anlage 7 beigefügten 
Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaften in der Fassung vom 1. Januar 2017 zugrunde. Die Höhe unserer 
Haftung bestimmt sich nach § 323 Abs. 2 HGB. Im Verhältnis zu Dritten sind Nr. 1 
Abs. 2 und Nr. 9 der Allgemeinen Auftragsbedingungen maßgebend. 
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2. Grundsätzliche Feststellungen 

2.1. Stellungnahme zur Lagebeurteilung der 
gesetzlichen Vertreter 

Aus dem von den gesetzlichen Vertretern der Gesellschaft aufgestellten 
Lagebericht heben wir folgende Angaben hervor, die unseres Erachtens für die 
Beurteilung der wirtschaftlichen Lage sowie der zukünftigen Entwicklung der 
Gesellschaft mit ihren wesentlichen Chancen und Risiken von besonderer 
Bedeutung sind: 

Wirtschaftliche Lage und Geschäftsverlauf: 

1. Die Erlöse mindern sich in Abhängigkeit des NAV (Net Asset Value) der AIF 
(Alternativer Investmentfonds), sodass die Gesellschaft TEUR 573 
Provisionserträge erzielte. Diese liegen über dem prognostizierten Wert. 

2. Die Personalaufwendungen fielen in Höhe von TEUR 235 (Vorjahr: TEUR 239) 
an. Die durchschnittliche Mitarbeiterzahl betrug 3 (Vorjahr: 4). Die 
Aufwendungen für die ausgelagerte Innenrevision und ausgelagerte 
Compliance-Funktion betrugen für das laufende Geschäftsjahr TEUR 49 
(Vorjahr: TEUR 34). Insgesamt liegt das erzielte Jahresergebnis vor 
Gewinnabführung bei TEUR 40 (Vorjahr: TEUR 310) und damit über dem 
geplanten Ergebnis für das Geschäftsjahr 2022. 

3. Das Eigenkapital der Gesellschaft zum 31. Dezember 2022 in Höhe von 
TEUR 655 hat sich gegenüber dem Vorjahr nicht verändert. Aufgrund eines am 
18. Juni 2014 geschlossenen Gewinnabführungsvertrags wird der 
Jahresüberschuss 2022 in voller Höhe an die publity AG abgeführt. Somit 
ergibt sich bei einer Bilanzsumme von TEUR 805 eine Eigenkapitalquote von 
81,4 % (Vorjahr: 63,5 %). 

Diese Kernaussagen zur wirtschaftlichen Lage und zum Geschäftsverlauf der 
Gesellschaft sind im Lagebericht ausreichend erläutert, sodass wir in Bezug auf 
Einzelheiten auf den als Anlage 4 beigefügten Lagebericht verweisen.  

Zukünftige Entwicklung mit ihren wesentlichen Chancen und Risiken: 

1. Wesentliche Erlösquelle der Gesellschaft sind Provisionserlöse aus der 
Verwaltung der zwei geschlossenen AIF. Die verwalteten Investmentvermögen 
befinden sich in der Verwertungsphase, sodass im Jahr 2023 der Verkauf der 
restlichen Immobilien erwartet wird. Dadurch sinkt der Nettoinventarwert und 
damit die Basis für die Provisionserlöse. Die Gesellschaft wird in der Folge ihre 
BaFin-Lizenz zurückgeben. Danach wird die Gesellschaft zunächst mit ggf. 
geändertem Geschäftszweck weitergeführt. Die entstehenden Ergebnisse wird 
die Gesellschafterin übernehmen.  

2. Im Rahmen der Unternehmensplanung geht die Geschäftsführung für das 
Geschäftsjahr 2022 vor Ergebnisabführung von einem Jahresergebnis nahe 
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TEUR 0 aus. Gemäß bestehendem Gewinnabführungsvertrag vom 18. Juni 
2014 ist die publity AG verpflichtet, dieses zu übernehmen.  

Diese Kernaussagen zu den Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
der Gesellschaft sind im Lagebericht ausreichend erläutert, sodass wir in Bezug 
auf Einzelheiten auf den als Anlage 4 beigefügten Lagebericht verweisen. 

2.2. Zusammenfassung der Prüfungsergebnisse der 
aufsichtsrechtlichen Prüfung 

Aufgrund der Beurteilung der wirtschaftlichen Lage der Gesellschaft, die wir aus 
den im Rahmen unserer Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
gewonnenen Erkenntnissen abgeleitet haben, sind wir zu der Einschätzung 
gelangt, dass die Darstellung und Beurteilung der Lage der Gesellschaft, 
insbesondere hinsichtlich des Fortbestands und der zukünftigen Entwicklung der 
Gesellschaft mit ihren wesentlichen Chancen und Risiken durch die gesetzlichen 
Vertreter in Jahresabschluss und Lagebericht angemessen sind. 

Die Vermögenslage der publity Performance ist geordnet. Am Bilanzstichtag 
belaufen sich die regulatorischen Eigenmittel der Gesellschaft gemäß § 25 KAGB 
auf TEUR 350. Die Finanzlage der publity Performance ist geordnet, die 
Gesellschaft verfügte durchgehend über ausreichend liquide Mittel. Im 
Geschäftsjahr 2022 konnte ein positives Ergebnis vor Ergebnisabführung von 
TEUR 40 erzielt werden (Vorjahr: TEUR 310).  

Nach unseren Feststellungen erfolgte die Buchhaltung ordnungsgemäß. 

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2022 in der Fassung der Anlagen 1 bis 3 
entspricht den handelsrechtlichen Bestimmungen sowie den Vorschriften der 
RechKredV. Die Vermögenswerte und Verbindlichkeiten werden nach den 
handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungsgemäß bewertet. Die Rückstellungen 
sind angemessen. Der Anhang entspricht den gesetzlichen Vorschriften. Wir 
halten die Darstellung der Lage der Gesellschaft durch die gesetzlichen Vertreter 
für zutreffend. Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung sind gegen 
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht keine Einwendungen zu erheben. 
Unregelmäßigkeiten in der Rechnungslegung haben wir nicht festgestellt. 

Die Gesellschaft hat eine Geschäfts- und eine dazu kompatible Risikostrategie 
aufgestellt. Nach Anrechnung des Limits für operationelle Risiken und sonstiger 
Risikopositionen reicht das von der Gesellschaft ermittelte Risikodeckungspoten-
tial aus, um auch bei voller Auslastung der Risikolimits weiterhin die aufsichts-
rechtlichen Eigenmittelvorschriften des § 25 KAGB einzuhalten. 

Gleichwohl hat die Interne Revision bei der Berechnung der vorzuhaltenden 
Eigenmittel in 2023 die Empfehlung an die Gesellschaft ausgesprochen, die fixen 
Kosten des jeweiligen festgestellten Abschlusses zugrunde zu legen oder 
alternativ mit der BaFin über eine Reduzierung zu sprechen.  

Die Risikolage der Gesellschaft ist insgesamt als gering einzustufen. 
Aussagegemäß und nach dem Ergebnis unserer Prüfung bestanden im 
Geschäftsjahr 2022 keine wesentlichen oder bestandsgefährdenden Risiken.  
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Die Gesellschaft verfügt über ein aussagekräftiges Berichtssystem, das den 
Aspekt der Risikodarstellung einschließt und eine ausreichende Überwachung der 
Risiken des Unternehmens gewährleistet.  

Die von der Gesellschaft implementierten Verfahren für die Identifikation, 
Erfassung, Messung, Steuerung und Kommunikation der Risiken im Geschäftsjahr 
2022 entsprechen den Anforderungen der KAMaRisk (Rundschreiben 01/2017 
(WA) vom 10. Januar 2017 zu den Mindestanforderungen an das 
Risikomanagement von Kapitalverwaltungsgesellschaften). 

Die Gesellschaft hat die organisatorischen Grundlagen in einem Organisations-
handbuch (OHB) dokumentiert. Das OHB entspricht unter Berücksichtigung des 
Proportionalitätsgrundsatzes im Wesentlichen der tatsächlichen Organisations-
struktur der Gesellschaft.  

Die Ausgestaltung der Aufbau- und Ablauforganisation der Gesellschaft gewähr-
leistet, dass miteinander unvereinbare Tätigkeiten durch unterschiedliche 
Mitarbeiter durchgeführt werden. 

Die publity Performance GmbH hat wesentliche Handlungen und Festlegungen 
bezüglich der Umsetzung der Allgemeinen Verhaltens- und Organisationspflichten 
(§§ 26 ff. KAGB) im OHB dokumentiert. Dieses unterliegt der fortlaufenden 
Aktualisierung. Während unserer Prüfung stellten wir fest, dass alle Feststellungen 
der Internen Revision aus den Vorjahren in Bezug auf die Organisationsrichtlinien 
mit der aktuellen Fassung des OHB abgearbeitet wurden.  

Zusammenfassend kommen wir zu dem Ergebnis, dass die Anforderungen gemäß 
§ 36 Abs. 1 KAGB sowie des Abschnitts 10 der KAMaRisk in Bezug auf die 
ausgelagerten Bereiche eingehalten worden sind. Die Einstufung des 
Auslagerungsrisikos als sehr gering ist nach unserer Einschätzung angemessen. 
Durch die Auslagerungen werden weder die Ordnungsmäßigkeit der Geschäfte 
oder Dienstleistungen noch die Steuerungs- und Kontrollmöglichkeiten der 
Geschäftsleitung noch die Prüfungsrechte und Kontrollmöglichkeiten der BaFin 
(Bundesanstalt für Finanzdienstleistungen) eingeschränkt. 

Die Gesellschaft verfügte im Geschäftsjahr 2022, auch unter Berücksichtigung des 
möglichen Rückgriffs auf Mitarbeiter der publity-Finanzgruppe, grundsätzlich über 
eine angemessene Personalausstattung. Wir empfehlen der Gesellschaft im 
Bedarfsfall weitere externe Unterstützung in Anspruch zu nehmen. 

Der Umfang und die Qualität der technischen Ausstattung entsprechen den 
organisatorischen Anforderungen. Die Gesellschaft hat Notfallkonzepte für den 
Fall des Verwahrstellenausfalls sowie weiterer operationeller Beeinträchtigungen, 
die die Funktionsfähigkeit der publity Performance einschränken könnten, 
implementiert. 

Die Funktion der Internen Revision entsprach im Geschäftsjahr 2022 in vollem 
Umfang den Anforderungen der KAMaRisk und der AIFM Level II-VO (Delegierte 
Verordnung (EU) Nr. 231/2013 der Kommission vom 19. Dezember 2012 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates im Hinblick auf Ausnahmen, die Bedingungen für die Ausübung der 
Tätigkeit, Verwahrstellen, Hebelfinanzierung, Transparenz und Beaufsichtigung). 
Im Berichtsjahr wurden von der Internen Revision keine wesentlichen, schwer-
wiegenden oder besonders schwerwiegenden Feststellungen in den einzelnen 
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Prüfungsgebieten getroffen. Den Feststellungen der Internen Revision aus den 
Vorjahren begegnete die Gesellschaft nach unserer Auffassung angemessen. 

Die Einhaltung der Vorschriften des Geldwäschegesetzes für die publity 
Performance ist nach § 12 Abs. 1 KAPrüfbV in einem zweijährigen Turnus und 
nach § 38 Abs. 4 Satz 1 KAGB erstmals für das erste volle Geschäftsjahr nach 
dem Zeitpunkt der Aufnahme des erlaubnispflichtigen Geschäftsbetriebes nach 
§ 20 KAGB zu prüfen. Die letzte Prüfung wurde durch uns im Geschäftsjahr 2021 
durchgeführt, sodass eine erneute Prüfung für das Geschäftsjahr 2023 
anzusetzen ist. Zusammenfassend wurde bei der letzten Prüfung festgestellt, dass 
die publity Performance die ihr nach dem Geldwäschegesetz obliegenden 
Pflichten im Wesentlichen erfüllt hat. 

Mit Auslagerungsvertrag vom 20. Dezember 2017 und Wirkung zum 1. Januar 
2018 wurde die Compliance-Funktion auf die Baker Tilly GmbH & Co. KG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft übertragen. Als Compliance-Beauftragter der 
Gesellschaft wurde von der Baker Tilly Herr Björn Oltmann bestimmt. 
Stellvertretende Compliance-Beauftragte ist Frau Britta Martens. Nach dem 
Ergebnis unserer Prüfung halten wir das Compliance-Konzept für geeignet, die 
durch Gesetze und Richtlinien vorgeschriebenen Verhaltensweisen 
sicherzustellen. Wir stellen fest, dass die Gesellschaft vollumfänglich sichergestellt 
hat, dass die Compliance-Funktion gemäß den Anforderungen des Art. 61 Abs. 3 
S. 1 lit. a) AIFM Level II-VO über notwendige Befugnisse verfügt und Zugang zu 
allen einschlägigen Informationen hat.  

Die Ausübung der Compliance-Funktion durch den Auslagerungspartner wird im 
Hinblick auf Art, Umfang und Komplexität der von der publity Performance im 
Berichtsjahr getätigten Geschäfte als angemessen angesehen.  

Die Regelungen bezüglich persönlicher Geschäfte der Mitarbeiter sind 
angemessen. Aufgrund der Art der Anlagegegenstände erachten wir das 
diesbezügliche Risiko von Interessenkonflikten für gering. 

Im Rahmen des Beschwerdemanagements gewährleistet die schriftlich fixierte 
Ordnung der Gesellschaft, eine angemessene Ablauforganisation für das 
Beschwerdemanagement. Beschwerden und Auskunftsersuchen von Anlegern 
werden ordnungsgemäß dokumentiert und archiviert.  

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung hat die Gesellschaft angemessene Grund-
sätze für den Umgang mit Interessenkonflikten i. S. d. § 27 KAGB in der schriftlich 
fixierten Ordnung implementiert. Zudem stellen wir fest, dass die Gesellschaft die 
allgemeinen Verhaltensregeln gemäß §§ 26 bis 28 KAGB in Verbindung mit der 
AIFM Level II-VO und der KAVerOV (Verordnung zur Konkretisierung der 
Verhaltensregeln und Organisationsregeln nach dem Kapitalanlagegesetzbuch) 
einhält und ihre Tätigkeit interessenwahrend ausübt. 

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung stellen wir fest, dass die Vorschriften zum 
Anzeige- und Meldewesen grundsätzlich angemessen sind, die gesetzlichen 
Anforderungen zu erfüllen. Die Verpflichtung zur unverzüglichen Anzeige über die 
Aufnahme und die Beendigung einer Tätigkeit als Geschäftsleiter oder als 
Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsmitglied eines anderen Unternehmens gemäß 
§ 34 Abs. 5 Nr. 1 KAGB wurde durch die Geschäftsleiter nicht umgesetzt. Wir 
haben die Gesellschaft auf die Notwendigkeit des zeitnahen Nachholens 
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hingewiesen. Alle übrigen im Berichtsjahr vorzunehmenden Anzeigen erfolgten 
nach unserer Beurteilung richtig, vollständig und fristgerecht. 

Die Gesellschaft hat ein Verfahren zur Umsetzung ihrer Meldepflichten gemäß 
§ 35 KAGB sowie Artikel 110 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 231/2013 
implementiert. Im Rahmen unserer Prüfung wurde festgestellt, dass die jährlich 
vorzunehmenden Meldungen auf Ebene der Gesellschaft sowie für die einzelnen 
Fonds zum 31. Dezember 2022 im Januar 2023 erfolgt sind.  

Im Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 hat die publity 
Performance GmbH drei geschlossene inländische Publikums-Investment-
kommanditgesellschaften, die in Immobilien investieren, verwaltet. Der Fonds Nr. 
7 hat zum 30. Juni 2022 seine Schlussbilanz aufgestellt. 

Die Portfolioverwaltung erfolgt durch die Gesellschaft, die somit die Entschei-
dungen über den Ankauf von Objekten trifft. Der Ankaufsprozess ist ordnungs-
gemäß gestaltet. Vor Ankauf eines Objektes erfolgen nach internen Richtlinien 
eine technische, rechtliche und immobilienbezogene Due-Diligence einschließlich 
Wirtschaftlichkeitsrechnungen, welche jeweils von den KVG beauftragt werden. 
Die Gesellschaft hat diesen Ankaufsprozess im Organisationshandbuch 
dokumentiert. Im Geschäftsjahr 2022 erfolgten keine Ankäufe.  

Der Verkaufsprozess ist angemessen organisiert. Die Verwahrstelle wird frühzeitig 
in den Verkaufsprozess eingebunden, damit rechtzeitig eine Freigabe erfolgen 
kann. Die Gesellschaft holt vor dem Verkauf ein Wertgutachten ein, um die 
Marktgerechtigkeit der Verkäufe zu dokumentieren. Nach dem Ablauf der 
prospektierten Fondslaufzeit setzt die KVG neben Bieterverfahren auf die gezielte 
Ansprache potenzieller Investoren. In den Fonds erfolgten im Jahr 2022 lediglich 
Besitz-Nutzen-Lasten-Wechsel nach Beurkundungen im Jahr 2021.  

Die Regelungen zur Bewertung der Vermögensgegenstände der AIF stehen im 
Einklang mit den Regelungen des KAGB. Die Geschäftsführung hat für ein Objekt 
im Fonds Nr. 6 abweichend vom Verkehrswertgutachten einen pauschalen 
Abschlag in Höhe von 25 % vorgenommen, um dem erhöhten Risiko aus 
beendeten Mietverhältnissen gerecht zu werden. 

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung hat das Risikomanagement der publity 
Performance GmbH geeignete Maßnahmen getroffen, um sicherzustellen, dass 
die mit den einzelnen Anlagepositionen verbundenen Risiken sowie die jeweilige 
Wirkung auf das Gesamtrisikoprofil des AIF in angemessener Weise und unter 
Verwendung von hinreichend fortgeschrittenen Risikomanagementtechniken 
fortlaufend erfasst, gemessen, bewertet und gesteuert werden.  

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir analysiert, welche der gemäß § 38 KAGB 
prüfungspflichtigen europäischen Verordnungen für die Gesellschaft vor dem 
Hintergrund ihrer derzeitigen Geschäftstätigkeit relevant sind und haben daraufhin 
für die relevanten Verordnungen geprüft, ob die Gesellschaft die geltenden 
Vorschriften beachtet hat. 

Da die Gesellschaft gemäß Anlagebedingungen der verwalteten 
Investmentvermögen keine Geschäfte mit Derivaten tätigen darf, und dies nach 
unseren Feststellungen auch nicht tat, sind die Verpflichtungen nach der 
Verordnung (EU) 648/2012 („EMIR“) wie auch die Regelungen der Verordnung 
(EU) 600/2014 („MiFIR“) für die Gesellschaft nicht anwendbar. 
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Die Gesellschaft hat auch keine Wertpapierfinanzierungsgeschäfte vorgenommen 
(Pensionsgeschäfte/Wertpapierleihgeschäfte) und beabsichtigt dies auch nicht; 
die Verordnung (EU) 2015/2365 („SFTR“) ist damit für die Gesellschaft nicht 
einschlägig. 

Die Gesellschaft hat mangels aufgelegten Fonds auch keine Benchmarks genutzt; 
die Verordnung (EU) 2016/1011 („Benchmark-Verordnung“) ist damit ebenso nicht 
anwendbar. 

Das gleiche gilt für die die Verordnung (EU) 2017/1131 („Geldmarktfonds-
verordnung“) und die Verordnung (EU) 2017/2402 („Verbriefungsverordnung“), da 
die Gesellschaft weder Geldmarktfonds auflegt noch Verbriefungen nutzt.  

Artikel 3 der EU-Offenlegungsverordnung verlangt, dass Finanzmarktteilnehmer 
auf ihren Internetseiten Informationen zu ihren Strategien zur Einbeziehung von 
Nachhaltigkeitsrisiken bei ihren Investitionsentscheidungsprozessen 
veröffentlichen. 

Wir haben durch Einsichtnahme der Internetseiten der publity Performance GmbH 
nachvollzogen, dass die hiernach erforderlichen Angaben nicht gemacht wurden 
und haben daher die formelle Vollständigkeit nicht geprüft.  

Die letzten Ankaufsprozesse von Immobilien für die verwalteten AIF haben im 
Jahr 2018 stattgefunden. Weitere Ankäufe sind nach den Prospekten nicht 
möglich. 

Die Dokumentation von Strategien zur Einbeziehung von Nachhaltigkeitsrisiken 
bei den Investitionsentscheidungsprozessen halten wir insofern für entbehrlich. 

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung wurden die Transparenzanforderungen nach 
den Artikeln 3 bis 13 der Verordnung (EU) 2019/2088 (EU Offenlegungs-
verordnung) und nach den Artikeln 5 bis 7 der Verordnung (EU) 2020/852 (EU 
Taxonomie-Verordnung) nicht vollumfänglich eingehalten.  

Die Gesellschaft konnte den Transparenzanforderungen nicht entsprechen, da sie 
drei AIF in der Liquidationsphase betreut. Sie bewirbt daher aktuell keine neuen 
Finanzmarktprodukte und stellt auch keine vorvertraglichen Informationen oder 
Marketinginformationen bereit.  

Der Hinweis, dass die Nachhaltigkeitsrisiken derzeit noch nicht in die 
Vergütungspolitik einbezogen werden, ist auf der Internetseite veröffentlicht.  

Die Aufnahme eines Hinweises, dass die zugrunde liegenden Investitionen nicht 
die EU-Kriterien für ökologisch nachhaltige Wirtschaftsaktivitäten erfüllen, erfolgte 
in den uns vorgelegten vorläufigen Jahresberichten der AIF. 
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3. Wiedergabe des 
Bestätigungsvermerks 

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir den nachfolgend 
wiedergegebenen Bestätigungsvermerk erteilt: 

 

 

Bestätigungsvermerk  
des unabhängigen Abschlussprüfers 

An die publity Performance GmbH, Leipzig 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der publtiy Performance GmbH, Leipzig, – 
bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2022 und der Gewinn- und 
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 
2022 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der 
publtiy Performance GmbH, Leipzig, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis 
zum 31. Dezember 2022 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 
deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 
und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2022 sowie 
ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. 
Dezember 2022 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht 
in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen 
Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts geführt hat. 

  
Wiedergabe des  
Bestätigungsvermerks 
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Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften 
und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen 
unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und 
berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen 
Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der 
Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des 
Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den 
Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des 
Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und 
dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft 
vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen 
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung 
eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – 
beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür 
verantwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, 
Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, 
sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf 
der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder 
rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des 
Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in 
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind 
die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen 
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gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des 
Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur Aufstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der 
Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder 
unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie 
dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche 
falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen 
oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn 
vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die 
auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen 
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine 
kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder 
unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im 
Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese 
Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das 
Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei 
Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen 
beinhalten können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses 
relevanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts 
relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, 
die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem 
Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft 
abzugeben. 
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• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von 
den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit 
zusammenhängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den 
gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten 
Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit 
Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der 
Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen 
können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit 
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, 
falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu 
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis 
zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. 
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass 
die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des 
Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss 
die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der 
Gesellschaft. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis 
ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei 
insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen 
Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die 
sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen 
Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten 
Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es 
besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 
wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 
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Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den 
geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame 
Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen 
Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen. 

 

Leipzig, den 26. Mai 2023 

Grant Thornton AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 

Sebastian Koch Kathleen Hennig 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüferin 
 

 

 

 

Bei Veröffentlichung oder Weitergabe des Jahresabschlusses und/oder des 
Lageberichts in einer von der bestätigten Fassung abweichenden Form 
(einschließlich der Übersetzung in andere Sprachen) bedarf es zuvor unserer 
erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder 
auf unsere Prüfung hingewiesen wird; wir weisen insbesondere auf § 328 HGB 
hin. 
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4. Gegenstand, Art und Umfang 
der Prüfung 

4.1. Gegenstand der Prüfung  

Gegenstand unserer Prüfung waren der Jahresabschluss der publity Performance 
GmbH – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2022 und der Gewinn- und 
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 
31. Dezember 2022 sowie dem Anhang einschließlich der Darstellung der 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – unter Einbeziehung der Buchführung 
und des Lageberichts der Gesellschaft für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022 
bis zum 31. Dezember 2022. 

Die Prüfung nach § 340k HGB und insbesondere nach § 38 Abs. 3 und 4 KAGB 
umfasst besondere Pflichten des Abschlussprüfers. Prüfungsgegenstände sind 
hiernach: 

● die Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse, 

● die Prüfung des Anzeigewesens nach § 38 Abs. 3 Satz 2 KAGB, 

● die Beachtung der Kapitalanforderungen nach § 25 KAGB, 

● die Beachtung der Allgemeinen Verhaltens- und Organisationspflichten nach 
den §§ 26 bis 30, 36 und 37 KAGB, 

● die Einhaltung der Verpflichtungen nach dem Geldwäschegesetz gemäß  
§ 38 Abs. 4 S. 1 KAGB i. V. m. § 12 Abs. 1 KAPrüfbV, (zweijähriger Turnus, 
nächste Prüfung 2023) 

● die Einhaltung der Verordnung (EU) 648/2012 („EMIR“),  

● die Einhaltung der Verordnung (EU) 2015/2365 („SFTR“),  

● die Einhaltung der Verordnung (EU) 2016/1011 („Benchmark-Verordnung“),  

● die Einhaltung der Verordnung (EU) 600/2014 („MiFIR“ – hier: Handelspflicht 
für bestimmte Derivate),  

● die Einhaltung der Verordnung (EU) 2017/1131(„Geldmarktfonds-
verordnung“),  

● die Einhaltung der Verordnung (EU) 2017/2402 („Verbriefungsverordnung“), 

● die Einhaltung der Transparenzanforderungen gemäß § 14a KAPrüvbV i. V. 
m. Verordnung (EU) 2019/2088 und nach der Verordnung (EU) 2020/852. 

Der Jahresabschluss und der Lagebericht wurden nach den deutschen, für 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften einschließlich der 
Vorschriften des GmbHG, des Kapitalanlagegesetzbuches (KAGB) sowie der 
RechKredV (Verordnung über die Rechnungslegung der Kreditinstitute und 
Finanzdienstleistungsinstitute) aufgestellt. 

Den Jahresabschluss haben wir hinsichtlich des Nachweises der Vermögens- und 
Schuldposten sowie der Einhaltung der Vorschriften des HGB sowie der 
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Vorschriften für externe Kapitalverwaltungsgesellschaften gemäß § 38 KAGB zum 
Ansatz und zur Bewertung sowie zur Gliederung der Abschlussposten, zu den 
erforderlichen Angaben im Anhang und zur Gewinnverwendung geprüft. 

Den Lagebericht haben wir darauf geprüft, ob er mit dem Jahresabschluss sowie 
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, ob die 
gesetzlichen Vorschriften zur Aufstellung des Lageberichts beachtet worden sind 
und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft vermittelt; dabei haben wir auch geprüft, ob die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dargestellt worden sind. 

Über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts hinaus sind 
Prüfungshandlungen vorzunehmen, die das KAGB und die KAPrüfbV vorgeben. 
Diese Vorschriften umfassen im Wesentlichen aufsichtsrechtliche Vorgaben sowie 
die Verwaltung der Investmentvermögen.  

Da die Gesellschaft gemäß Anlagebedingungen der verwalteten Investment-
vermögen keine Geschäfte mit Derivaten tätigen darf, und dies nach unseren 
Feststellungen auch nicht tat, sind die Verpflichtungen nach der EMIR (Ver-
ordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
4. Juli 2012 über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister) 
für die Gesellschaft nicht anwendbar. 

Zu den Verantwortlichkeiten der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats der 
Gesellschaft im Zusammenhang mit der Aufstellung des Jahresabschlusses und 
Lageberichts bzw. der Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der 
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
verweisen wir auf die Ausführungen in unserem Bestätigungsvermerk, der in 
Abschnitt 3 dieses Berichts wiedergegeben ist. Die Verantwortung der 
gesetzlichen Vertreter umfasst auch die Verantwortung für die Buchführung der 
Gesellschaft. 

Unsere Aufgabe ist es, den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung 
und den Lagebericht sowie die gemachten Angaben im Rahmen einer den 
deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung entsprechenden 
Prüfung zu beurteilen. Unsere diesbezügliche Verantwortung wird in dem 
Abschnitt „Prüfungsurteile“ und in dem Abschnitt „Verantwortung des 
Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ 
unseres Bestätigungsvermerks beschrieben. 

Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehört nur insoweit 
zu den Aufgaben der Abschlussprüfung, als sich aus diesen üblicherweise 
Rückwirkungen auf den Jahresabschluss oder Lagebericht ergeben.  

Gemäß § 317 Abs. 4a HGB hat sich eine Abschlussprüfung auch nicht darauf zu 
erstrecken, ob der Fortbestand der Gesellschaft oder die Wirksamkeit und 
Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung zugesichert werden kann. 
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4.2. Art und Umfang der Prüfung 

Wir haben unsere Prüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen.  

Zur Zielsetzung unserer Prüfung und zu den wesentlichen Grundzügen unseres 
prüferischen Vorgehens verweisen wir auf die Ausführungen in dem Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks. 

Der Prüfungsplanung und -durchführung lag unser risikoorientierter 
Prüfungsansatz zugrunde. In diesem Rahmen haben wir Art und Umfang der 
vorzunehmenden Prüfungshandlungen aus verschiedenen Faktoren abgeleitet.  

Im Rahmen unseres risikoorientierten Prüfungsansatzes haben wir das Risiko von 
wesentlichen falschen Darstellungen in der Rechnungslegung aufgrund von 
Irrtümern und dolosen Handlungen (= Fehlerrisiko) beurteilt, um Art, zeitliche 
Einteilung und Umfang weiterer Prüfungshandlungen festzulegen, die notwendig 
sind, um ausreichende geeignete Prüfungsnachweise als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zu erlangen. Grundlage hierfür ist ein Verständnis vom 
Unternehmen und seinem Umfeld, den maßgebenden Rechnungslegungs-
grundsätzen und dem für die Aufstellung des Jahresabschlusses relevanten 
internen Kontrollsystem bzw. den Vorkehrungen und Maßnahmen (Systemen) für 
die Aufstellung des zusammengefassten Lageberichts.  

Um diesen Anforderungen gerecht zu werden, wenden wir unseren risiko- und 
prozessorientierten Prüfungsansatz an; zu dessen Umsetzung bedienen wir uns 
unserer Prüfungssoftware Voyager. Sie unterstützt die Planung, Durchführung und 
Dokumentation der Abschlussprüfung. 

Wir haben gemäß § 7 KAPrüfbV unsere Prüfungsergebnisse, die die Verwaltung 
der Investmentvermögen betreffen, im Abschnitt 11 so verfasst, dass ein für die 
Prüfung eines Investmentvermögens zuständiger Abschlussprüfer in der Lage ist, 
den Bericht im Rahmen seiner Prüfung zu verwerten. 

Auf Grundlage der Risikobeurteilung und der Beachtung aufsichtsrechtlicher 
Vorgaben der KAPrüfbV haben wir folgende Prüfungsschwerpunkte festgelegt. 

● Eintritt der ausgewiesenen Provisionserlöse, 

● Darstellung und Beurteilung der allgemeinen Verhaltensregeln, 
insbesondere der Vorkehrungen zur Vermeidung von Interessenkonflikten, 

● Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsorganisation, 
insbesondere Prüfung der Angemessenheit des Risikomanagements, 

● Einhaltung der Kapitalanforderungen, 

● Beurteilung des Auslagerungscontrollings, 

● Einhaltung von Anzeigepflichten, 

● Beurteilung der Angemessenheit der Kontrollverfahren und der Internen 
Revision und 

● die Erfüllung der Anforderungen nach § 38 KAGB. 
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Auf die vorstehenden Prüfungsschwerpunkte haben wir unser Prüfprogramm 
ausgerichtet, in dem Art, zeitliche Einteilung und Umfang der durchzuführenden 
Prüfungshandlungen festgelegt werden. Dabei kamen – soweit wir uns auf die 
Wirksamkeit des internen Kontrollsystems für Zwecke der Festlegung von 
aussagebezogenen Prüfungshandlungen gestützt haben oder dies erforderlich 
war – sowohl Funktionsprüfungen des internen Kontrollsystems als auch aussage-
bezogene Prüfungshandlungen bestehend aus Einzelfallprüfungen und 
analytischen Prüfungshandlungen zum Einsatz. Die im Rahmen der aussage-
bezogenen Prüfungshandlungen durchgeführten Einzelfallprüfungen erfolgten 
alternativ im Rahmen einer Vollerhebung, einer bewussten Auswahl oder eines 
(repräsentativen) Stichprobenverfahrens. 

Ausgangspunkt unserer Prüfung bildeten der Jahresabschluss und der Lage-
bericht des vorangegangenen Geschäftsjahres vom 1. Januar 2021 bis zum 
31. Dezember 2021, die von uns mit einem uneingeschränkten Bestätigungs-
vermerk versehen wurden. Der Jahresabschluss wurde am 4. Mai 2022 von der 
alleinigen Gesellschafterin festgestellt. 

Die Eröffnungsbilanzwerte haben wir daraufhin geprüft, ob sie ordnungsgemäß 
aus dem Vorjahresabschluss abgeleitet wurden. 

Im Rahmen der Prüfung der Forderungen an Kreditinstitute und der Rück-
stellungen haben wir von Kreditinstituten und Rechtsanwälten der Gesellschaft 
Bestätigungen über Guthaben, Ansprüche und Verpflichtungen der Gesellschaft 
eingeholt.  

Bei der Beurteilung des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
der Gesellschaft haben wir auch die Prüfungsergebnisse der Internen Revision 
verwertet. Dabei haben wir uns insbesondere davon überzeugt, dass die 
durchgeführten Prüfungshandlungen der Internen Revision für unsere Prüfung 
ausreichend und angemessen waren.   

Unsere Prüfungsarbeiten führten wir mit Unterbrechungen in den Monaten  
November und Dezember 2022 sowie März 2023 bis zum 26. Mai 2023 durch.  

Die gesetzlichen Vertreter und die von ihnen benannten Auskunftspersonen 
haben alle Aufklärungen und Nachweise erbracht. Die gesetzlichen Vertreter 
haben uns die Vollständigkeit des vorgelegten Jahresabschlusses und 
Lageberichts schriftlich bestätigt.  
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5. Feststellungen und 
Erläuterungen zur 
Rechnungslegung 

5.1. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

5.1.1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

Die Bücher der Gesellschaft sind ordnungsmäßig geführt.  

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
entsprechen die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen im gesamten 
Geschäftsjahr in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vorschriften sowie 
den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung und sind die aus den weiteren 
von uns geprüften Unterlagen entnommenen Informationen in allen wesentlichen 
Belangen ordnungsgemäß in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht 
abgebildet. 

5.1.2. Jahresabschluss 

Der von uns geprüfte und diesem Bericht als Anlage 1 bis Anlage 3 beigefügte 
Jahresabschluss der publity Performance für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 entspricht nach unserer Beurteilung 
aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse in allen wesentlichen 
Belangen den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften einschließlich der anwendbaren Vorschriften des KAGB und des 
GmbHG. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse  

● sind die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung ordnungsmäßig aus 
der Buchführung und den weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet,  

● wurden die gesetzlichen Ausweis-, Ansatz- und Bewertungsvorschriften in 
allen wesentlichen Belangen beachtet und  

● sind die im Anhang enthaltenen Angaben in allen wesentlichen Belangen 
vollständig und zutreffend. 

Die für Kapitalverwaltungsgesellschaften gemäß § 38 Abs. 1 KAGB geltenden 
Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsvorschriften der §§ 340a bis 340o HGB i. V. m. 
den Vorschriften der RechKredV sind beachtet worden. 

5.1.3. Lagebericht 

Der von uns geprüfte und diesem Bericht als Anlage 4 beigefügte Lagebericht der 
publity Performance GmbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 
31. Dezember 2022 entspricht nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
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Prüfung gewonnenen Erkenntnisse in allen wesentlichen Belangen den 
gesetzlichen Vorschriften. 

Zu Einzelheiten unseres Prüfungsurteils zum Lagebericht verweisen wir auf 
unsere Ausführungen im Abschnitt „Prüfungsurteile“ unseres Bestätigungs-
vermerks. 

5.2. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

5.2.1. Feststellung zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

Der von uns geprüfte und diesem Bericht als Anlage 1 bis Anlage 3 beigefügte 
Jahresabschluss der publity Performance GmbH vermittelt nach unserer 
Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage 
der Gesellschaft zum 31. Dezember 2022 sowie ihrer Ertragslage für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022. 

5.2.2. Bewertungsgrundlagen und sachverhaltsgestaltende 
Maßnahmen  

5.2.2.1. Wesentliche Bewertungsgrundlagen 

Die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden und die weiteren 
wesentlichen Bewertungsgrundlagen sind in dem als Anlage 3 beigefügten 
Anhang dargestellt. Gegenüber dem Vorjahr wurden keine Änderungen der 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden vorgenommen.  

Besondere Bedeutung für die Gesamtaussage des Jahresabschlusses kommt 
nach unserer Beurteilung insbesondere den folgenden Bewertungsgrundlagen zu:  

● Die Forderungen an Kreditinstitute und sonstigen Vermögensgegenstände 
sind zum Nennwert angesetzt. Die Bildung von Einzel- und Pauschalwert-
berichtigungen war nach der Beurteilung der Geschäftsführung nicht 
notwendig. 

● Der Ausweis der Forderungen an Investmentvermögen erfolgt unter den 
sonstigen Vermögensgegenständen. 

● Die sonstigen Verbindlichkeiten sind nach § 253 Abs. 1 Satz 2 HGB mit 
ihrem Erfüllungsbetrag angesetzt. 

● Die Rückstellungen berücksichtigen alle erkennbaren Risiken sowie 
ungewissen Verpflichtungen der Gesellschaft und sind mit dem nach § 253 
Abs. 1 Satz 2 HGB nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 
notwendigen Erfüllungsbetrag angesetzt. 
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5.2.2.2. Wesentliche sachverhaltsgestaltende Maßnahmen 

Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen mit wesentlichen Auswirkungen auf die 
Gesamtaussage des Jahresabschlusses lagen nach unserer Beurteilung aufgrund 
der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse nicht vor. 
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6. Darstellung der rechtlichen 
Grundlagen und der 
steuerlichen Verhältnisse 

Die publity Performance ist eine externe Kapitalverwaltungsgesellschaft im Sinne 
des KAGB, deren Geschäftszweck darauf gerichtet ist, inländische geschlossene 
Publikums- oder Spezial-Investment-Kommanditgesellschaften zu verwalten. 

6.1. Rechtliche Grundlagen 

6.1.1. Gesellschaftsrechtliche Grundlagen 

Die publity Performance wird in der Rechtsform der Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung geführt. Der Sitz der Gesellschaft ist Leipzig. Sie ist seit dem 19. Juni 
2012 im Handelsregister beim Amtsgericht Leipzig unter der Nummer HRB 28356 
eingetragen.  

Die Grundlage für die Rechtsverhältnisse der Gesellschaft bildet der Gesell-
schaftsvertrag vom 23. Mai 2012, zuletzt geändert am 16. Oktober 2014. 

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021, der einen uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk trägt, wurde von der alleinigen Gesellschafterin am 4. Mai 
2022 festgestellt. Der Geschäftsführung wurde für das Geschäftsjahr 2021 
Entlastung erteilt.  

Die Einreichung zur Offenlegung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2021 
im Bundesanzeiger erfolgte am 29. Juni 2022. 

6.1.2. Kapital- und Gesellschaftsverhältnisse 

Das gezeichnete Kapital der Gesellschaft beträgt zum 31. Dezember 2022 
EUR 500.000,00 und ist voll eingezahlt. Alleinige Gesellschafterin der publity 
Performance ist die publity AG, Frankfurt am Main. 

6.1.3. Verwaltungsorgane 

Organe der Gesellschaft sind: 

1. die Geschäftsführung, 

2. der Aufsichtsrat und 

3. die Gesellschafterversammlung. 

 

 



  
 
6 Darstellung der rechtlichen Grundlagen und der steuerlichen Verhältnisse 
 

   
publity Performance GmbH – 2022/13969   21 

 

Zu 1: 

Geschäftsführer waren im Geschäftsjahr die Herren 

● Frank Schneider, Geschäftsleiter Risikomanagement, Leipzig, und 

● Christoph Johannes Blacha, Geschäftsleiter Portfoliomanagement, Leipzig, 
bis 27. September 2022 

● Stephan Kunath, Geschäftsleiter Portfoliomanagement, Leipzig, 
ab 27. September 2022 

Die Geschäftsführer sind befugt, die Gesellschaft gemeinsam mit einem anderen 
Geschäftsführer oder gemeinsam mit einem Prokuristen zu vertreten. 

Prokura ist mit Wirkung zum 22. November 2018 an Frau Siglinde Heiche, Leipzig, 
erteilt. 

Zu den Zuständigkeiten innerhalb der Geschäftsführung verweisen wir auf die 
Anlage 6. 

Zu 2: 

Der Aufsichtsrat besteht im Geschäftsjahr aus den Herren 

● Hans-Jürgen Klumpp, Landesbankvorstand im Ruhestand, Bielefeld 
(Aufsichtsratsvorsitzender), 

● Wolfgang Faillard, Wirtschaftsprüfer/Rechtsanwalt/Steuerberater in Kanzlei 
HLFH, Köln (stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender) und 

● Frank Vennemann, Rechtsanwalt, Leipzig. 

Die Gesamtbezüge des Aufsichtsrats betrugen im Geschäftsjahr 2022 TEUR 32.  

Das Aufsichtsratsmitglied Wolfgang Faillard ist als einziges von den Gesell-
schaftern, den mit diesen verbundenen Unternehmen oder den Geschäftspartnern 
der publity Performance GmbH abhängig, sodass die restlichen Aufsichtsrats-
mitglieder unabhängig i. S. d. § 18 Abs. 3 Satz 1 KAGB sind bzw. waren.  

Der Aufsichtsrat hat sich eine Geschäftsordnung gegeben.  

Im Berichtsjahr haben nach den uns vorgelegten Sitzungsprotokollen am 
25. März, am 5. Mai, am 30. August, am 30. September und am 9. Dezember 
2022 Aufsichtsratssitzungen stattgefunden. Laut § 2 der Geschäftsordnung für 
den Aufsichtsrat haben mindestens einmal in jedem Kalenderquartal Sitzungen 
stattzufinden. 

6.1.4. Beziehungen zu verbundenen Unternehmen  

Es bestehen folgende Beziehungen zu verbundenen Unternehmen:  

Alleinige Gesellschafterin der publity Performance ist die publity AG. Die publity 
Performance hat die publity AG mit der Objektverwaltung für die von der KVG 
verwalteten AIF beauftragt. Dafür erhielt die publity AG im Berichtsjahr eine 
Vergütung in Höhe von TEUR 140.  

Die publity Emissionshaus GmbH, Leipzig, ist persönlich haftende 
Gesellschafterin der von der Gesellschaft verwalteten Publikums-AIF.  
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Gründungskommanditistin der Publikums-AIF ist die HF Treuhand GmbH, Köln, 
deren Gesellschafter zu 50 % das Mitglied des Aufsichtsrats der publity 
Performance Herr Wolfgang Faillard ist. 

6.2. Erlaubnis 

Die publity Performance ist eine externe Kapitalverwaltungsgesellschaft im Sinne 
des KAGB. Der Geschäftszweck der publity Performance ist darauf gerichtet, 
inländische geschlossene Publikums- oder Spezial-Investment-Kommandit-
gesellschaften zu verwalten. 

Der Gesellschaft wurde mit Schreiben der BaFin vom 18. September 2014 
(GZ: WA 44-Wp 6000-10135183-2014/0001) gemäß §§ 20, 22 KAGB die 
Erlaubnis für folgende Tätigkeiten erteilt: 

● Für die Tätigkeit als AIF-Kapitalverwaltungsgesellschaft. Die Erlaubnis ist 
auf die Verwaltung der folgenden Arten von Investmentvermögen 
beschränkt: 

- Geschlossene inländische Publikums-AIF gemäß §§ 261 ff. KAGB 
sowie geschlossene inländische Spezial-AIF gemäß § 285 ff. KAGB, 
die jeweils gemäß ihren Anlagebedingungen in die folgenden 
Vermögensgegenstände investieren dürfen: 

 Sachwerte i. S. d. § 261 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. Abs. 2 Nr. 1 KAGB 
(Immobilien, einschließlich Wald, Forst- und Agrarland) 

 Anteile oder Aktien an Gesellschaften, die nach dem 
Gesellschaftsvertrag oder der Satzung nur 
Vermögensgegenstände i. S. d. § 261 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. 
Abs. 2 Nr. 1 KAGB sowie die zur Bewirtschaftung dieser 
Vermögensgegenstände erforderlichen Vermögensgegenstände 
oder Beteiligungen an solchen Gesellschaften erwerben dürfen 

 die Vermögensgegenstände gemäß § 261 Abs. 1 Nr. 5 und 
6 KAGB, soweit in der Durchschau Vermögensgegenstände 
gemäß der voranstehenden Punkte erworben werden 

 Geldmarktinstrumente gemäß § 194 KAGB 

 Bankguthaben gemäß § 195 KAGB 

- EU-AIF, deren Anlagepolitik mit den voranstehenden Punkten 
vergleichbaren Anforderungen unterliegt 

- Ausländische AIF, deren Anlagepolitik den voranstehenden Punkten 
vergleichbaren Anforderungen unterliegt 

● Für die Verwaltung einzelner in Finanzinstrumenten i. S. d. § 1 Abs. 11 KWG 
angelegter Vermögen für andere mit Entscheidungsspielraum einschließlich 
der Portfolioverwaltung fremder Investmentvermögen 
(Finanzportfolioverwaltung gemäß § 20 Abs. 3 Nr. 1 KAGB). 
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● Für den Vertrieb von Anteilen oder Aktien an fremden Investmentvermögen 
gemäß § 20 Abs. 3 Nr. 6 KAGB. 

● Für sonstige Tätigkeiten, die gemäß § 20 Abs. 3 Nr. 9 KAGB mit den als 
AIF-Kapitalverwaltungsgesellschaft verbundenen Tätigkeiten und mit den 
unter dem 2. und 3. Punkt aufgeführten Dienstleistungen und 
Nebendienstleistungen unmittelbar verbunden sind. 

● Für die Beteiligung an anderen Unternehmen mit gleichem oder ähnlichem 
Gesellschaftszweck gemäß § 20 KAGB, wenn eine Haftung der Gesellschaft 
aus der Beteiligung durch die Rechtsform des Unternehmens beschränkt ist. 

Im Berichtsjahr 2022 wurde die Verwaltung von geschlossenen inländischen 
Publikums-AIF ausgeübt.  

Nach unserer Prüfung liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass die publity 
Performance die erteilte Erlaubnis im Berichtsjahr nicht eingehalten hat. 

6.3. Steuerliche Verhältnisse 

Die Gesellschaft wird beim Finanzamt Leipzig unter der Steuernummer 
231/116/10614 geführt. 

Zwischen der publity Performance und der publity AG besteht ein rückwirkend 
zum 1. Januar 2014 wirksamer, am 18. Juni 2014 abgeschlossener Gewinn-
abführungsvertrag, dem die Gesellschafterversammlung am 18. Juni 2014 
zugestimmt hat und der am 27. Juni 2014 in das Handelsregister eingetragen 
worden ist. Die Kündigung war erstmalig zum 31. Dezember 2018 möglich, wurde 
jedoch bisher nicht vollzogen. Seit dem 1. Januar 2014 besteht somit eine 
ertragsteuerliche Organschaft mit der publity AG als Organträger und der publity 
Performance als Organgesellschaft. 

Im Geschäftsjahr 2022 wurden Betriebsprüfungen für vororganschaftliche 
Veranlagungszeiträume beendet. Die Zahlungen bzw. Erstattungen sind in der 
Gewinn- und Verlustrechnung berücksichtigt.  
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7. Darstellung der Lage der 
externen Kapital-
verwaltungsgesellschaft 

7.1. Wirtschaftliche Grundlagen 

Die publity Performance verwaltet für Privatanleger konzipierte AIF. Die 
unternehmerische Ausrichtung der AIF ist unter anderem wie folgt 
gekennzeichnet:  

● Es werden deutsche Immobilien aus Bankenverwertung und anderen institu-
tionellen Finanzinvestoren unter Marktpreis erworben, um sie zügig mit 
Gewinn zu veräußern.  

● Es erfolgen Investitionen in ein breites Spektrum hauptsächlich gewerblich 
genutzter Qualitätsimmobilien, bevorzugt in Ballungsräumen mit 
Entwicklungspotential wie die Regionen Hamburg, Frankfurt am Main, 
Berlin, München und Düsseldorf.  

● Zusätzliche Einnahmen aus der zwischenzeitlichen Bewirtschaftung der 
Immobilien sollen generiert werden.  

● Es wird der unmittelbare sowie der mittelbare Erwerb mittels Objektgesell-
schaften von bebauten und ggf. unbebauten Grundstücken avisiert.  

Die publity Performance verwaltete im Berichtsjahr die geschlossenen 
inländischen Publikums-AIF Fonds Nr. 6, Fonds Nr. 7 und Fonds Nr. 8, welche 
sich nach dem Stichtag in der Liquidationsphase befinden. 

Die publity Performance unterhält keine ausländischen Niederlassungen oder 
Zweigstellen. 

7.2. Geschäftliche Entwicklung  

Zum Bilanzstichtag verwaltete die publity Performance GmbH die folgenden 
geschlossenen inländischen Publikums-AIF: 

 

Hinsichtlich der Entwicklung der Fondsvermögen im Einzelnen verweisen wir auf 
unsere gesonderten Berichte über die Prüfung der AIF. 

Fondsvolumen Fondsvolumen 
31.12.2022 Vorjahr

(TEUR) (TEUR)
Fonds Nr. 6 8.609 12.347
Fonds Nr. 7 0 9.299
Fonds Nr. 8 10.928 16.989

19.537 38.635
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7.3. Erläuterung der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage 

7.3.1. Vermögens- und Finanzlage 

Zur Darstellung und Beurteilung des Vermögens- und Kapitalaufbaus haben wir 
aus der Bilanz laut Anlage 1 eine Vermögens- und Kapitalübersicht abgeleitet. 
Die Gliederung erfolgt — abweichend von der Bilanz — nach wirtschaftlichen 
Kriterien.  

 
Im Geschäftsjahr 2022 hat die Gesellschaft analog dem Vorjahr Investment-
vermögen gemäß KAGB verwaltet. 

Das Eigenkapital ist aufgrund des seit dem Geschäftsjahr 2014 bestehenden 
Gewinnabführungsvertrags mit der publity AG im Vergleich zum Vorjahr 
unverändert.  

Die Forderungen an Kreditinstitute betreffen in voller Höhe täglich fällige 
Guthaben bei der Sparkasse Frankfurt. 

Die sonstigen Vermögensgegenstände enthalten im Wesentlichen Forderungen 
aus Lieferungen und Leistungen gegen die AIF in Höhe von TEUR 48 (Vorjahr: 
TEUR 99) aus der Verwaltung einschließlich Objektverwaltung.  

Die Steuerforderungen aus Umsatzsteuer sind im Berichtsjahr auf TEUR 54 
gesunken (Vorjahr: TEUR 154).  

Die sonstigen Passiva betreffen im Wesentlichen Verbindlichkeiten gegenüber 
der Gesellschafterin publity AG aus Objektverwaltung sowie einem 
Verrechnungskonto in Höhe von insgesamt TEUR 76 (Vorjahr: TEUR 327) sowie 
abzuführende Lohn- und Kirchensteuer in Höhe von TEUR 2 (Vorjahr: TEUR 3). 

31.12.2022 Vorjahr
TEUR % TEUR % TEUR %

AKTIVA
I. Liquide Mittel

Täglich fällige Forderungen an
Kreditinstitute 704 87,5 780 75,6 -76 -9,7

II. Vermögensanlagen
Sonstige Vermögensgegenstände 101 12,5 252 24,4 -151 -59,9

805 100,0 1.032 100,0 -227 -22,0

PASSIVA
I. Kurzfristige Verbindlichkeiten

Sonstige Passiva 79 9,7 332 32,2 -253 -76,2
Andere Rückstellungen 71 8,8 45 4,5 +26 57,8

150 18,6 377 36,5 -227 -60,2
II. Eigenkapital

Gezeichnetes Kapital 500 62,1 500 48,4 0 0,0
Bilanzgewinn 155 19,4 155 15,0 0 0,0

655 81,4 655 63,5 0 0,0

805 100,0 1.032 100,0 -227 -22,0

Veränderung
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Die anderen Rückstellungen sind nach dem Ergebnis unserer Prüfung 
ausreichend bemessen und haben sich im Berichtsjahr wie folgt entwickelt: 

 

Die wesentlichen Posten der anderen Rückstellungen sind ausstehende 
Eingangsrechnungen für das ausgelagerte Risikomanagement sowie 
Abschlusserstellungs- und -prüfungskosten. 

7.3.2. Kapitalanforderungen 

Kapitalverwaltungsgesellschaften haben ausreichend Eigenmittel vorzuhalten. Bei 
der Ermittlung der Eigenmittel gemäß § 25 KAGB ist gemäß § 1 Abs. 19 Nr. 9 
KAGB auf die Eigenmitteldefinition des Artikel 72 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 abzustellen. Auf Basis des Umfangs der Geschäftstätigkeit hat die 
Gesellschaft einen Betrag von TEUR 350 festgelegt, der in Bankguthaben 
getrennt von dem laufenden Geschäftskonto angelegt ist. Zum Ende des 
Geschäftsjahres 2022 überstieg das Bankguthaben der Gesellschaft insgesamt 
den genannten Betrag. 

Die Eigenmittel am 31. Dezember 2022 stellen sich wie folgt dar:  

 

Die Eigenmittel erfüllen die Anforderung des § 25 Abs. 7 KAGB und werden in 
Form von täglich fälligem Bankguthaben gehalten. 

Gemäß § 25 Abs. 4 KAGB i. V. m. Art. 9 Abs. 5 der AIFM-Richtlinie und i. V. m. 
Art. 21 der Kapitaladäquanzrichtlinie müssen unabhängig von den Eigenmittel-
anforderungen des Abs. 1 zu jeder Zeit Eigenmittel vorgehalten werden, die 
mindestens 25 % der fixen Gemeinkosten des Vorjahres entsprechen.  

Die Interne Revision stellte fest, dass bei der vorgelegten unterjährigen 
Berechnung der Eigenmittel die Gesellschaft nicht auf die fixen Gemeinkosten des 
Vorjahres abgestellt, sondern eine eigene Prognose der fixen Gemeinkosten für 
2022 vorgenommen hat. Dies wurde durch die bevorstehende Rückgabe der 
Lizenz der KVG und den in diesem Zusammenhang reduzierten Geschäftsumfang 

Stand Stand
01.01.2022 Verbrauch Auflösung Zuführung 31.12.2022

TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR
1. Urlaub 3 0 3 0 0
2. sonstige, BG,etc 1 0 0 0 1
3. Rechtskosten 0 0 0 0 0
4. Archivierung 3 0 0 0 3
5. Abschlusskosten 27 27 0 31 31
6. Abschluss VÖ 1 1 0 1 1
7. Risikomanagement 10 10 0 35 35

45 38 3 67 71

31.12.2022 Vorjahr
TEUR TEUR

Gezeichnetes Kapital 500 500
Bilanzgewinn 155 155

655 655
Abzugsposten gemäß § 10 Abs. 2a Satz 2 Nr. 2 KWG 0 0
Hartes Kernkapital 655 655

davon Eigenmittel (in liquider Form i. S. v. § 25 Abs. 7 KAGB gehalten) 350 350
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begründet. So ist zum Teil das Personal in 2022 unterjährig in eine andere 
Konzerngesellschaft übergegangen und es entfielen Teile der Lohn- und 
Sozialkosten und die Miete reduzierte sich. Auch wenn diese Vorgehensweise 
wirtschaftlich nachvollziehbar erscheint, ist nach Beurteilung der Internen Revision 
immer auf die Kosten des Vorjahres abzustellen. Eine Abweichung hiervon ist 
nach Artikel 97 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 bei einer wesentlichen 
Änderung der Geschäftstätigkeit nur in Abstimmung mit der BaFin möglich, die 
hier nicht erfolgt ist. Zudem wurde bei der Berechnung der Eigenmittel zweimal ein 
Abschlag von 25 % auf die ermittelten fixen Gemeinkosten vorgenommen.  

Der Ansatz der niedrigeren Kosten in der Berechnung der Eigenmittel hatte in 
2022 keine Auswirkungen, da die vorgehaltenen liquiden Eigenmittel von 
TEUR 350 auch 25 % der fixen Gemeinkosten des Vorjahres (TEUR 818 x 25% = 
TEUR 205) deutlich übersteigen.  

Wir empfehlen, der Berechnung der Eigenmittel in 2023 die fixen Kosten des 
Vorjahres zugrunde zu legen oder alternativ mit der BaFin über eine Reduzierung 
zu sprechen.  

Der Mindestbetrag an vorzuhaltenden Eigenmitteln errechnet sich gemäß § 25 
Abs. 1, 4 und 6 KAGB wie folgt: 

 
Im Berichtszeitraum wurden durch die Gesellschaft weder Altersvorsorgeverträge 
nach § 20 Abs. 2 Nr. 6 KAGB abgeschlossen noch Mindestzahlungszusagen nach 
§ 20 Abs. 2 Nr. 7 KAGB abgegeben. Die Gesellschaft deckt potenzielle Berufs-
haftungsrisiken aus der Geschäftstätigkeit gemäß § 25 Abs. 6 KAGB über eine 
Haftpflicht-Versicherung ab. Zum Ende des Geschäftsjahres belief sich die 
Versicherungssumme auf über EUR 2,5 Mio. Die vereinbarte Versicherungs-
summe übersteigt den Mindestwert von 0,01 % des Wertes des Portfolios der 
verwalteten AIF. Die Kapitalanforderungen gemäß § 25 Abs. 1, 4 und 6 KAGB 
waren somit im Berichtsjahr eingehalten.  

  

TEUR TEUR
(1) Anfangskapital gemäß § 25 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b) KAGB 125
(2) Mindestkapital in Höhe von 25 % der Kosten 

Summe der Aufwendungen gemäß Gewinn- und Verlustrechnung
des Vorjahres 818

Abzüge variabler Kostenbestandteile gemäß EBA Final Draft RTS on
fund requirements for investment firms based on fixed overheads
(EBA/RTS/2014/01) 0

818
davon 25 % 205

205
(4) Zusätzliche Eigenmittel zur Abdeckung von Berufshaftungs-

  risiken gemäß § 25 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 KAGB
  Volumen verwalteter AIF 0

davon 0,01 % zur Abdeckung der Berufshaftungsrisiken 0
Aufsichtlich geforderte Eigenmittel 205
Liquide Eigenmittel zum Geschäftsjahresende 350

Überdeckung 145

31.12.2022

(3) Maximum: Summe des Eigenmittelbedarfs 
        gemäß § 25 Abs. 4 KAGB
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7.3.3. Ertragslage 

Wir zeigen nachstehend die Entwicklung des Jahresergebnisses aus einer nach 
betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten gegliederten Erfolgsrechnung, der wir 
die entsprechenden Vorjahreszahlen zum Vergleich gegenüberstellen.  

 

Die Provisionserträge in Höhe von TEUR 573 (Vorjahr: TEUR 1.059), Haupt-
ertragsquelle der Gesellschaft, resultieren aus der Vergütung für die Verwaltung 
der AIF, die durch die prospektierte Veräußerung der Immobilien ein reduziertes 
Immobilienvermögen ausweisen.  

Die Verwaltungsaufwendungen sind im Berichtsjahr um TEUR 270 auf TEUR 519 
gesunken, insbesondere durch den Rückgang der anderen Verwaltungsaufwen–
dungen um TEUR 266 auf TEUR 284. 

Durch abgeschlossene Betriebsprüfungen für vororganschaftliche Veranlagungs-
zeiträume entstanden Ertragsteuerzahlungen in Höhe von TEUR 12 (Vorjahr: 
TEUR -1).  

Das Geschäftsjahr 2022 schloss mit einem Jahresüberschuss vor Ergebnis-
abführung in Höhe von TEUR 40 ab. Das Jahresergebnis wird aufgrund des 
Gewinnabführungsvertrags an die publity AG abgeführt. 

  

2022 Vorjahr
TEUR % TEUR % TEUR %

Dienstleistungsgeschäft
Provisionserträge

Vergütung für Verwaltung Fonds Nr. 8 341 59,5 537 50,9 -196 -36,5
Vergütung für Verwaltung Fonds Nr. 7 64 11,2 318 30,1 -254 -79,9
Vergütung für Verwaltung Fonds Nr. 6 168 29,3 204 19,3 -36 -17,6

573 100,0 1.059 100,4 -486 -45,9
Provisionsaufwendungen 0 0,0 0 0,0 0 0,0
Provisionsüberschuss 573 100,0 1.059 100,4 -290 -27,4
Zinsabhängiges Geschäft
Zinsaufwendungen 0 0,0 4 0,4 -4 +0,2
Zinsüberschuss 0 0,0 -4 -0,4 -4 +0,2
Laufende Erträge 573 100,0 1.055 100,0 -294 -27,9
Verwaltungsaufwendungen
Personalaufwand 235 41,0 239 22,7 -4 -1,7
Andere Verwaltungsaufwendungen 284 49,6 550 52,1 -266 -48,4

519 90,6 789 74,8 -270 -34,2
Teilbetriebsergebnis 54 9,4 266 25,2 -212 -79,7
Sonstige betriebliche Erträge 7 1,2 72 6,8 -65 -90,3
Sonstige betriebliche Aufwendungen 9 1,6 29 2,7 -20 -69,0

-2 -0,2 43 4,1 -45 -104,7
Betriebsergebnis 52 9,1 309 29,3 -257 -83,2
Ertragsteuern 12 2,1 -1 -0,1 +13 +0,2
Jahresüberschuss vor Ergebnisabführung 40 7,0 310 29,4 -270 -87,1

Ergebnis-
veränderung
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7.3.4. Liquiditätslage 

Nachfolgend zeigen wir eine nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten gegliederte 
Übersicht der Liquiditätslage: 

 

Die kurzfristigen Verbindlichkeiten sind vollständig durch die bestehenden 
kurzfristigen Forderungen abgedeckt. 

Im Berichtsjahr war die Zahlungsfähigkeit der Gesellschaft jederzeit gewährleistet. 
Bis zur Beendigung unserer Prüfung sind uns keine Umstände bekannt geworden, 
die die Liquiditätslage des Instituts nachteilig verändert hätten. 

7.4. Darstellung der Risikolage  

7.4.1. Eigenanlagen 

Die Gesellschaft tätigt außer der Anlage liquider Mittel bei inländischen Einlagen-
kreditinstituten guter Bonität, welche den Standard der europäischen 
Einlagensicherung erfüllen, keine Eigenanlagen. Die Gesellschaft ist daher keinen 
wesentlichen direkten Marktpreis- und Adressausfallrisiken ausgesetzt. 

7.4.2. Liquiditätsrisiko  

Die Liquiditätslage der Gesellschaft ist über die Verwaltungsvergütung eng 
verknüpft mit den verwalteten Investmentvermögen. Die verwalteten 
Investmentvermögen haben aufgrund der prognostizierten Fondslaufzeit 
Rückzahlungen an die Anleger geleistet und generieren Liquidität aus der 
Verwaltung oder dem Verkauf der Sachanlagen. Abhängig von der Vermarktung 
der Sachanlagen kann es stichtagsbezogen zu Liquiditätsrisiken kommen. Im 
Rahmen des Liquiditätsmanagements bei den verwalteten Investmentvermögen 
erfolgt eine aktive Überwachung der Liquiditätslage. Mit Hilfe von Stresstests 
werden auch Auswirkungen extremer Veränderungen untersucht. Die Ergebnisse 
der Liquiditätsanalysen auf Ebene der verwalteten AIF gehen in das Liquiditäts-
risikomanagement auf Gesellschaftsebene ein. 
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7.4.3. Ertragsausfallrisiko 

Da der zukünftige Erfolg der Gesellschaft zu wesentlichen Teilen an die Erträge 
aus den verwalteten Investmentvermögen gekoppelt ist, hat die Gesellschaft das 
Risiko des Ertragsausfalls als potenziellen Risikofaktor identifiziert. Die Provisions-
erlöse aus der Verwaltung von AIF hängen nach Abschluss der Emissionsphase 
von der Höhe des Nettoinventarwertes der verwalteten Investmentkommandit-
gesellschaften ab.  

Ein Limit für Ertragsausfallrisiken in der Risikotragfähigkeitsrechnung wurde 
seitens der Gesellschaft auf TEUR 100 festgelegt. Für die Berechnung wurden  
Limite für vier Einzelrisiken aufaddiert, die sich jeweils aus der Reduktion der 
Ertragsbasis ergeben. Dazu gehören das Risiko einer sinkenden Verwaltungs-
gebühr, das Kostenrisiko, das Zinsänderungsrisiko sowie der Verkauf unter 
Planwerten. Unter Berücksichtigung der von der Gesellschaft für die Einzelrisiken 
prognostizierten Eintrittswahrscheinlichkeiten und Schadenshöhen beträgt die 
absolute Ausnutzung des Limits für die Ertragsausfallrisiken zum 31. Dezember 
2022 TEUR 18. Die dabei zugrunde gelegten Annahmen betrachten wir im 
Ergebnis unserer Prüfungsarbeiten als sachgerecht und nachvollziehbar. Selbst 
bei Eintritt der angesetzten Szenarien für den Ertragsausfall würde sich immer 
noch ein positives Jahresergebnis ergeben, welches aufgrund des bestehenden 
Ergebnisabführungsvertrags an die Muttergesellschaft abgeführt wird. Die 
Gesellschaft schätzt deshalb das Ertragsausfallrisiko in der Form, dass sich 
dieses negativ auf den Jahresüberschuss 2022 auswirken würde, als gering ein.  

Aufgrund der abgeschlossenen Platzierungsphase des Fonds Nr. 6 und Fonds Nr. 
8 wurde kein zeitliches und betragsmäßiges Platzierungsrisiko identifiziert. 

Für die im Fonds Nr. 6 verbliebenen Immobilien sind die bis zum Bilanzstichtag 
31. Dezember 2022 bestehenden Mietverhältnisse ausgelaufen. Insofern 
bestehen dort Ertragsausfallrisiken, falls eine Anschlussvermietung oder alternativ 
die Veräußerung nicht gelingt. Insofern hat die Gesellschaft das Risiko für 2023 im 
Fonds 6 auf hoch angehoben (laut Risikobericht für das 1. Quartal 2023). 

7.4.4. Operationelle Risiken 

Als operationelle Risiken versteht die Gesellschaft die Gefahr von Verlusten, die 
infolge der Unangemessenheit oder des Versagens von internen Verfahren, 
Systemen, Menschen oder infolge externer Ereignisse eintreten können. Die 
bestehenden operationellen Risiken werden im Rahmen des Risikomanagements 
identifiziert und bewertet. Die Gesellschaft begegnet Personalrisiken durch 
laufende Weiterbildung der Mitarbeiter, klare Vertretungsregelungen und die 
Beachtung des Vier-Augen-Prinzips. Bei der Auswahl von Vertragspartnern wird 
auf deren Reputation und Zuverlässigkeit geachtet und ein umfassendes 
Auslagerungscontrolling durchgeführt.  

Die Gesellschaft nimmt eine Limitierung und Quantifizierung von operationellen 
Risiken vor. Das Limit für operationelle Risiken wurde mit TEUR 115 festgelegt. 
Die von der Gesellschaft quantifizierten operationellen Risiken lagen zum 
31. Dezember 2022 mit TEUR 33 unterhalb des Risikolimits. Der Betrag der 
identifizierten operationellen Risiken im Geschäftsjahr wird seitens der 
Gesellschaft als nicht wesentlich angesehen. 
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7.4.5. Risikotragfähigkeitsrechnung 

Die Risikotragfähigkeit beschreibt die maximal mögliche Vermögensreduktion der 
Gesellschaft, bevor eine Existenzgefährdung eintreten kann. Das Gesamtrisiko 
darf diese maximale Risikotragfähigkeit nicht überschreiten. 

Auf Basis der Daten zum 31. Dezember 2021 hat die Gesellschaft eine Risikotrag-
fähigkeitsrechnung für das Jahr 2022 aufgestellt. Die Aufstellung erfolgte nach 
dem Going-Concern-Ansatz. 

Als Risikodeckungspotential steht der Gesellschaft das bilanzielle Eigenkapital zur 
Verfügung, das aus dem Stammkapital und dem Bilanzgewinn besteht. Die 
Gesellschaft setzt aufgrund des mit der publity AG bestehenden Gewinnab-
führungsvertrags keine positiven Planergebnisse für die Bemessung des 
Risikodeckungspotentials an. Negative Planergebnisse mindern allerdings das 
Risikodeckungspotential, da die Gesellschaft entsprechend der Geschäftsstrategie 
ihre Kosten ohne Rückgriff auf die Muttergesellschaft selbst decken soll. Das 
Ertragsausfallrisiko wird in der Form einer Minderung des Planergebnisses 
berücksichtigt, sodass ein Ansatz als Risikopotential erst dann erfolgt, wenn sich 
nach Anrechnung des Ertragsausfallrisikos ein negatives Planergebnis ergibt. 

Das Risikodeckungspotential stellt sich auf Basis der Werte zum 
31. Dezember 2022 wie folgt dar: 

 

Nach Anrechnung des Limits für operationelle Risiken sowie sonstiger Risiko-
positionen, worunter das Limit für die Ertragsrisiken der Gesellschaft fällt, reicht 
das von der Gesellschaft ermittelte Risikodeckungspotential aus, um auch bei 
voller Auslastung der Risikolimite weiterhin die aufsichtsrechtlichen 
Eigenmittelvorschriften des § 25 KAGB einzuhalten.  

7.4.6. Gesamturteil 

Nach unserer Einschätzung gibt es keine Anhaltspunkte für eine erhöhte 
Risikolage.  

Aufgrund der überschaubaren Geschäftsgröße und des regelmäßigen 
Risikoreportings ist sichergestellt, dass die Geschäftsführer der Gesellschaft 
unverzüglich Informationen zu besonderen risikobehafteten Entwicklungen 
erlangen. 

TEUR
Gezeichnetes Kapital 500
Bilanzgewinn 155
Risikodeckungspotential 655
Anrechnung sonstiger Kreditrisiken 0
Anrechnung Adressausfall- und Marktpreisrisikolimit für Eigenanlagen 0
Anrechnung Limit operationelle Risiken -115
Anrechnung sonstige Risikopositionen -100
Anrechnung Rückgang Fondserträge der nächsten zwölf Monate 0

Risikodeckungspotential nach Anrechnung 440
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8. Geschäftsorganisation und 
Risikomanagement 

8.1. Organisatorische Grundlagen 

Die Gesellschaft hat die organisatorischen Grundlagen im Organisationshandbuch 
der publity Performance dokumentiert. 

Beim organisatorischen Aufbau der Gesellschaft sind u. a. die Regelungen des 
KAGB zu den Allgemeinen Verhaltensregeln und zur Geschäftsorganisation 
(§ 26 ff. KAGB) sowie deren Konkretisierung durch die AIFM-VO und KAVerOV 
sowie die KAMaRisk beachtet worden. Das Risikomanagement und die 
Geschäftsorganisation betreffenden Anforderungen sind in diesem Abschnitt 
dargestellt, die allgemeinen Verhaltensregeln betreffenden Anforderungen in 
Abschnitt 9. 

Alle Geschäftsleiter, unabhängig von internen Zuständigkeitsregelungen, sind 
gemeinsam im Sinne von § 1 Abs. 19 Nr. 15 KAGB für die ordnungsgemäße 
Geschäftsorganisation und deren Weiterentwicklung sowie die ordnungsgemäße 
Steuerung und Überwachung verantwortlich. Diese Verantwortung umfasst die 
Festlegung angemessener Strategien, die Einrichtung angemessener interner 
Kontrollverfahren und somit die Verantwortung für die wesentlichen Elemente des 
Risikomanagements. 

Die Gesamtverantwortung der Geschäftsleitung ist im Organisationshandbuch 
festgeschrieben.  

8.2. Aufbau- und Ablauforganisation 

Der organisatorische Aufbau der Gesellschaft ist in einem Organigramm (siehe 
Anlage 6) aufgezeichnet. Hieraus ergibt sich auch die Geschäftsverteilung 
innerhalb der Geschäftsführung der Gesellschaft.  

Der Grundsatz der Funktionstrennung ist wesentlicher Bestandteil der 
organisatorischen Sicherungsmaßnahmen der Gesellschaft. Die Ausgestaltung 
der Aufbau- und Ablauforganisation der Gesellschaft gewährleistet, dass 
miteinander unvereinbare Tätigkeiten durch unterschiedliche Mitarbeiter 
durchgeführt werden. Über die Ausgestaltung der Aufbauorganisation wird 
sichergestellt, dass der Bereich Portfoliomanagement bis einschließlich der Ebene 
der Geschäftsführung von dem Risikomanagement und der Fondsadministration 
(zuständig für Erfassung und Kontrolle der Geschäftsabschlüsse) grundsätzlich 
getrennt ist.  

Die publity Performance hat wesentliche Handlungen und Festlegungen bezüglich 
der Umsetzung der Allgemeinen Verhaltens- und Organisationspflichten 
(§§ 26 ff. KAGB) im OHB dokumentiert. Dieses unterliegt der fortlaufenden 
Aktualisierung.  
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Das Organisationshandbuch wurde den Mitarbeitern in der aktuellen Version mit 
Stand Mai 2022 zur Verfügung gestellt. Die Gesellschaft muss über die von ihr 
erbrachten Geschäfte und durchgeführten Kontrollen und Überwachungen 
Aufzeichnungen erstellen. Die Aufzeichnungen müssen entsprechend den 
gesetzlichen Anforderungen aufbewahrt werden. Aufzeichnungen, die sich auf das 
Vertragsverhältnis beziehen, sind mindestens für die Dauer des Vertragsver-
hältnisses aufzubewahren. Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine 
gegenteiligen Feststellungen getroffen. 

8.3. Ressourcen  

8.3.1. Personal und Anreizsysteme  

Die quantitative und qualitative Personalausstattung orientiert sich insbesondere 
an den internen Erfordernissen, den Geschäftsaktivitäten sowie der Risikosituation 
und wird durch die Fachabteilung gemeinsam mit der Geschäftsführung fest-
gelegt. 

Die Auswahl der Mitarbeiter der Gesellschaft sowie die Koordinierung der 
Schulungsmaßnahmen erfolgten im Geschäftsjahr durch den Personalreferenten. 
Diese Funktion wird seit Mitte 2014 durch einen Mitarbeiter der publity AG 
wahrgenommen. Bei der Einstellung von Mitarbeitern überzeugte dieser sich 
zunächst anhand des Lebenslaufes und der Zeugnisse sowie des gemeinsam mit 
der betreffenden Fachabteilung geführten Einstellungsgespräches von der 
persönlichen und fachlichen Eignung. Die Mitarbeiter der publity Performance sind 
angehalten, ihr Fachwissen permanent aktuell zu halten. Geeignete 
Schulungsmaßnahmen wurden durch den Personalreferenten begleitet bzw. 
ausgewählt. 

Die Gesellschaft hat als Risikoträger die beiden Geschäftsführer identifiziert. Zum 
„identified staff“ i. S. d. § 37 Abs. 1 Satz 1 KAGB zählt als Mitarbeiter mit 
Kontrollfunktion zudem der Risikomanager der Gesellschaft. Diese Position wurde 
im Geschäftsjahr 2022 durch Herrn Sascha Schön wahrgenommen.  

Für sämtliche Mitarbeiter einschließlich der Geschäftsführer sieht die 
Vergütungspolitik der Gesellschaft derzeit ausschließlich eine Fixvergütung vor, 
die der Größe, der internen Organisation und der Art, dem Umfang und der 
Komplexität der Geschäfte der Gesellschaft Rechnung trägt. Die Geschäftsführer 
erhielten mit Ausnahme von Herrn Blacha keine Vergütung von der Gesellschaft, 
da sie sich in einem Anstellungsverhältnis mit einer anderen Gesellschaft befinden 
bzw. befanden. Auch seitens dieser Gesellschaften ist ausschließlich die Zahlung 
einer Fixvergütung vorgesehen. Die Tätigkeiten und Funktionen von Herrn Blacha 
sind in einem Beratervertrag zwischen ihm und der KVG geregelt, der eine 
monatliche Pauschalvergütung vorsah.  

Die Vergütungspolitik ist so gestaltet, dass keine Anreize entstehen, die zu einem 
Verhalten motivieren, das nicht im Einklang mit der Geschäfts- und Risikostrategie 
der Gesellschaft, den Interessen der Kunden oder der Integrität der Märkte steht. 
Derzeit ist die Gewährung von variablen Vergütungen nicht vorgesehen und es 
bestehen auch keine vertraglichen Ansprüche auf Boni. 
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Nachhaltigkeitsrisiken werden derzeit noch nicht in die Vergütungspolitik der 
publity Performance GmbH einbezogen. 

Im Berichtsjahr erfolgte die Offenlegung der Vergütungspolitik gemäß § 165 Abs. 
3 Nr. 10 i. V. m. § 269 Abs. 1 KAGB auf der Homepage der Gesellschaft. 

Die durchschnittliche Personalausstattung umfasste im Berichtsjahr drei 
Mitarbeiter. Zudem wurde im Wege der Mitarbeitergestellung auf Mitarbeiter der 
publity-Finanzgruppe zurückgegriffen. 

Aufgrund des überschaubaren Umfangs der Geschäftstätigkeit der Gesellschaft 
sowie der Tatsache, dass keine neuen Fonds aufgelegt werden, erachten wir die 
Personalausstattung gerade noch für angemessen und ausreichend. 

Darüber hinaus empfehlen wir der Gesellschaft im Bedarfsfall weitere externe 
Unterstützung in Anspruch zu nehmen.  

8.3.2. Technisch-organisatorische Ausstattung  

Bei den im Einsatz befindlichen IT-Systemen handelt es sich in der Regel um 
Standard-Software, die im Fall von Störungen oder Ausfall jederzeit an eine 
spezialisierte Firma zur Fehlerbehebung übergeben werden kann. Die eigene 
Anwenderentwicklung ist ausgeschlossen. Die eingesetzten Systeme dienen 
bislang lediglich der Automatisierung von Vorgängen, sodass im Fall von 
temporären Störungen die Fortführung der laufenden Geschäftstätigkeit 
grundsätzlich durch die dafür zuständigen Mitarbeiter gewährleistet werden kann. 
Die Gesellschaft beschäftigt im Durchschnitt drei Personen.  

Unter Berücksichtigung der Art, des Umfangs und der Komplexität der 
Geschäftsaktivitäten erfüllt die Gesellschaft hinsichtlich des Managements von IT-
Ressourcen und der damit verbundenen Risiken die gesetzlichen Anforderungen, 
die sich aus den §§ 28-30 KAGB und der Art. 38-66 AIFM Level II-VO ergeben. In 
Bezug auf die Umsetzung der kapitalverwaltungsaufsichtlichen Anforderungen an 
die IT (KAIT) sieht der uns vorliegende Konzeptentwurf eine an die Größe der 
Gesellschaft angepasste Erfüllung der KAIT vor. Die Geschäftsführung der 
Gesellschaft beabsichtigt keinen weiteren Fonds aufzulegen. Damit wird die 
operative Geschäftstätigkeit voraussichtlich Ende 2023 enden. Vor diesem 
Hintergrund halten wir die beschriebene Herangehensweise für angemessen.  

8.3.3. Notfallkonzept  

Die Gesellschaft hat ein Notfallkonzept implementiert, bei dem als wesentliche 
Risiken der Ausfall der Verwahrstelle, personelle Risiken sowie IT-Risiken/Ausfall 
der Räumlichkeiten identifiziert wurden. 

Für den Ausfall der Verwahrstelle hat die Gesellschaft eine alternative 
Verwahrstelle benannt, die die Bereitschaft zur Übernahme der Verwahr-
stellenfunktion für die von der publity Performance verwalteten Investment-
vermögen bestätigt hat. Die dann erforderlichen Schritte zur Durchführung des 
Verwahrstellenwechsels hat die Gesellschaft im Rahmen eines Notfallkonzeptes 
gemäß Abschnitt 8.2 Tz. 4 KAMaRisk dokumentiert. Insgesamt stuft die publity 
Performance die Risiken eines Ausfalls der Verwahrstelle als gering ein. 
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Auswirkungen von Verzögerungen bei der Durchführung von Immobilien-
transaktionen auf Ankaufs- und Verkaufspreise werden nicht erwartet. Kurzfristiger 
Liquiditätsbedarf würde gegebenenfalls seitens der publity-Finanzgruppe gedeckt 
werden. 

Zur Abdeckung von personellen Ausfällen unterhält die publity Performance 
Beziehungen zu Personaldienstleistern. Zudem können Personalausfälle temporär 
auch durch Mitarbeiter der publity-Finanzgruppe kompensiert werden. 

Die Gesellschaft setzt ausschließlich Standard-Software ein, sodass 
Störungsbehebungen durch unterschiedliche IT-Dienstleister möglich sind. Durch 
den Einsatz von IT-Systemen wird zudem kein fachliches Know-how substituiert, 
sodass die Risiken für die Gesellschaft durch einen Ausfall von IT-Systemen eher 
als gering angesehen werden. Es erfolgen täglich Datensicherungen auf zwei 
räumlich voneinander getrennten Systemen im Gebäude der publity-
Finanzgruppe. Die Serverräume sind durch Feuerschutztüren gesichert. Den 
Mitarbeitern ist es möglich, auch von außerhalb der Büroräume auf Daten 
zuzugreifen, sodass kurzfristig alternative Arbeitsplätze genutzt werden können. 

Wir erachten das von der Gesellschaft aufgestellte Notfallkonzept für geeignet, im 
Fall des Ausfalls der Verwahrstelle oder anderer operationeller 
Beeinträchtigungen, die die Funktionsfähigkeit der publity Performance 
einschränken könnten, die Fortführung der Geschäftstätigkeit kurzfristig ohne 
wesentliche Beeinträchtigungen zu gewährleisten. 

8.4. Risiko- und Liquiditätsmanagement  

8.4.1. Risikomanagement 

8.4.1.1. Organisation des Risikomanagements 

Kapitalverwaltungsgesellschaften sind gemäß § 28 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 KAGB 
verpflichtet, ein angemessenes Risikomanagementsystem einzurichten. 
Insbesondere sind dabei die Anforderungen des § 29 KAGB i. V. m.  
Art. 38-45 AIFM Level II-VO sowie des Abschnitts 4 der KAMaRisk maßgebend.  

Das Risikomanagementsystem hat die für die Investmentvermögen und die 
Gesellschaft wesentlichen Risiken zu umfassen und auch Interdependenzen zu 
berücksichtigen. 

Verantwortlich für das Risikomanagement auf Geschäftsleiterebene ist Herr Frank 
Schneider. Der Geschäftsleiter wird in dieser Funktion vom Risikomanager 
unterstützt.  

Die Funktionstrennung, insbesondere zwischen Risikomanagement und 
Portfoliomanagement, ist innerhalb der Gesellschaft bis einschließlich der Ebene 
der Geschäftsleiter grundsätzlich sichergestellt. 

Zu den Aufgaben der Risikomanagementfunktion gehört die Identifikation, 
Messung und Überwachung von Risiken sowie deren Kommunikation.  
Der Aufgabenbereich des Risikomanagements umfasst insbesondere: 
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● Umsetzung der Risikopolitik und der Vorgaben der Geschäftsleitung im 
Bereich des Risikomanagements, 

● Sicherstellung geeigneter Prozesse zur Identifikation, Messung, 
Überwachung und Kontrolle der eingegangenen Risiken, 

● Gewährleistung der Übereinstimmung der eingegangenen Risiken mit dem 
jeweiligen Risikoprofil des verwalteten AIF, 

● Überwachung des Risikomanagementsystems und 

● Berichterstattung. 

Die Gesellschaft hat die Methoden und Verfahren des Risikomanagements im  
Organisationshandbuch dokumentiert.  

Die Gesellschaft unterscheidet zwischen dem Risikomanagement der 
Investmentvermögen und dem auf Gesellschaftsebene. Die bestehenden 
Interdependenzen zwischen Risikolage der AIF und Risikolage der Gesellschaft 
sind auf Ebene der Gesellschaft als Ertragsausfall- und Liquiditätsrisiko 
berücksichtigt.  

8.4.1.2. Geschäfts- und Risikostrategie 

Die Geschäftsleitung hat eine Geschäftsstrategie als Grundlage für alle 
geschäftlichen Aktivitäten der publity Performance festgelegt. Die Geschäfts-
strategie wurde mit dem Aufsichtsrat abgestimmt und unterliegt einer 
permanenten Weiterentwicklung, mindestens aber einer jährlichen Überprüfung. 
Im Vergleich zum Vorjahr sind keine Änderungen der Geschäfts- und 
Risikostrategie zu verzeichnen.  

Für die Implementierung der Strategie tragen die Geschäftsleiter Sorge. Die 
Richtlinien und Anweisungen im Organisationshandbuch sollen die Umsetzung 
der Geschäftsstrategie garantieren. 

Die Gesellschaft hat als Geschäftsstrategie die Entwicklung von geschlossenen 
Investmentvermögen mit dem Anlageschwerpunkt Immobilien für private, 
semiprofessionelle und professionelle Anleger. Dabei erfolgen jeweils das 
Portfoliomanagement, die Auswahl der Immobilieninvestments sowie das 
Risikomanagement durch die Gesellschaft. 

Die unternehmensstrategische Ausrichtung der verwalteten Investmentvermögen 
ist wie folgt definiert: 

● Es werden deutsche Immobilien aus der Bankenverwertung und anderen 
institutionellen Finanzinvestoren unter Marktpreis erworben, um sie zügig mit 
Gewinn zu veräußern. 

● Es erfolgen Investitionen in ein breites Spektrum hauptsächlich gewerblich 
genutzter Qualitätsimmobilien, bevorzugt in Ballungsräumen mit 
Entwicklungspotential wie die Regionen Hamburg, Frankfurt am Main, 
Berlin, München und Düsseldorf. 

● Es sollen zusätzlich Einnahmen aus der zwischenzeitlichen Bewirtschaftung 
der Immobilien generiert werden. 
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● Es wird der unmittelbare sowie der mittelbare Erwerb mittels 
Objektgesellschaften von bebauten und ggf. unbebauten Grundstücken 
avisiert. 

● Die Gesellschaft wird ausschließlich Investitionen im Rahmen dieses 
Experten- und Nischenmarktes tätigen. 

● Es erfolgen Investitionen nur in Immobilien, die eine sichere und nachhaltige 
Rendite erwarten lassen und bei denen die prognostizierten Erlöse 
wahrscheinlich sind bzw. übertroffen werden können. 

● Anlageobjekte werden nur erworben, wenn die „vertraglich verankerten 
Investitionsmerkmale“ erfüllt bzw. die Ausschlusskriterien nicht erfüllt sind. 

● Die Umsetzung der regulatorischen und administrativen Anforderungen 
durch das KAGB wird bei allen Geschäftsvorfällen berücksichtigt. 

Nachhaltigkeitskriterien wurden in der unternehmensstrategischen Ausrichtung 
der verwalteten Investmentvermögen nicht berücksichtigt, da diese zum Zeitpunkt 
der Prospekte/vorvertraglichen Informationen noch nicht in den EU-Verordnungen 
verankert waren. 

Die Gesellschaft hat aus der Geschäftsstrategie eine Risikostrategie abgeleitet 
und im OHB dokumentiert. Ziele sind dabei Sicherheit für Investoren und 
Mitarbeiter sowie Unterstützung der geschäftlichen Aktivitäten. Das Unternehmen 
stellt durch den Aufbau und die Durchführung eines effektiven Risikomanagement- 
systems sicher, dass unternehmensbezogene Risiken kontinuierlich erkannt, 
bewertet und kontrolliert werden. Dabei erfolgt auch eine Orientierung an 
internationalen Risikomanagement- und IT-Sicherheitsstandards (z. B. Cobit, 
Coso, ISO). Da ein erfolgreiches Unternehmen die Akzeptanz von gewissen 
Risiken voraussetzt, ist mit diesen Risiken verantwortungsvoll umzugehen. Es 
ergaben sich keine Hinweise, dass die Risikostrategie nicht in Übereinstimmung 
mit der Geschäftsstrategie der Gesellschaft steht. 

8.4.1.3. Erfassung, Identifikation und Messung von Risiken 

Zur Identifikation relevanter Risiken bedient sich die publity Performance einer 
mindestens jährlich durchzuführenden Risikoinventur.  

Ausgangspunkt der Risikoinventur bilden die im Risikokatalog festgehaltenen, für 
die Gesellschaft sowie für die von ihr verwalteten Investmentvermögen 
potenziellen und relevanten Risiken, die auf Vollständigkeit und angemessene 
Klassifizierung überprüft werden. Im Rahmen einer Risikoanalyse neu identifizierte 
Risiken sind dem Risikokatalog hinzuzufügen, bestehende Risiken anzupassen. 
Jedes Risiko wird anhand einer Risikoklassifizierung jeweils bezogen auf die 
Eintrittswahrscheinlichkeit, die Gefährdung und den Schutzbedarf mit niedrig = 0, 
normal = 1, hoch = 2 bewertet und anschließend aufsummiert. Als wesentliche 
Risiken werden von der publity Performance diejenigen Risiken definiert, die 
direkten Einfluss auf die AIF oder die Gesellschaft haben (die Summe der 
Klassifizierungskriterien ist größer oder gleich 4).  

Als wesentliche Risikoarten im Rahmen der Geschäftstätigkeit wurden auf Ebene 
der publity Performance identifiziert:  
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● Ertragsausfallrisiken 

 Rückgang der Verwaltungsgebühr 

 Kostenrisiko 

 Zinsänderungsrisiko 

 Verkauf unter Planwerten 

● Liquiditätsrisiko 

● Operationelles Risiko 

 Personalrisiken 

 IT-Risiken 

 Regulatorische Risiken 

 Rechtsrisiken 

 Reputationsrisiken 

● Adressausfallrisiken 

● Marktpreisrisiken 

 
Zur Messung, Steuerung und Überwachung der Risiken bezüglich der verwalteten 
Investmentvermögen verweisen wir auf unsere Ausführungen in Abschnitt 11. 

8.4.1.4. Steuerung von Risiken 

Die Risikosteuerung dient gemäß dem Organisationshandbuch der Gesellschaft 
der Risikovorbeugung, -diversifikation, -vermeidung, -minderung, -überwälzung 
sowie zuletzt, falls diese sich nicht vermeiden lassen, der Risikoübernahme. Die 
Gesellschaft nimmt die Risikosteuerung durch die Festlegung von Risikolimiten für 
die einzelnen Risikoarten im Sinne des Art. 44 AIFM Level 2-VO vor. 

Die publity Performance hat im Geschäftsjahr zur Überwachung der 
Risikosituation der Gesellschaft folgende Risikolimite definiert: 

Risikoart Limit in TEUR 
Ertragsausfallrisiken  100 
Operationelles Risiko 115 
Gesamtsumme 215 

Gemäß OHB werden die Limite zum Ende jedes Quartals überwacht und neu 
evaluiert. Sie werden jährlich innerhalb der Risikoinventur von der 
Geschäftsleitung festgelegt. 

Die KVG hält selbst keine Marktpositionen. Vermögenswerte Dritter werden nicht 
entgegengenommen. Somit unterliegt die KVG keinen direkten Marktrisiken. 
Indirekt unterliegt sie den gleichen Marktpreisrisiken wie die einzelnen AIF, die 
sich im Ergebnis der KVG niederschlagen. So wirken sich beispielsweise sinkende 
Inventarwerte direkt auf die Vergütung und damit auf die Liquiditätsausstattung 
der KVG aus. Deshalb werden die Marktrisiken von der Gesellschaft als 
Ertragsausfallrisiken bezeichnet, wozu Risiken aus dem Rückgang der 
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Verwaltungsgebühr, das Kostenrisiko, das Zinsänderungsrisiko sowie der Verkauf 
unter Planwerten gehören. Das Limit für die Ertragsausfallrisiken beträgt im 
Berichtsjahr TEUR 100. 

Das Liquiditätsrisiko aus der reinen Kapitalverwaltungstätigkeit hat für die KVG 
eine vergleichsweise untergeordnete Bedeutung, da sie ausschließlich 
geschlossene AIF verwaltet und selbst keine Barmittel aufnimmt. Wirtschaftlich 
beruht der Liquiditätszufluss der KVG einzig aus den laufenden Gebühren der AIF.  

Wesentliche Marktpreisrisiken sind nach Auffassung der Gesellschaft nicht 
gegeben, da lediglich Anlagen in Bankguthaben erfolgen. 

Die Adressausfallrisiken bzw. Gegenparteirisiken sind nach Auffassung der 
Gesellschaft als unwesentlich anzusehen. Eigenanlagen werden nur bei 
inländischen Kreditinstituten mit guter Bonität getätigt.  

Für operationelle Risiken wurde im Geschäftsjahr 2022 ein Limit von TEUR 115 
festgelegt. 

Zusätzlich führt das Risikomanagement der KVG gemäß § 29 Abs. 3 S.1 Nr. 2 
KAGB i. V. m. Abschnitt 4.8 KAMaRisk und Art. 45 Abs. 3 lit. c AIFM Level 2-VO 
regelmäßig, mindestens einmal pro Jahr und darüber hinaus bei besonderen 
Anlässen Stresstests durch. Dabei werden für die jeweiligen Einzelrisiken Stress-
szenarien simuliert, welche auf den folgenden Annahmen basieren: 

Risiko Szenario Annahmen 

Ertragsrisiko Rückgang des NAV um 
20 % 

Eintrittswahrscheinlichkeit 
(EW) 20 % 

Kostenrisiko Änderung des NAV um  
1 % 

EW 20 % 

Zinsänderungsrisiko 1 % Zinsanstieg  EW 100 % 

Verkauf unter 
Planwerten 

Verkauf zu 85 % der 
aktuellen Wertgutachten 

EW 25 % 

Adressausfallrisiko 
Mieter 

Ausfall von 2 % der 
Mieteinnahmen  

EW 50 % 

IT Risiken Schaden in Höhe von 
TEUR 30 

EW 100 % 

Personalrisiko Schaden in Höhe von 
TEUR 25 

EW 100 % 

Regulatorisches Risiko Schaden in Höhe von 
TEUR 25 

EW 100 % 

Rechtsrisiko Schaden in Höhe von 
TEUR 25 

EW 100 % 

Reputationsrisiko Schaden in Höhe von 
TEUR 25 

EW 100 % 

 

Aus Sicht des Risikomanagements ist der zeitgleiche Eintritt aller in den Stress-
szenarien simulierter Risiken sehr unwahrscheinlich. Zudem wären die Effekte in 
der Realität gegenläufig. Nichtsdestotrotz würde sich bei Eintritt aller Annahmen 
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eine Schadenhöhe von TEUR 207 ergeben. Somit würde selbst im Stressszenario 
das harte Kernkapital der Gesellschaft in Höhe von TEUR 650 ausreichen, um alle 
Risiken zu decken. 

Wir erachten die Konzeption und die Durchführung der Stressszenarien unter 
Berücksichtigung der Art, Umfang und Komplexität der von der publity 
Performance im Berichtsjahr getätigten Geschäfte als angemessen und 
sachgerecht. 

8.4.1.5. Risikoberichterstattung 

Bei der Risikoberichterstattung unterscheidet die Gesellschaft zwischen einer ad 
hoc-Berichterstattung und dem vierteljährlichen Risikobericht. 

Der vierteljährliche Risikobericht gibt gemäß OHB den Aufschluss über die 
Entwicklung der wesentlichen Ergebnisse und Merkmale des Risikomanagement- 
systems. Empfänger der Berichterstattung sind die Geschäftsleiter der 
Gesellschaft und der Aufsichtsrat. Die Risikoberichte werden per E-Mail an den 
genannten Verteilerkreis versendet und in den Aufsichtsratssitzungen besprochen. 
Eine Kenntnisnahme durch die Mitglieder des Aufsichtsrats ist damit sichergestellt. 
Aufgrund des geringen Geschäftsumfangs der Gesellschaft erachten wir die 
Risikoberichterstattung für ausreichend. 

8.4.1.6. Zusammenfassendes Ergebnis 

Zusammenfassend stellen wir fest, dass die von der Gesellschaft umgesetzten 
Verfahren für die Identifikation, Erfassung, Messung, Steuerung und 
Kommunikation der Risiken im Geschäftsjahr 2022 den Anforderungen der 
KAMaRisk entsprechen. 

8.4.2. Liquiditätsmanagement 

Die Anforderungen an das Liquiditätsmanagement ergeben sich aus § 30 KAGB 
und Art. 46-49 AIFM Level II-VO. 

Das Liquiditätsrisiko aus der reinen Kapitalverwaltungstätigkeit hat für die KVG 
eine vergleichsweise untergeordnete Bedeutung, da sie ausschließlich 
geschlossene AIF verwaltet und selbst keine Barmittel aufnimmt. Der 
Liquiditätszufluss der KVG beruht im Wesentlichen auf den laufenden 
Verwaltungsgebühren aus den AIF. Somit unterliegt die publity Performance 
liquiditätsseitig dem Ertragsrisiko der einzelnen AIF.  

Diesem Risiko wird die KVG gerecht, indem sie die gesetzlichen Anforderungen 
des KAGB an ein angemessenes und wirksames Liquiditätsmanagement auf AIF-
Ebene berücksichtigt. Ziel des Liquiditätsmanagements der publity Performance 
ist es, Liquiditätsrisiken bei den einzelnen Investmentvermögen zu identifizieren, 
zu überwachen und zu managen. Durch das Liquiditätsmanagement soll 
gewährleistet werden, dass Anlagestrategie und Liquiditätsprofil konsistent 
zueinander sind. Grundsätzlich wird zwischen dem objekt- und dem fonds-
bezogenen Liquiditätsmanagement unterschieden.  
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Zu weiteren Ausführungen bezüglich des Liquiditätsmanagements auf AIF-Ebene 
verweisen wir auf Abschnitt 11. 

8.5. Aktivitäten in neuen Produkten oder auf neuen 
Märkten 

Die publity Performance hat im OHB das Verfahren für Aktivitäten in neuen 
Produkten oder auf neuen Märkten (einschließlich neuer Vertriebswege) 
dokumentiert. Hiernach ist vorab ein Konzept auszuarbeiten, welches eine 
Analyse des Risikogehalts dieser Geschäftsaktivitäten sowie deren Auswirkungen 
auf das Gesamtrisikoprofil beinhaltet. Gegebenenfalls ist eine Testphase 
durchzuführen.  

Im Rahmen ihrer Aufgaben sind auch die Risikocontrolling-Funktion, die 
Compliance-Funktion und die Interne Revision zu beteiligen. Das Konzept und die 
Aufnahme der laufenden Geschäftstätigkeit sind durch die Geschäftsleiter zu 
genehmigen.  

Die Gesellschaft hat im Geschäftsjahr weder Geschäftsaktivitäten auf neuen 
Märkten (einschließlich neuer Vertriebswege) aufgenommen noch neue Produkte 
eingeführt. Es bestehen derzeit auch keine entsprechenden Pläne, da die 
Gesellschaft zurzeit die aufgelegten Fonds abwickelt und beabsichtigt, ihre BaFin-
Lizenz zurückzugegeben.  

8.6. Auslagerung von Aktivitäten und Prozessen 

Bei der Prüfung des Jahresabschlusses hat der Abschlussprüfer auch 
festzustellen, ob die Kapitalverwaltungsgesellschaft die Anforderungen nach 
§ 36 KAGB erfüllt hat. Die Anforderungen werden konkretisiert durch Abschnitt 10 
der KAMaRisk. 

8.6.1. Art und Umfang der ausgelagerten Bereiche 

Im Berichtszeitraum waren folgende Bereiche auf Dritte ausgelagert: 

Ausgelagerter Bereich Ausgelagert an Vertrag vom 

Immobilienverwaltung 
(laufende 
Objektverwaltung) für 
Fonds Nr. 6 

publity AG 1. Oktober 
2014 mit 
Nachtrag vom 
30. Oktober 
2014 

Immobilienverwaltung 
(laufende 
Objektverwaltung) für 
Fonds Nr. 8 

publity AG Mit Vertriebs-
aufnahme 
(1. März 2016) 
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Ausgelagerter Bereich Ausgelagert an Vertrag vom 

Jahresabschlusserstellung 
für Fonds Nr. 6 

Rödl & Richter GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 

3. Juli 2013 mit 
Nachtrag vom 
26. März 2014  

Compliance-Funktion 
gemäß Art. 61 AIFM Level 
II-VO 

Baker Tilly GmbH & Co. KG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

20. Dezember 
2017 mit 
Wirkung zum 
1. Januar 2018 

Geldwäsche-Funktion 
gemäß § 7 GWG 

Baker Tilly GmbH & Co. KG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

20. Dezember 
2017 mit 
Wirkung zum 
1. Januar 2018 

Interne Revision gemäß  
§ 28 Abs. 1 S. 2 Nr. 7 
KAGB 

Baker Tilly GmbH & Co. KG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  

28. Dezember 
2015/ 
7. Januar 2016 
mit Wirkung 
zum 1. Januar 
2016 

Hinweisgeberverfahren 
(„Whistleblower-Prozess“)  
gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 
Nr. 9 KAGB 

Baker Tilly GmbH & Co. KG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft * 

8.6.2. Vertragliche Ausgestaltung der Auslagerung 

Für alle bestehenden Auslagerungen wurden entsprechend Art. 75 Buchst. d) 
AIFM Level II-VO Auslagerungsverträge geschlossen, was uns durch die 
Gesellschaft nachgewiesen werden konnte. 

8.6.3. Risikoanalyse bei Vornahme von Auslagerungen 

Gemäß Abschnitt 10 Tz. 2 KAMaRisk ist auf der Grundlage einer Risikoanalyse  
eigenverantwortlich festzulegen, welche Aufgaben auf andere Unternehmen 
ausgelagert werden können. Die Gesellschaft hat die objektiven Gründe für die 
Auslagerungen dokumentiert. Die Gesellschaft erachtet die Risiken der 
Auslagerungen als sehr gering, da die Auslagerungen auf Unternehmen der 

 
 

 

 
* Mit Beendigung des Auslagerungsverhältnisses mit der GSK Compliance und Übertragung der 
Compliance-Funktion auf die Baker Tilly zum 1. Januar 2018 wurde auch das Hinweisgeberverfahren 
auf die Baker Tilly ausgelagert. Diese Vereinbarung wurde uns von beiden Auslagerungspartnern 
während der Prüfung bestätigt. Wir empfehlen der Gesellschaft, einen Nachtrag zum 
Auslagerungsvertrag bezüglich der Compliance- und Geldwäsche-Funktion mit der Baker Tilly, der das 
Hinweisgeberverfahren i.S.d. § 28 Abs. 1 S. 2 Nr. 9 KAGB regelt, anzufertigen. 
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publity-Finanzgruppe bzw. langjährige Geschäftspartner (Rödl & Richter, Baker 
Tilly) erfolgten.  

8.6.4. Überwachungsmaßnahmen 

Die publity Performance ist verpflichtet, die Leistungen des Auslagerungs-
unternehmens regelmäßig im Rahmen eines Auslagerungscontrollings zu 
überwachen. 

Die Überwachung der Auslagerungen auf Unternehmen der publity-Finanzgruppe 
erfolgt direkt durch die Geschäftsleitung der publity Performance. Diese steht 
aufgrund der sehr engen Zusammenarbeit im regelmäßigen Austausch mit 
Mitarbeitern und Leitungsebenen der Auslagerungsunternehmen. Die 
Überwachung der Auslagerung der Jahresabschlusserstellung für den Fonds Nr. 6 
erfolgt aufgrund der engen Zusammenarbeit zwischen der internen Buchhaltung 
und dem Auslagerungsunternehmen Rödl & Richter.  

Die Überwachung und das Controlling der ordnungsgemäßen Durchführung der 
ausgelagerten Tätigkeiten der Internen Revision sowie der Geldwäsche- und 
Compliance-Funktion erfolgt durch die Geschäftsleitung der publity Performance. 

Aus dem Auslagerungscontrollingbericht geht hervor, dass die bestehenden 
Auslagerungen fortgeführt werden. Sich aus den Auslagerungen ergebende 
Risiken haben sich nicht erhöht. Die Auslagerungen sind sachlich und 
betriebswirtschaftlich gerechtfertigt. Die personelle Ausstattung der KVG wird als 
ausreichend beurteilt. 

Wir weisen darauf hin, dass gemäß Abschnitt 10 Tz. 3 KAMaRisk Vorkehrungen 
für den Fall der Beendigung von Auslagerungsvereinbarungen noch nicht 
dokumentiert worden sind. Da die Auslagerungstätigkeiten nach Auffassung der 
Gesellschaft nicht sehr spezifisch sind, und in diesen Bereichen eine große 
Anzahl von Unternehmen tätig ist, geht die Gesellschaft davon aus, im Fall der 
Beendigung eines Auslagerungsverhältnisses die Tätigkeit unverzüglich auf ein 
anderes Unternehmen übertragen zu können.  

Mit Blick auf die geringe Größe der Gesellschaft und das geringe Risiko der 
Auslagerungstätigkeiten erachten wir die vorgenommene Überwachung der 
Auslagerungsunternehmen für ausreichend. 

8.6.5. Gesamturteil 

Zusammenfassend kommen wir zu dem Ergebnis, dass die Anforderungen gemäß 
§ 36 Abs. 1 KAGB sowie des Abschnitts 10 der KAMaRisk in Bezug auf die 
ausgelagerten Bereiche im Wesentlichen eingehalten worden sind. Die Einstufung 
des Auslagerungsrisikos als sehr gering ist nach unserer Einschätzung 
angemessen. 

Durch die Auslagerungen werden weder die Ordnungsmäßigkeit der Geschäfte  
oder Dienstleistungen noch die Steuerungs- und Kontrollmöglichkeiten der 
Geschäftsleitung noch die Prüfungsrechte und Kontrollmöglichkeiten der BaFin 
eingeschränkt. 
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8.7. Interne Revision 

8.7.1. Grundlagen 

Gemäß § 28 Abs. 1 Nr. 7 KAGB hat die KVG im Rahmen einer ordnungsgemäßen 
Geschäftsorganisation neben einem angemessenen Risikomanagementsystem 
u.a. angemessene Kontrollverfahren einzurichten. Zu diesen gehört insbesondere 
die Interne Revision. Ergänzende Anforderungen an die Ausgestaltung ergeben 
sich aus den Regelungen des Abschnitts 12 der KAMaRisk sowie des Art. 62 
AIFM Level II-VO.  

Mit Auslagerungsvertrag vom 28. Dezember 2015/ 7. Januar 2016 wurde die  
Interne Revision vollständig auf die Baker Tilly GmbH & Co. KG Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft, Hamburg, ausgelagert und trat zum 1. Januar 2016 in Kraft. 
Zuständig bei Baker Tilly ist Herr WP StB Dr. Christian Reibis. Der Revisions-
beauftragte in der KVG ist der Risikomanager.  

Durchgeführt wurde die Prüfung der Internen Revision durch die Baker Tilly im 
Zeitraum vom 30. November 2022 bis 21. März 2023. Die abschließenden 
Arbeiten und Berichterstattung erfolgten in den Geschäftsräumen der Baker Tilly. 

Dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats ist unter Einbeziehung der Geschäftsleitung 
ein direktes Auskunftsrecht gegenüber der Internen Revision eingeräumt.  

8.7.2. Grundsätze der Internen Revision  

Grundlage für die Tätigkeit der Internen Revision der Gesellschaft sind die im  
Organisationshandbuch festgelegten Richtlinien, welche Ziele, Aufgaben, 
Verantwortlichkeit und Befugnis der Internen Revision festlegen. 

Die Prüfungstätigkeit der Internen Revision basiert auf einem risiko- und 
prozessorientierten Prüfungsansatz und erstreckt sich gemäß den Richtlinien auf 
alle Betriebs- und Geschäftsprozesse der Gesellschaft. Dabei stellen solche 
Bereiche wie das Risikomanagement, das Berichtswesen, das Liquiditäts-
management, die Informationssysteme sowie das Finanz- und Rechnungswesen 
die Schwerpunkte der Prüfungen dar. Die Revisionstätigkeit umfasst dabei sowohl 
die Gesellschaftsebene als auch die verwalteten Investmentvermögen.  

Die Prüfungshandlungen der Internen Revision haben sich grundsätzlich auf alle 
Aktivitäten und Prozesse zu erstrecken, unabhängig davon, ob diese ausgelagert 
sind oder nicht. Nach den festgelegten Richtlinien hat die Interne Revision ihre 
Aufgaben unabhängig und objektiv wahrzunehmen. Sie ist bei der Berichter-
stattung und der Bewertung der Prüfungsergebnisse keinen Weisungen 
unterworfen. Zu den Aufgaben der Internen Revision gehört auch die 
Durchführung von Sonderprüfungen im Auftrag der Geschäftsleitung. 

8.7.3. Prüfungsplanung und -durchführung 

Für die Tätigkeiten der Internen Revision wird ein umfassender, jährlich 
fortzuschreibender Prüfungsplan erstellt, der alle wesentlichen mit dem Betrieb als  
externe Kapitalverwaltungsgesellschaft einhergehenden und unterstützenden  
Prozesse der kollektiven Vermögensverwaltung beinhaltet.  
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Die Prüfungsplanung, -methoden und -qualität sind regelmäßig und 
anlassbezogen zu überprüfen und weiter zu entwickeln. Alle Aktivitäten und 
Prozesse der publity Performance haben in einem Zyklus von drei Jahren 
mindestens einmal der Revision zu unterliegen. Die tatsächlich durchzuführenden 
Revisionen werden zu Jahresbeginn mit der Geschäftsführung abgestimmt. Die 
durch die Geschäftsführer genehmigte Planung lag uns vor. 

Gemäß der Prüfungsplanung waren im Berichtsjahr die folgenden Prozesse zu 
prüfen:  

● Kundenservice 

● Liquiditätsmanagement  

● Anzeige- und Meldewesen 

● Buchführung AIF 

● Buchführung KVG 

● Liquidation AIF 

Die durchgeführten Prüfungen der Internen Revision konnten anhand der 
Prüfungsplanung nachvollzogen werden. Die vorgenommenen Prüfungs-
handlungen bezogen sich dabei auf die Einhaltung der gesetzlichen 
Anforderungen, Organisationsanweisungen und -richtlinien. 

Die ablauf- und aufbauorientierte Untersuchung beinhaltete die Prüfung von 
Arbeitsabläufen, Interviews mit den verantwortlichen Mitarbeitern, Stichproben im 
Rahmen der Prozessprüfung und einer kritischen Würdigung der Prozesse 
anhand des vorliegenden Organisationshandbuches und -richtlinien. 

8.7.4. Berichtspflicht 

Über die durchgeführten Prüfungen werden schriftliche Revisionsberichte 
angefertigt, die eine Darstellung des Prüfungsgegenstandes, der 
Prüfungsfeststellungen einschließlich der ggf. zu ergreifenden Maßnahmen 
enthalten. Die geprüften Einheiten sind berechtigt, zu den Feststellungen der 
Internen Revision und den von dieser vorgeschlagenen Maßnahmen 
Stellungnahmen abzugeben. Sie sind ebenfalls zum Bericht zu nehmen und zu 
dokumentieren. 

Für jedes Geschäftsjahr hat die Interne Revision einen Gesamtbericht über die im 
Laufe des Geschäftsjahrs durchgeführten Prüfungen zu verfassen und der 
Geschäftsleitung vorzulegen. Der Gesamtbericht enthält Informationen über die 
wesentlichen Mängel und die ergriffenen Maßnahmen. Des Weiteren wird 
dargelegt, ob und inwieweit die Vorgaben des Prüfungsplans eingehalten wurden. 

Über ihre Tätigkeit hat die Interne Revision am 21. März 2023 einen 
Gesamtprüfungsbericht erstellt und diesen der Geschäftsführung vorgelegt. 
Sowohl dieser Gesamtbericht als auch die Einzelberichte zu den jeweiligen 
Prüfungsschwerpunkten der Innenrevisionsprüfung haben uns vorgelegen.  
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Baker Tilly hat die folgenden Kategorien für Feststellungen definiert: 

● Empfehlung: Eine Empfehlung, kein Vorliegen eines Mangels (kein Verstoß 
gegen interne oder externe Normen). Es werden Hinweise auf sinnvolle 
Änderungen der Aufbau- und/ oder Ablauforganisation (freiwillige 
Umsetzung der Empfehlung, kein Zwang) gegeben. 

● Geringfügiger Mangel: Eine Feststellung, welche die Ordnungsmäßigkeit 
und/oder Sicherheit der Geschäftsprozesse nicht wesentlich beeinträchtigt. 
Es bestehen nur unwesentliche Verbesserungsmöglichkeiten hinsichtlich der 
Wirtschaftlichkeit innerhalb des Prüfungsgebietes sowie der 
Angemessenheit und Wirksamkeit des Internen Kontrollsystems. Die 
Auswirkung auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft 
ist gering. 

● Bemerkenswerter Mangel: Eine Feststellung, welche die 
Ordnungsmäßigkeit und/ oder Sicherheit der Geschäftsprozesse teilweise 
beeinträchtigt. Es bestehen moderate Verbesserungsmöglichkeiten 
hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit innerhalb des Prüfungsgebietes sowie der 
Angemessenheit und Wirksamkeit des Internen Kontrollsystems. Die 
Auswirkung auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft 
ist gering. Der Mangel ist aus Sicht der Gesellschaft unwesentlich, für den 
geprüften Bereich jedoch bemerkenswert. 

● Wesentlicher Mangel: Eine Feststellung, welche die Ordnungsmäßigkeit 
und/oder die Sicherheit der Geschäftsprozesse wesentlich beeinträchtigt 
oder von seiner Bedeutung oder seinen Risikopotential für die Gesellschaft 
zu einer wesentlichen Belastung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
führen kann (wesentliche Einzelfeststellungen, wesentliche Systemmängel). 
Es bestehen deutliche Verbesserungsmöglichkeiten hinsichtlich der 
Wirtschaftlichkeit innerhalb des Prüfungsgebietes sowie der 
Angemessenheit und Wirksamkeit des Internen Kontrollsystems. 

● Schwerwiegender Mangel: Eine Feststellung, welche unverzüglich zu 
beheben ist, weil die Ordnungsmäßigkeit und/oder die Sicherheit der 
Geschäftsprozesse bedeutend beeinträchtigt oder unmittelbar zu einer 
bedeutenden Belastung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage führen 
kann oder von besonderer Bedeutung für die Aufsichtsbehörde ist 
(bedeutende Einzelfeststellung, bedeutende Systemmängel). Es bestehen 
erhebliche, ggf. auch grundsätzliche, Mängel hinsichtlich der 
Wirtschaftlichkeit sowie der Angemessenheit und Wirksamkeit des Internen 
Kontrollsystems. 

● Besonders schwerwiegender Mangel: Eine Feststellung, welche 
unverzüglich zu beheben ist, weil die Ordnungsmäßigkeit und/oder die 
Sicherheit der Geschäftsprozesse gravierend beeinträchtigt oder unmittelbar 
zu einer erheblichen Belastung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
führen kann (gravierende Einzelfeststellung, gravierende Systemmängel, 
Gefährdung der Gesellschaft). Es bestehen massive Mängel hinsichtlich der 
Wirtschaftlichkeit sowie der Angemessenheit und Wirksamkeit des Internen 
Kontrollsystems. 
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Sollten Prüfungen schwerwiegende Feststellungen gegen Geschäftsführer 
ergeben, sind der Vorsitzende des Aufsichtsrats und die Aufsichtsinstitution zu 
informieren. 

Des Weiteren sind besonders schwerwiegende Mängel dem Aufsichtsrat durch die 
Geschäftsführung unverzüglich zu berichten. 

8.7.5. Feststellungen der Internen Revision und Reaktionen des 
Abschlussprüfers 

Im Berichtsjahr wurden von der Internen Revision keine wesentlichen, 
schwerwiegenden oder besonders schwerwiegenden Feststellungen in den 
einzelnen Prüfungsgebieten getroffen.  

8.7.6. Nachschauprüfungen 

Die Interne Revision ist für die Überwachung der fristgerechten Beseitigung der im 
Rahmen der Prüfungen festgestellten Mängel und die Umsetzung der 
Maßnahmen und Empfehlungen verantwortlich. Dazu sind Nachschauprüfungen 
in zeitlich angemessenem Abstand festzusetzen. Werden wesentliche Mängel 
nicht in einer angemessenen Zeit beseitigt, hat die Interne Revision die 
Geschäftsleitung schriftlich zu informieren. Erfolgt die Mängelbeseitigung nicht, so 
ist die Geschäftsleitung im Rahmen des nächsten Gesamtjahresberichtes 
schriftlich über die noch nicht beseitigten Mängel zu unterrichten. 

Im Geschäftsjahr 2022 war eine Nachschauprüfung für im Vorjahr festgestellte 
wesentliche, schwerwiegende und besonders schwerwiegende Mängel nicht 
notwendig, da solche im Geschäftsjahr 2021 nicht festgestellt wurden.  

8.7.7. Gesamturteil 

Durch die Wahl eines erfahrenen Auslagerungspartners steht die Revisions-
tätigkeit im Einklang mit den Anforderungen des KAGB und der KAMaRisk. 

Die Funktionsträger der Internen Revision besitzen die notwendigen Qualifi-
kationen und Erfahrungen.  

Zusammenfassend stellen wir fest, dass die Anforderungen der KAMaRisk an die 
Ausgestaltung der Internen Revision unter Berücksichtigung des Proportionalitäts-
grundsatzes eingehalten wurden. Jedoch wurde gemäß AuA (Auslegungs- und 
Anwendungshinweise zum GwG) die Geldwäscheprüfung nicht in den Plan der 
Internen Revision aufgenommen. 
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9. Einhaltung der allgemeinen 
Verhaltens- und 
Organisationspflichten 

9.1. Allgemeine Verhaltensregeln und 
Organisationpflichten bei der Verwaltung von 
Investmentvermögen 

Gemäß § 22 Abs. 1 und Abs. 2 KAPrüfbV hat der Abschlussprüfer zu beurteilen, 
inwieweit die allgemeinen Verhaltensregeln und Organisationspflichten nach §§ 26 
bis 28 KAGB durch die Kapitalverwaltungsgesellschaft eingehalten wurden. Diese 
sind Voraussetzung für die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftstätigkeit einer 
Kapitalverwaltungsgesellschaft. Die KVG hat für die Umsetzung der allgemeinen 
Verhaltensregeln und Organisationspflichten die Anforderungen der AIFM-VO, der 
KAVerOV sowie KAMaRisk herangezogen. 

Für alle von der Gesellschaft erbrachten Dienstleistungen gilt: 

● die Dienstleistungen müssen mit der erforderlichen Sachkenntnis, Sorgfalt 
und Gewissenhaftigkeit erbracht werden, 

● die Gesellschaft muss im Interesse des Kunden handeln und 

● die Gesellschaft muss Interessenkonflikte erkennen und vermeiden.  

Besteht das Risiko einer Beeinträchtigung von Kundeninteressen, trägt die 
Gesellschaft eine Offenlegungspflicht. 

9.2. Mitarbeitergeschäfte 

Grundsätzlich können Mitarbeiter ihren eigenen Anlageinteressen im Hinblick auf 
die publity Performance-Fonds nachgehen. 

Der Compliance-Beauftragte kann bei Bedarf Maßnahmen zur Überwachung von 
Mitarbeitergeschäften (Führung einer Beobachtungsliste und einer Sperrliste) 
einführen. 

Im Berichtsjahr 2022 wurden der Compliance-Funktion keine Mitarbeitergeschäfte 
gemeldet. Zudem ergaben sich keine Hinweise auf unerlaubte Mitarbeiter-
geschäfte oder Insidertatbestände. 

Wir erachten die Regelungen bezüglich persönlicher Geschäfte der Mitarbeiter für 
angemessen. Aufgrund der Art der Anlagegegenstände erachten wir das Risiko 
von Interessenkonflikten als gering. 
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9.3. Compliance-Funktion  

9.3.1. Organisatorische Grundlagen 

Die KVG definiert Compliance als „organisatorische Maßnahmen zur 
Sicherstellung eines rechtskonformen Verhaltens im Hinblick auf sämtliche 
rechtlichen Gebote und Verbote“. Im Sinne des Art. 61 AIFM Level II-VO hat die 
Gesellschaft eine ständige und unabhängige Compliance-Funktion eingerichtet.  

Mit Auslagerungsvertrag vom 20. Dezember 2017 und Wirkung zum 1. Januar 
2018 wurde die Compliance-Funktion auf die Baker Tilly GmbH & Co. KG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft übertragen. Als Compliance-Beauftragter der 
Gesellschaft wurde von der Baker Tilly Herr Björn Oltmann bestimmt. 
Stellvertretende Compliance-Beauftragte ist Frau Britta Martens. 

Die Compliance-Beauftragten verfügen über langjährige Erfahrungen im 
Aufsichtsrecht, insbesondere in Bezug auf investmentrechtliche Compliance- und 
Geldwäsche- als auch Kriminalprävention. Durch regelmäßige Fortbildungs-
maßnahmen ist ihre Qualifikation sichergestellt.  

Die Grundsätze und Verfahren, die darauf ausgelegt sind, Mehrwerte zu schaffen 
und die Einhaltung der rechtlichen und aufsichtsrechtlichen Prozesse zu 
gewährleisten, sind im OHB sowie in den Compliance-Richtlinien beschrieben.  

Zu den Aufgaben der Compliance-Beauftragten gehören 

● die Aufstellung angemessener Grundsätze, Mittel und Verfahren, die auf die 
Einhaltung der Compliance-relevanten Vorschriften ausgerichtet sind sowie 
ihre Einrichtung in den entsprechenden Geschäftseinheiten und ihre 
laufende Aktualisierung, 

● die Überwachung und regelmäßige Bewertung der getroffenen 
organisatorischen Maßnahmen sowie der Maßnahmen zur Behebung von 
Compliance-Defiziten, 

● die Beratung und Unterstützung der Geschäftseinheiten der Gesellschaft im 
Hinblick auf die Einhaltung der Compliance-Vorschriften sowie 

● die regelmäßigen Informationen der Mitarbeiter über Compliance-relevante 
Entwicklungen und neue gesetzliche und aufsichtsrechtliche Vorschriften. 

Darüber hinaus ist die Compliance-Funktion in alle relevanten Prozesse 
einzubinden, die besondere Einhaltung von gesetzlichen Normen erfordern oder 
ein besonderes Potential von Interessenkonflikten bergen.  

Gemäß OHB ist die Compliance-Funktion an Weisungen der Geschäftsleitung 
gebunden und darf nicht mit der Kontrolle eigener Tätigkeiten beauftragt werden. 
Sie besitzt ein uneingeschränktes Informationsrecht, um die von ihr 
übernommenen Aufgaben zu erfüllen. 

Dem Jahresbericht des Compliance-Beauftragten ist in Bezug auf die 
vorstehenden organisatorischen Richtlinien zu entnehmen, dass diese seitens der 
Gesellschaft erfüllt werden.  

Gemäß Art. 61 Abs. 3 S. 1 lit a) AIFM Level II-VO hat die KVG sicherzustellen, 
dass die Compliance-Funktion über die notwendigen Befugnisse, Ressourcen und 
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Fachkenntnisse verfügt und Zugang zu allen einschlägigen Informationen hat. In 
den Organisationsrichtlinien der KVG sind Prozesse formuliert, die die Erfüllung 
dieser Anforderungen angemessen gewährleisten. Die Prozesse sind 
vollumfänglich angemessen umgesetzt. 

Im Geschäftsjahr 2022 wurden regelmäßige Telefonkonferenzen zur Abstimmung 
mit dem Compliance-Beauftragten durchgeführt. Dies erachten wir vor dem 
Hintergrund der Art, des Umfanges sowie der Komplexität der 
Geschäftsaktivitäten als eine angemessene Reaktion, um die Compliance-
Funktion den Organisationsrichtlinien entsprechend in die 
Geschäftsentscheidungen der KVG einzubinden. 

In Bezug auf Compliance sowie Geldwäsche- und Kriminalprävention führte die 
Compliance-Funktion im Geschäftsjahr 2021 eine Präsenzschulung für die 
Mitarbeiter durch. Während unserer Prüfung hat uns die Gesellschaft anhand der 
Teilnehmerliste nachgewiesen, dass alle Mitarbeiter der KVG an der Schulung 
teilgenommen haben. Zudem hat uns die Gesellschaft das Schulungsmaterial zur 
Verfügung gestellt. Die Inhalte der Compliance- und Geldwäsche-Schulung 
erachten wir als angemessen und sachgerecht. 

9.3.2. Berichterstattung 

Der Compliance-Beauftragte hat mindestens einmal jährlich einen schriftlichen 
Bericht an die gesamte Geschäftsleitung zu übermitteln, in dem er im 
Wesentlichen über die Wirksamkeit und Angemessenheit des internen 
Kontrollsystems sowie die im Berichtsjahr durchgeführten Tätigkeiten und 
wesentlichen Feststellungen, einschließlich daraus abgeleiteter Maßnahmen, zu 
berichten hat.  

Erhebliche Feststellungen und schwerwiegende Verstöße gegen Vorschriften des 
KAGB sind unverzüglich durch ad hoc-Berichte an die Geschäftsleitung 
mitzuteilen. Die Berichte sind über die Geschäftsleitung dem Aufsichtsrat zu 
übermitteln. Des Weiteren steht dem Aufsichtsrat außerhalb dieser Bericht-
erstattung ein Auskunftsrecht beim Compliance-Beauftragten zu. Veranlasst die 
Geschäftsleitung eine inhaltliche Änderung des Berichts an den Aufsichtsrat, so ist 
dies gesondert zu dokumentieren und der Vorsitzende des Aufsichtsrats ist über 
die Änderungen zu informieren.  

Die finale jährliche Berichterstattung der Compliance-Funktion für den Zeitraum 
1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 ist an die Geschäftsleitung am 
31. März 2023 erfolgt und wurde von der Geschäftsleitung freigegeben. 

Als ein Teil der Berichterstattung erstellt die Compliance-Funktion eine 
Risikoanalyse, in der die Bewertung des Compliance-Risikos und des Risikos aus 
potenziellen Interessenkonflikten vorgenommen wird. Beide Risiken werden im 
Gesamtergebnis als mittel eingeschätzt. 

Darüber hinaus berichtet die Compliance-Funktion in ihrem Jahresbericht über die 
von ihr im Berichtsjahr vorgenommenen Prüfungshandlungen, die sich über 
folgende Prüfungsgebiete erstreckten:  

● Allgemeine gesetzliche Anforderungen, 

● Einhaltung der Erlaubnis, 
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● Kapitalanforderungen, 

● Interessenkonflikte,  

● Einhaltung der allgemeinen Organisationspflichten,  

● Beschwerdemanagement 

● Anzeige- und Meldewesen, 

● Auslagerungen,  

● Interne Revision 

● Anlegerverwaltung. 

9.3.3. Gesamturteil 

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung halten wir das Compliance-Konzept für 
geeignet, die durch Gesetze und Richtlinien vorgeschriebenen Verhaltensweisen  
sicherzustellen. Wir stellen fest, dass die Gesellschaft vollumfänglich sichergestellt 
hat, dass die Compliance-Funktion gemäß den Anforderungen des Art. 61 Abs. 3 
S. 1 lit. a) AIFM Level II-VO über notwendige Befugnisse verfügt und Zugang zu 
allen einschlägigen Informationen hat.  

Die Ausübung der Compliance-Funktion durch den Auslagerungspartner wird im 
Hinblick auf Art, Umfang und Komplexität der von der publity Performance im 
Berichtsjahr getätigten Geschäfte als angemessen angesehen. 

9.4. Interessenkonflikte  

9.4.1. Identifikation von Interessenkonflikten 

Interessenkonflikte können bei einer Kapitalverwaltungsgesellschaft nicht 
grundsätzlich ausgeschlossen werden. In Übereinstimmung mit den gesetzlichen 
Anforderungen (§ 27 KAGB, AIFM Level II-VO und KAMaRisk) hat die publity 
Performance daher potentielle Interessenkonflikte identifiziert und 
organisatorische Maßnahmen ergriffen, um diese zu reduzieren oder zu 
verhindern. Hierzu wurden von der Gesellschaft im Organisationshandbuch 
Grundsätze und Verfahren für den Umgang mit Interessenskonflikten 
dokumentiert. Bestehende Interessenkonflikte werden gegenüber den Anlegern 
offengelegt. 

Nach dem Organisationshandbuch der Gesellschaft liegt ein Interessenskonflikt 
vor, wenn sich Handlungsmöglichkeiten der publity Performance, einer relevanten 
Person oder einer direkt oder indirekt über ein Kontrollverhältnis mit der publity 
Performance verbundenen Person nicht mit den redlichen Interessen des 
Anlegers vereinbaren lassen oder potenziell widerstreitende Interessen mehrerer 
Anleger bestehen. 
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Grundsätzlich können Interessenkonflikte gemäß § 27 Abs. 1 KAGB zwischen 
folgenden Parteien entstehen: 

● der publity Performance sowie ihren Geschäftsleitern, Mitarbeitern oder 
jeder anderen Person, die über ein Kontrollverhältnis direkt oder indirekt mit 
der publity Performance verbunden ist und den von ihr verwalteten 
Investmentvermögen oder den Anlegern dieses Investmentvermögens, 

● den Investmentvermögen oder den Anlegern dieser Investmentvermögen 
und einem anderen Investmentvermögen oder den Anlegern jenes 
Investmentvermögens, 

● den Investmentvermögen oder den Anlegern dieser Investmentvermögen 
und einem anderen Kunden der publity Performance, 

● zwei oder mehr Kunden der publity Performance. 

Jeder Mitarbeiter hat nach Entdeckung eines tatsächlichen oder potenziellen 
Interessenkonflikts den Compliance-Beauftragten umgehend zu informieren. Nach 
Bekanntwerden eines Interessenkonflikts informiert die Compliance-Funktion 
umgehend die Geschäftsleitung, damit diese geeignete Gegenmaßnahmen 
ergreifen kann. Sollte es nicht gelingen, eine angemessene Entscheidung unter 
Berücksichtigung sämtlicher betroffener Interessen zu treffen, wird letztlich dem 
Anleger der Konflikt offengelegt, damit dieser seine weiteren Entscheidungen 
treffen kann. Dazu gibt die publity Performance dem Anleger ausreichende Details 
an, wobei der jeweilige Detailierungsgrad je nach Kategorisierung des Anlegers 
(Privatanleger, professioneller Anleger oder semi-professioneller Anleger) 
unterschiedlich ausfallen kann. Bei der Offenlegung eines jeden 
Interessenkonflikts ist vorab zu überprüfen, inwiefern die Unterrichtung des 
Anlegers gegebenenfalls Insiderinformationen beinhaltet und daher zu 
unterbleiben hat. 

Im Berichtsjahr 2022 wurde seitens der Mitarbeiter bzw. der Geschäftsleitung der 
Compliance-Funktion kein Interessenkonflikt offengelegt. 

9.4.2. Maßnahmen zur Verhinderung von Interessenkonflikten 

Die KVG hat folgende mögliche Interessenkonflikte identifiziert und 
Gegenmaßnahmen getroffen: 

Mögliche Interessenkonflikte Eingesetzte Gegenmaßnahmen 

Personenidentität der 
Geschäftsleitung der publity 
Performance und der publity AG 

Besetzung des Aufsichtsrats mit 
unabhängigen Personen mit entsprechender 
Persönlichkeit und Sachkunde, 
Organisatorische Maßnahmen zur  
Funktions- und Organisationstrennung 

Widerstreitende Interessen der 
Anleger 

Offenlegung der (potenziellen) 
Interessenkonflikte, 
Regelung der Vorzugsbehandlung in 
Anlagebedingungen, in der Satzung oder 
dem Gesellschaftsvertrag 
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Mögliche Interessenkonflikte Eingesetzte Gegenmaßnahmen 

Gruppeninterne Auslagerung 
von Dienstleistungen 

Organisatorische Maßnahmen zur 
Funktions- und Organisationstrennung, 
Sicherstellung der Unabhängigkeit der 
einzelnen Mitarbeiter 

Personenidentität innerhalb der  
Unternehmen der publity-
Finanzgruppe 

Sicherstellung der Vereinbarkeit der 
Personenidentität mit der AIFM-Richtlinie, 
Organisatorische Maßnahmen zur 
Funktions- und Organisationstrennung, 
Sicherstellung der Unabhängigkeit der 
einzelnen Mitarbeiter 

Verwaltung von AIF mit 
derselben Anlagestrategie und 
gleichlautenden bzw. ähnlichen 
Investitionskriterien 

Erstellung eines Rotationsverfahrens, das 
vom Compliance-Beauftragten überwacht 
wird,  
Dokumentation des Rotationsverfahrens, 
Alternierende Zuordnung der 
Investitionsobjekte in Bezug auf die 
verwalteten AIF 
alternativ ist die Erstellung eines  
Akquisitionsrangverfahrens möglich 
— Erstellung einer Akquisitionsrangliste, 

sortiert z. B. nach Gründung des 
jeweiligen AIF (AIF mit dem höchsten 
Rang darf das Investitionsobjekt 
erwerben) 

— Der AIF, der von seinem Vorrang 
Gebrauch macht, wird an das Ende der 
Akquisitionsrangliste gesetzt 

— Neu gegründete AIF erhalten die letzte 
Rangstelle auf der Akquisitionsrangliste 

 

Eigengeschäfte hinsichtlich der Zielgesellschaften abzuschließen, die Nachteile 
für den AIF oder Kunden zur Folge haben können, ist grundsätzlich untersagt. 
Hierunter fallen regelmäßig Eigengeschäfte der publity Performance, einer 
relevanten Person oder eines Mitarbeiters vor oder zeitgleich zum Erwerb oder 
der Veräußerung von Anlageobjekten für den AIF. 

Ebenso unzulässig sind Transaktionen zwischen einem Investmentvermögen und 
einem anderen von der KVG verwalteten Investmentvermögen. Ein von der publity 
Performance verwalteter AIF darf keine Immobilien eines anderen AIF erwerben, 
sofern dieser ebenfalls von der publity Performance verwaltet wird. 

Gemäß Organisationshandbuch werden den Mitarbeitern durch ausschließliche 
Zahlung einer Festvergütung keine Anreize für ein Verhalten gegeben, das den 
Anlegern schaden könnte. 
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Zum Umgang mit Geschenken und Zuwendungen hat die publity Performance 
eine Richtlinie erstellt, die einer regelmäßigen jährlichen Überprüfung unterliegt. 
Mitarbeiter dürfen demnach allgemein übliche Geschenke bis zu einem Wert von 
EUR 30,00 annehmen, darüber hinausgehende Geschenke sind vom zuständigen 
Vorgesetzten und der Compliance-Funktion zu genehmigen. Geschenke mit 
einem Wert von über EUR 100,00 (bzw. mehrere Geschenke im Kalenderjahr pro 
Gewährenden und Mitarbeiter mit einem Wert von über EUR 100,00) dürfen nicht 
angenommen werden. 

Die Gewährung von Zuwendungen an Kunden oder Geschäftspartner der publity 
Performance ist im sozial adäquaten Rahmen zulässig. Dabei muss der 
Empfänger bestätigen, dass die Annahme der Zuwendung im Einklang mit den 
Compliance-Richtlinien seines Arbeitgebers steht. Geschenke oberhalb eines 
Wertes von EUR 30,00 sind durch den Vorgesetzten und die Compliance-Funktion 
zu genehmigen. Geschenke oberhalb eines Wertes von EUR 100,00 sind nur in 
begründeten Ausnahmefällen zulässig.  

Im Fall des Bestehens eines Interessenkonflikts zwischen der publity Performance 
und einem Anleger gilt prinzipiell der Vorrang des Investmentvermögens und des 
Anlegerinteresses. Kann der Vorrang des Anlegerinteresses im Einzelfall unter 
Berücksichtigung der billigen Interessen z. B. anderer Anleger nicht beachtet 
werden, ist der Anleger vor der Ausführung des jeweiligen Geschäfts auf die Art 
und Herkunft des konkreten Interessenkonflikts hinzuweisen. Im Fall des 
Bestehens eines Interessenkonflikts zwischen Anlegern untereinander gilt im 
Grundsatz das Gleichbehandlungsgebot, wobei nach § 26 Abs. 3 KAGB eine 
Vorzugsbehandlung dann zulässig sein kann, wenn eine solche in den 
Anlagebedingungen, in der Satzung oder dem Gesellschaftsvertrag des 
entsprechenden AIF vorgesehen ist. Anleger eines Publikums-AIF dürfen in Bezug 
auf die Gewinn- oder Verlustbeteiligung am AIF jedoch nicht ungleich behandelt 
werden.  

Vor Erbringung einer Dienstleistung wird Privatanlegern eine Beschreibung der 
Grundsätze für den Umgang mit Interessenkonflikten zur Verfügung gestellt. 

9.4.3. Beurteilung 

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung hat die Gesellschaft angemessene Grund-
sätze für den Umgang mit Interessenkonflikten i. S. d. § 27 KAGB in der schriftlich 
fixierten Ordnung implementiert. 

9.5. Beschwerdemanagement 

Die Gesellschaft hat den Umgang mit Beschwerden im Organisationshandbuch 
dokumentiert. Als Beschwerdebeauftragter ist gemäß Organigramm der 
Geschäftsleiter Portfoliomanagement bestellt worden.  

Als Beschwerde definiert die Gesellschaft jegliche schriftliche oder mündliche 
Unmutsäußerungen von Kunden im Zusammenhang mit Leistungen, 
insbesondere auch Leistungen im Zusammenhang mit der Verwaltung der AIF.  
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Sobald eine Beschwerde eines Kunden eingeht, ist diese zu dokumentieren. Der 
Mitarbeiter hat den Namen des Kunden, die ihm gegenüber erbrachte 
Dienstleistung bzw. den AIF, in den der Anleger investiert hat, das Datum der 
Beschwerde, die Form der Beschwerde (mündlich, telefonisch, per E-Mail, 
brieflich) sowie Art und Anlass der Beschwerde festzuhalten. Die Beschwerde soll 
mit einer kurzen Stellungnahme des Mitarbeiters versehen werden. Der 
Beschwerdevorgang ist unverzüglich dem mit dem Beschwerdemanagement 
betrauten Mitglied der Geschäftsleitung vorzulegen. Auf jede Beschwerde eines 
Kunden oder Geschäftspartners soll innerhalb einer Frist von zwei 
Kalenderwochen schriftlich geantwortet werden. Der Compliance-Beauftragte ist 
bei der Bearbeitung der Beschwerde als neutrale Stelle einzubeziehen. Zur 
Dokumentation werden ein Beschwerdeordner und ein Verzeichnis, in dem 
sämtliche Kundenbeschwerden eingetragen werden, geführt.  

Der Beschwerdebeauftragte hat die Beschwerden und Fehler nach Auffälligkeiten 
(z. B. vermehrte Beschwerden zu einem bestimmten Themenblock) auszuwerten, 
um Schwachstellen in Prozessen zu erkennen. Die Auswertung soll an die 
Compliance-Stelle und an den Risikomanager weitergegeben werden. 

Gemäß dem uns zur Prüfung vorgelegten Beschwerdeverzeichnis gab es im 
Geschäftsjahr eine Anlegerbeschwerde. Die für die Beschwerdeaufnahme 
teilverantwortliche Mitarbeiterin Frau Siglinde Heiche hielt das beschriebene 
Ablaufverfahren ein, übernahm die Beschwerdedaten korrekt in das 
Beschwerdeverzeichnis und informierte die Geschäftsführung unverzüglich. Die 
Geschäftsführung der KVG hat bei der Beantwortung der Beschwerden die in der 
Ablauforganisation beschriebene Frist von 14 Tagen eingehalten.  

Die publity Performance hat auf ihrer Homepage die Information hinterlegt, dass 
Beschwerden kostenfrei beim Beschwerdebeauftragten der Gesellschaft 
vorgenommen werden können.  

Nach unserem Prüfungsergebnis gewährleistet die schriftlich fixierte Ordnung der 
Gesellschaft, eine angemessene Ablauforganisation für das Beschwerde-
management.  

Beschwerden und Auskunftsersuchen von Anlegern werden ordnungsgemäß  
dokumentiert und archiviert.  

9.6. Hinweisgeberverfahren (Whistleblowing)  

Gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 Nr. 9 KAGB ist die Gesellschaft verpflichtet einen 
geeigneten Prozess einzurichten, der es den Mitarbeitern unter Wahrung der 
Vertraulichkeit ihrer Identität ermöglicht, potentielle oder tatsächliche Verstöße 
gegen regulatorische Vorschriften sowie etwaige strafbare Handlungen innerhalb 
der Kapitalverwaltungsgesellschaft an geeignete Stellen zu melden. 

Ein den gesetzlichen Anforderungen nach angemessenes Hinweisgeberverfahren 
(Whistleblowing) hat die publity Performance in Zusammenarbeit mit der 
Compliance-Funktion entwickelt und an Baker Tilly ausgelagert. Diese Verein-
barung wurde uns von beiden Auslagerungspartnern während der Prüfung 
bestätigt. Wir empfehlen der Gesellschaft, einen Nachtrag zum Auslagerungs-
vertrag bezüglich der Compliance- und Geldwäsche-Funktion mit der Baker Tilly, 
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der das Hinweisgeberverfahren i. S. d. § 28 Abs. 1 S. 2 Nr. 9 KAGB regelt, 
schriftlich anzufertigen. 

Im Berichtszeitraum erfolgten keine Meldungen über Verstöße an den 
Compliance-Beauftragten.  

9.7. Stimmrechtsausübung  

Die publity Performance hat Maßnahmen und Verfahren (Strategien für die 
Ausübung von Stimmrechten) erlassen, die eine Verfolgung maßgeblicher 
Kapitalmaßnahmen ermöglichen, sicherstellen, dass die Ausübung von 
Stimmrechten mit den Anlagezielen und der Anlagepolitik des jeweiligen AIF im 
Einklang steht, Interessenkonflikte, die aus der Ausübung von Stimmrechten 
resultieren, verhindern oder regeln.  

Im Geschäftsjahr 2022 wurden in den verwalteten Investmentvermögen lediglich 
Immobilien gehalten, sodass sich keine Stimmrechtsausübungen ergaben. 

9.8. Prüfungsergebnis  

Während unserer Prüfungsarbeiten ergaben sich keine Anhaltspunkte, dass die 
Gesellschaft die allgemeinen Verhaltensregeln gemäß §§ 26 - 28 KAGB in 
Verbindung mit der AIFM Level II-VO und der KAVerOV nicht einhält und ihre 
Tätigkeit nicht interessenwahrend ausübt. 
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10. Einhaltung sonstiger 
aufsichtsrechtlicher Vorgaben 

10.1. Anzeigewesen und Meldepflichten 

10.1.1. Anzeigen 

Für die publity Performance waren für das Berichtsjahr folgende Anzeigen gemäß 
den Regelungen des KAGB anzugeben:  

Rechts-
grundlage 

Tatbestand Feststellung 

§ 38 Abs. 1 
KAGB 

Festgestellter Jahresabschluss 
und Prüfungsbericht für das 
Geschäftsjahr 2021 

Die Anzeige erfolgte am 
13. Juli 2022. 

§ 38 Abs. 2 
KAGB 

Bestellung des 
Jahresabschlussprüfers für das 
Geschäftsjahr 2022 

Die Anzeige erfolgte am 
14. Juni 2022.  

§ 34 Abs 3 
KAGB  

Ausscheiden eines 
Geschäftsführers 

Die Anzeige erfolgte am 
6. September 2022. 

§ 35 Abs. 5 
Nr. 2. 

Ermittlungsverfahren gegen 
Geschäftsleiter 

Die Anzeige erfolgte am 
24. August 2022. 

§ 34 Abs 3 
KAGB 

Vollzug der Bestellung einer 
Person zum Geschäftsleiter 

Die Anzeige erfolgte am 
6. September 2022. 

§ 35 Abs. 5 
Nr. 1  KAGB 

Aufnahme und die Beendigung 
der Tätigkeit als Geschäftsleiter 
oder als Aufsichtsorgan- oder 
Verwaltungsratsmitglied eines 
anderen Unternehmens 

Die Anzeigen erfolgten 
am 2. Mai 2022, 
31. August 2022,  
und 15. September 2022. 

 

Weitere Anzeigepflichten bestanden im Geschäftsjahr nach dem Ergebnis unserer 
Prüfung nicht.  

Verantwortlich für das Berichts- und Meldewesen im Berichtsjahr war Frau 
Siglinde Heiche. Ihre Stellvertretung übernimmt der Risikomanager der 
Gesellschaft. Den für das Berichts- und Meldewesen verantwortlichen Mitarbeitern 
obliegt es, sicherzustellen, dass alle vorgeschriebenen Anzeige- und 
Meldepflichten bezüglich der Gesellschaft und der verwalteten AIF korrekt, 
zuverlässig und pünktlich durchgeführt werden. Soweit sich Fragen der BaFin aus 
den durchgeführten Meldungen ergeben, koordinieren sie die Bearbeitung der 
Fragen und führen die Korrespondenz mit der BaFin. 

Das Organisationshandbuch enthält eine Liste der vorzunehmenden Anzeigen. 
Die Übersicht mit den Melde- und Anzeigevorschriften wird seitens des für diesen 
Bereich zuständigen Mitarbeiters monatlich überblickt und auf anzeigepflichtige 
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Sachverhalte überprüft. Die feststehenden Termine werden in den Teamkalender 
der publity Performance eingetragen, sodass eine Vertretung jederzeit ermöglicht 
wird.  

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung stellen wir fest, dass die Vorschriften zum 
Anzeigewesen grundsätzlich angemessen sind, die gesetzlichen Anforderungen 
zu erfüllen. Alle im Berichtsjahr vorzunehmenden Anzeigen erfolgten nach unserer 
Beurteilung angemessen und fristgerecht.  

10.1.2. Meldewesen 

Die Gesellschaft führt die Meldungen mit der Software AIFM-Control der 
CONNOS GmbH, Hamburg, aus. Vorab hat sie sich im Rahmen von Tests über 
die ordnungsgemäße Funktionalität der Software überzeugt. Die rein manuelle 
Erfassung der Meldung wird durch die Stelle Berichts- und Meldewesen 
vorgenommen.  

Die Gesellschaft ist in Abhängigkeit der Schwellenwerte gemäß Artikel 110 der 
Delegierten Verordnung (EU) Nr. 231/2013 verpflichtet, die Meldungen im 
jährlichen Turnus durchzuführen. Die Gesellschaft hat im Berichtsjahr die 
entsprechenden Meldungen auf Gesellschaftsebene sowie die Meldungen auf 
Ebene der Investmentvermögen abgegeben. 

Unsere Prüfung hat ergeben, dass die Gesellschaft ein geeignetes Verfahren zur 
Umsetzung ihrer Meldepflichten gemäß § 35 KAGB sowie Artikel 110 der 
Delegierten Verordnung (EU) Nr. 231/2013 implementiert hat. 

Es ergaben sich keine Beanstandungen im Rahmen unserer Prüfung. 

10.2. Einhaltung der Pflichten nach der Verordnung (EU) 
2019/2088 und nach der Verordnung (EU) 2020/852 

10.2.1. Angaben nach Artikel 3 der EU-Offenlegungsverordnung 

Artikel 3 der EU-Offenlegungsverordnung verlangt, dass Finanzmarktteilnehmer 
auf ihren Internetseiten Informationen zu ihren Strategien zur Einbeziehung von 
Nachhaltigkeitsrisiken bei ihren Investitionsentscheidungsprozessen 
veröffentlichen. 

Wir haben durch Einsichtnahme der Internetseiten der publity Performance GmbH 
nachvollzogen, dass die hiernach erforderlichen Angaben nicht gemacht wurden 
und haben daher die formelle Vollständigkeit nicht geprüft.  

Die letzten Ankaufsprozesse von Immobilien für die verwalteten AIF haben im 
Jahr 2018 stattgefunden. Weitere Ankäufe sind nach den Prospekten nicht 
möglich. 

Die Dokumentation von Strategien zur Einbeziehung von Nachhaltigkeitsrisiken 
bei den Investitionsentscheidungsprozessen halten wir insofern für nicht 
anwendbar. 
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10.2.2. Angaben nach Artikel 4 der EU-Offenlegungsverordnung 

Gemäß Artikel 4 der EU-Offenlegungsverordnung besteht eine Verpflichtung zur 
Offenlegung von Informationen im Zusammenhang mit den wichtigsten 
nachteiligen Auswirkungen der Investitionsentscheidungen auf 
Nachhaltigkeitsfaktoren auf Ebene der publity Performance GmbH. Im Falle der 
Nichtberücksichtigung sind klare Gründe hierfür anzugeben einschließlich 
gegebenenfalls Informationen darüber, ob und wann beabsichtigt ist, solche 
nachteiligen Auswirkungen zu berücksichtigen. 

Wir haben durch Einsichtnahme der Internetseiten der publity Performance GmbH 
nachvollzogen, dass die hiernach erforderlichen Angaben nicht gemacht wurden.  

Die von der Gesellschaft betreuten AIF befinden sich seit dem Stichtag  
31. Dezember 2022 sämtlichst in der Liquidationsphase. Ankäufe von Immobilien 
und die Zusammenfassung von nachteiligen Auswirkungen der Investitions-
entscheidungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren auf Ebene der publity Performance 
GmbH halten wir daher für nicht anwendbar.  

10.2.3. Angaben nach Artikel 5 der EU-Offenlegungsverordnung 

Gemäß Artikel 5 der EU-Offenlegungsverordnung ist im Rahmen der 
Vergütungspolitik anzugeben, inwiefern diese mit der Einbeziehung von 
Nachhaltigkeitsrisiken im Einklang steht und diese Informationen auf den 
Internetseiten zu veröffentlichen. 

Die Gesellschaft gibt auf ihrer Internetseite an, dass Nachhaltigkeitsrisiken derzeit 
noch nicht in die Vergütungspolitik einbezogen werden. Dies entspricht unseren 
Kenntnissen aus der Prüfung der Vergütungspolitik. Die nach Artikel 5 der EU-
Offenlegungsverordnung erforderlichen Angaben sind damit vollständig und richtig 
gemacht worden.  

10.2.4. Angaben nach Artikel 6 der EU-Offenlegungsverordnung 

Gemäß Artikel 6 der EU-Offenlegungsverordnung sind in den vorvertraglichen 
Informationen Erläuterungen zu machen zur Art und Weise, wie Nachhaltigkeits-
risiken bei ihren Investitionsentscheidungen einbezogen werden und zu den 
Ergebnissen der Bewertung der zu erwartenden Auswirkungen von 
Nachhaltigkeitsrisiken auf die Rendite der AIF.  

Die Einwerbungsphase des letzten durch die Gesellschaft emittierten Fonds Nr. 8 
endete mit dem Geschäftsjahresende 2017. Der Prospekt enthält keine 
Erläuterungen zur Art und Weise, wie Nachhaltigkeitsrisiken bei ihren 
Investitionsentscheidungen einbezogen werden und zu den Ergebnissen der 
Bewertung der zu erwartenden Auswirkungen von Nachhaltigkeitsrisiken auf die 
Rendite der AIF.  

Die EU-Offenlegungsverordnung wurde zeitlich nach dem Prospekt erlassen. 
Insofern gab es keinen Anlass, den Prospekt entsprechend zu aktualisieren. 
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10.2.5. Angaben nach Artikel 7 der EU-Offenlegungsverordnung 

Artikel 7 der EU-Offenlegungsverordnung verlangt in den vorvertraglichen 
Informationen der AIF spätestens ab dem 30. Dezember 2022 bestimmte 
Angaben im Zusammenhang mit der Berücksichtigung der wichtigsten 
nachteiligen Auswirkungen der Investitionsentscheidungen auf 
Nachhaltigkeitsfaktoren auf Ebene der AIF. Diese Angaben sind nur dann zu 
machen, wenn die Kapitalverwaltungsgesellschaft die wichtigsten nachteiligen 
Auswirkungen gemäß Artikel 4 der EU-Offenlegungsverordnung berücksichtigt.  

Wir verweisen auf Abschnitt 10.2.4  

10.2.6. Angaben nach den Artikeln 8, 9, 10 und 11 der EU-
Offenlegungsverordnung 

Die Angaben nach den Artikeln 8, 9, 10 und 11 der EU-Offenlegungsverordnung 
finden nur Anwendung auf Produkte, die ökologische oder soziale Merkmale oder 
eine Kombination aus diesen Merkmalen bewerben (Artikel 8) bzw. auf Produkte, 
mit denen eine nachhaltige Investition angestrebt wird (Artikel 9).  

Da die Gesellschaft bislang keine Produkte nach Artikel 8 oder Artikel 9 der EU-
Offenlegungsverordnung konzipiert hat, finden die genannten Artikel hier keine 
Anwendung. 

10.2.7. Angaben nach Artikel 12 der EU-Offenlegungsverordnung 

Gemäß Artikel 12 der EU-Offenlegungsverordnung muss die publity Performance 
GmbH sicherstellen, dass die gemäß Artikel 3, 5 oder 10 veröffentlichten 
Informationen stets auf dem aktuellen Stand sind. Bei Änderungen an solchen 
Informationen, ist auf derselben Internetseite eine klare Erläuterung der 
betreffenden Änderungen zu veröffentlichen. 

Zum Zeitpunkt der Durchführung unserer Prüfung waren auf der Internetseite 
keine Informationen zu den genannten Artikeln der EU-Offenlegungsverordnung 
veröffentlicht, da sich die von der publity Performance GmbH verwalteten AIF 
sämtlich in der Liquidationsphase befinden. 

Daher gab es auch keine Grundlage für die Prüfung der Anforderungen von Art. 
12 der EU-Offenlegungsverordnung. 

10.2.8. Angaben nach Artikel 13 der EU-Offenlegungsverordnung 

Artikel 13 der EU-Offenlegungsverordnung verlangt, dass Marketingmitteilungen 
nicht im Widerspruch zu anderen nach der EU-Offenlegungsverordnung 
veröffentlichten Informationen stehen.  

Marketingmitteilungen (Produktinformation) werden von der Gesellschaft seit 
Beendigung der Einwerbungsphase des Fonds Nr. 8 nicht mehr veröffentlicht. 
Insofern ergibt sich hieraus kein Widerspruch zu anderen nach der EU-
Offenlegungsverordnung veröffentlichten Informationen.  
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10.2.9. Angaben nach den Artikeln 5 bis 7 der EU Taxonomie-
Verordnung 

Gemäß Artikel 7 der EU Taxonomie-Verordnung muss bei AIF, die nicht unter 
Artikel 8 oder Artikel 9 der EU-Offenlegungsverordnung fallen, in den 
vorvertraglichen Informationen und in den Jahresberichten jeweils ein Hinweis 
aufgenommen werden, dass die zugrunde liegenden Investitionen nicht die EU-
Kriterien für ökologisch nachhaltige Wirtschaftsaktivitäten berücksichtigen. Bei 
AIF, die unter Artikel 8 oder Artikel 9 der EU-Offenlegungsverordnung fallen, sind 
die Angaben nach Artikel 5 bzw. Artikel 6 der EU Taxonomie-Verordnung zu 
machen.  

Die publity Performance GmbH verwaltet derzeit keine AIF, die die Anforderungen 
nach Artikel 8 oder Artikel 9 der EU-Offenlegungsverordnung erfüllen. Daher ist 
hier nur Artikel 5 der EU Taxonomie-Verordnung einschlägig. Wir haben in einer 
Stichprobe geprüft, ob bei den von der publity Performance GmbH verwalteten 
AIF in den vorvertraglichen Informationen (Prospekte und Informationen nach  
§ 307 KAGB) und in den uns vorgelegten vorläufigen Jahresberichten der 
geforderte Hinweis enthalten ist.  

Aufgrund der Erstellung dieser vorvertraglichen Informationen der Fonds Nr. 6 und 
Fonds Nr. 8 vor dem Anwendungszeitpunkt der EU-Verordnungen berücksichtigen 
diese keinen Hinweis, dass die zugrunde liegenden Investitionen nicht die EU-
Kriterien für ökologisch nachhaltige Wirtschaftsaktivitäten erfüllen.  

Dieser Hinweis wurde in den uns vorgelegten vorläufigen Jahresberichtes der 
Fonds Nr. 6 und 8 übernommen.  

10.2.10. Prüfungsergebnis 

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung wurden die Transparenzanforderungen nach 
den Artikeln 3 bis 13 der Verordnung (EU) 2019/2088 (EU-Offenlegungs-
verordnung) und nach den Artikeln 5 bis 7 der Verordnung (EU) 2020/852 (EU 
Taxonomie-Verordnung) nicht vollumfänglich eingehalten.  

Die Gesellschaft konnte den Transparenzanforderungen nicht entsprechen, da sie 
zwei AIF in der Liquidationsphase betreut. Sie bewirbt daher aktuell keine neuen 
Finanzmarktprodukte und stellt auch keine vorvertraglichen Informationen oder 
Marketinginformationen bereit. In den uns vorgelegten vorläufigen Jahresberichten 
der AIF wird darauf eingegangen, dass für die bestehenden Kapitalanlagen keine 
Nachhaltigkeitskriterien berücksichtig werden.  

Der Hinweis, dass die Nachhaltigkeitsrisiken derzeit noch nicht in die Vergütungs-
politik einbezogen werden, ist auf der Internetseite veröffentlicht.  

Die Aufnahme eines Hinweises, dass die zugrunde liegenden Investitionen nicht 
die EU-Kriterien für ökologisch nachhaltige Wirtschaftsaktivitäten erfüllen, erfolgte 
in den Jahresberichten der AIF.  
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10.3. Beachtung sonstiger europäischer Vorschriften 

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir analysiert, welche der gemäß § 38 KAGB 
prüfungspflichtigen europäischen Verordnungen für die Gesellschaft vor dem 
Hintergrund ihrer derzeitigen Geschäftstätigkeit relevant sind und haben daraufhin 
für die relevanten Verordnungen geprüft, ob die Gesellschaft die geltenden 
Vorschriften beachtet hat. 

Im Einzelnen handelt es sich hierbei um: 

● die Verordnung (EU) 648/2012 („EMIR“),  

● die Verordnung (EU) 2015/2365 („SFTR“),  

● die Verordnung (EU) 2016/1011 („Benchmark-Verordnung“),  

● die Verordnung (EU) 600/2014 („MiFIR“ – hier: Handelspflicht für bestimmte 
Derivate),  

● die Verordnung (EU) 2017/1131(„Geldmarktfondsverordnung“) und  

● die Verordnung (EU) 2017/2402 („Verbriefungsverordnung“). 

Da die Gesellschaft gemäß Anlagebedingungen der verwalteten 
Investmentvermögen keine Geschäfte mit Derivaten tätigen darf, und dies nach 
unseren Feststellungen auch nicht tat, sind die Verpflichtungen nach EMIR wie 
auch die Regelungen der MiFIR für die Gesellschaft nicht anwendbar. 

Die Gesellschaft hat auch keine Wertpapierfinanzierungsgeschäfte vorgenommen 
(Pensionsgeschäfte/Wertpapierleihgeschäfte) und beabsichtigt dies auch nicht; 
die SFTR ist damit für die Gesellschaft nicht einschlägig. 

Die Gesellschaft hat mangels aufgelegten Fonds auch keine Benchmarks genutzt; 
die Benchmark-Verordnung ist damit ebenso nicht anwendbar. 

Das gleiche gilt für die übrigen genannten Verordnungen, da die Gesellschaft 
weder Geldmarktfonds auflegt, noch Verbriefungen nutzt. Artikel 3 der EU-
Offenlegungsverordnung verlangt, dass Finanzmarktteilnehmer auf ihren 
Internetseiten Informationen zu ihren Strategien zur Einbeziehung von 
Nachhaltigkeitsrisiken bei ihren Investitionsentscheidungsprozessen 
veröffentlichen. 

Wir haben durch Einsichtnahme der Internetseiten der publity Performance GmbH 
nachvollzogen, dass die hiernach erforderlichen Angaben nicht gemacht wurden 
und haben daher die formelle Vollständigkeit nicht geprüft.  

Die letzten Ankaufsprozesse von Immobilien für die verwalteten AIF haben im 
Jahr 2018 stattgefunden. Weitere Ankäufe sind nach den Prospekten nicht 
möglich. 

Die Dokumentation von Strategien zur Einbeziehung von Nachhaltigkeitsrisiken 
bei den Investitionsentscheidungsprozessen halten wir insofern für entbehrlich. 
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11. Verwaltung und 
Administration von 
Investmentvermögen 

11.1. Organisatorische Grundlagen 

11.1.1. Fondskategorien 

Im Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 hat die publity 
Performance drei geschlossene inländische Publikums-AIF (§ 261 ff. KAGB) 
verwaltet, von denen der Fonds Nr. 7 die Schlussbilanz zum 30. Juni 2022 
aufgestellt hat. Bei den verwalteten AIF handelt es sich um geschlossene 
Investmentkommanditgesellschaften i. S. d. § 149 ff. KAGB, mit denen die publity 
Performance Fremdverwaltungsverträge geschlossen hat.  

In den folgenden Ausführungen werden gleichzeitig die Umsetzung der KAMaRisk 
bezüglich der besonderen Anforderungen im Zusammenhang mit der Verwaltung 
von Investmentvermögen sowie der Aufbau der Gesellschaft im Hinblick auf die 
Verwaltung dargelegt. 

11.1.2. Anlagebedingungen bei Investmentvermögen 

Das Rechtsverhältnis der Kommanditbeteiligungen basiert auf dem jeweiligen 
Gesellschaftsvertrag, der dazugehörigen Beitrittserklärung und den gesetzlichen 
Regelungen gemäß den §§ 161 ff. HGB. 

Der Kommanditist ist mit seiner Einlage am Vermögen des jeweiligen AIF-
Investmentvermögens nach den handelsrechtlichen Grundsätzen und nach 
Maßgabe des Gesellschaftsvertrags beteiligt. Bei den AIF-Investmentvermögen 
handelt es sich um eine Beteiligung an einer dem deutschen Recht unterliegenden 
Personengesellschaft (GmbH & Co. KG). Der Kommanditist verfügt über die mit 
der Beteiligung verbundenen Informations-, Kontroll-, Entnahme-, Stimm- und 
Gewinnverteilungsrechte. 

11.2. Fondskonzeption/-strukturierung 

Der für den Bereich Portfolioverwaltung zuständige Geschäftsführer und die 
zugehörigen Mitarbeiter beobachten laufend die Entwicklung an den Immobilien- 
und den Investmentmärkten sowie bei Nachfragern und Mitbewerbern, um die 
jeweiligen Markterfordernisse im Bereich Immobilien zu erkennen und 
konkurrenzfähig abzudecken. 

Grundlage der Strukturierung eines Fonds bilden die Businesspläne der 
Einzelobjekte, die gemeinsam mit der Kostenstruktur den Businessplan des Fonds 
bestimmen. Dabei kommen bei der Objektauswahl in der Konzeptionsphase 
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Referenzobjekte zum Einsatz. Für die Objektauswahl sind pro AIF Anlagericht-
linien zu definieren. Hierbei werden Kriterien und Grenzen, u. a. hinsichtlich der 
Mindestanzahl an Objekten, des Objektpreises, Anzahl der Mieter, Mindest- und 
Höchstmietflächen pro Mieter verbindlich festgelegt.  

Anschließend sind die Anlagebedingungen durch den Aufsichtsrat und die BaFin 
zu genehmigen. Fällt die Entscheidung positiv aus, wird ein entsprechendes 
Verkaufsprospekt erstellt. Dies erfolgt in der Regel in Zusammenarbeit mit einer 
benannten Rechtsanwaltskanzlei.  

11.3. Portfolioverwaltung 

11.3.1. Ankaufsprozess 

Der Investmentprozess besteht aus den unterschiedlichen Phasen des 
Immobilienerwerbs, beginnend mit der Erstprüfung von Investmentopportunitäten, 
über den Due-Diligence Prozess für ausgewählte Objekte bis zum Abschluss des 
Kaufvertrags im Einzelfall. Die publity Performance hat den Ankaufsprozess im 
OHB dokumentiert.  

Grundlage jeder Investitionsentscheidung sind die für jede einzelne Immobilie 
durchzuführenden „Due-Diligence Prüfungen“. Diese Prüfungen werden durch 
unabhängige Rechtsanwälte, unabhängige und zertifizierte Immobiliensachver-
ständige sowie durch die publity AG als Auslagerungsunternehmen für die 
Immobilienverwaltung durchgeführt. Die nachstehend genannten Grundsätze und 
Verfahren werden in Bezug auf die Sorgfaltspflichten jährlich überprüft und 
erforderlichenfalls aktualisiert. 

11.3.1.1. Technische und Immobilien-Due-Diligence 

Vor dem Erwerb der Anlageobjekte erfolgt eine individuelle Bewertung der 
Immobilien durch unabhängige Immobilien-Sachverständige. Die Technische und  
Immobilien-Due-Diligence umfasst insbesondere die fundierte Aufbereitung von 
technischen Angaben im Hinblick auf die unmittelbar oder mittelbar zu 
erwerbenden Immobilien. Darauf aufbauend soll der technische Zustand der 
Immobilien und die Aussagefähigkeit der Bestandsdokumentation umfassend 
analysiert werden. Mithilfe der Due-Diligence werden insbesondere die aktuell 
vorliegenden Marktgegebenheiten, die Wirtschaftlichkeit sowie die technischen 
Daten der jeweiligen Immobilie festgestellt und daraus eine indikative Kostenein-
schätzung und eine Wirtschaftlichkeitsfeststellung abgeleitet.  

Die publity Performance beauftragt Dritte mit der Durchführung der Due-Diligence. 

11.3.1.2. Legal Due-Diligence 

Die publity Performance beauftragt unabhängige Rechtsanwälte mit der Durch-
führung einer Legal Due-Diligence und mit der Erstellung von Due-Diligence 
Berichten, die die Grundlage für den Abschluss der Kaufverträge über die 
mittelbar oder unmittelbar zu erwerbenden Immobilien bilden. Gegebenenfalls 
wurden in der Legal Due-Diligence auch steuerliche Sachverhalte aufgegriffen.  
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11.3.1.3. Kaufentscheidung 

Nach dem Vorliegen der Technischen und Immobilien-Due-Diligence bzw. des 
Legal Due-Diligence Berichts einschließlich des jeweiligen Businessplans erfolgt 
die Kaufentscheidung durch die publity Performance. Die für einen Ankauf in 
Frage kommenden Objekte werden beurteilt unter Berücksichtigung eventuell 
vorhandener Risiken, rechtlicher, steuerlicher, finanzieller oder sonstiger den Wert 
beeinflussender Faktoren, Human- und Materialressourcen und Strategien 
(einschließlich Ausstiegsstrategien). Immobilienerwerbe für die von der publity 
Performance verwalteten Fonds dürfen nur dann erfolgen, wenn diese mit der 
jeweiligen Anlagestrategie des AIF in Einklang stehen. Mit der abschließenden 
Durchführung des Kaufprozesses kann die publity Performance Dritte 
beauftragen, die z. B. die abzuschließenden Kaufverträge vorbereiten und prüfen 
sowie die Kaufverhandlungen mit den Verkäufern führen. 

Wird eine Kaufentscheidung getroffen, wird ein „Investmentbogen“ ausgefüllt und 
durch die Geschäftsführung unterzeichnet. Der Ankaufsprozess der publity 
Performance stellt sicher, dass der Fondsmanager vor jedem Geschäftsabschluss 
festlegen muss, für welchen Fonds das Geschäft abgeschlossen wird. Ab einer 
Investitionssumme von EUR 5 Mio. muss die Investition von dem Aufsichtsrat 
genehmigt werden. Die Genehmigung der Verwahrstelle wird unabhängig von 
dem Kaufpreis eingeholt. Erst nach Vorliegen der erforderlichen Genehmigungen 
kommt es zu einem notariellen Erwerb.  

In den verwalteten Vermögen wurden im Geschäftsjahr keine Ankäufe 
vorgenommen.  

11.3.2. Laufende Fondsverwaltung 

Nach dem Erwerb einer Immobilie übernimmt die publity Performance durch den 
Bereich Portfolioverwaltung das strategische Management sowie die Steuerung 
des operativen Managements der von ihr verwalteten AIF. Im Rahmen des 
strategischen Managements wird die Entwicklung der Objekte bis zum Verkauf 
geplant. Entwicklungsmaßnahmen umfassen neben der Objektvermietung auch 
bauliche Maßnahmen wie Renovierungen oder Erweiterungen. 

Das operative Management betrifft die kaufmännische und technische 
Objektverwaltung sowie das Objektmanagement. Die Gesellschaft hat 
Hausverwaltungen als externe Dienstleister mit der Objektverwaltung und dem 
Objektmanagement beauftragt. Die kaufmännische Objektverwaltung umfasst die 
Betreuung der laufenden Mietverträge einschließlich der Überwachung der 
mietvertraglichen Verpflichtungen der Mieter, das Mietinkasso, die 
Objektbuchhaltung sowie die Betriebskostenabrechnungen. Das technische 
Management besteht aus der Überwachung und Koordination der 
Hausmeistertätigkeit und die Koordinierung externer Handwerker. Die 
objektbezogenen Zahlungen erfolgen ebenfalls durch die jeweiligen 
Hausverwaltungen. Die Kontrolle erfolgt durch die publity Performance anhand der 
seitens der Hausverwaltungen monatlich zur Verfügung gestellten Unterlagen. 

Im Rahmen des Objektmanagements erfolgen Budgetplanung und 
Objektcontrolling.  
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Darüber hinaus überwacht die publity Performance die Wertentwicklung der von 
ihr verwalteten Fonds laufend unter Berücksichtigung des jeweils für diesen AIF 
nach den vorstehenden Kriterien aufgestellten und aktualisierten Geschäftsplans. 

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung hat die Gesellschaft angemessene 
Vorkehrungen getroffen, die sicherstellen, dass das Vermögen der verwalteten 
AIF in Übereinstimmung mit dem festgelegten Risikoprofil, der Anlagestrategie, 
dem Gesellschaftsvertrag sowie dem im Verkaufsprospekt beschriebenen Anlage-
charakter des AIF und den jeweils geltenden rechtlichen Rahmenbedingungen 
verwaltet wird. 

11.3.3. Verkaufsprozess 

Die Gesellschaft hat den Verkaufsprozess für Immobilien als Anlage zum 
Organisationshandbuch dokumentiert.  

Grundlage des Verkaufsprozesses ist die laufende Beobachtung des Marktes für 
Immobilien anhand von Datenbanken (Thomas Daily, JLL) sowie durch Kontakte 
mit Immobilienmaklern. Ergibt sich aus der Marktanalyse eine Opportunität zum 
Verkauf einer Immobilie, beginnt unmittelbar die Vermarktungsphase.  

Die Verwahrstelle wird frühzeitig in den Verkaufsprozess eingebunden, damit 
rechtzeitig eine Freigabe erfolgen kann. 

In Abhängigkeit von der letzten Immobilienbewertung holt die Gesellschaft vor 
dem Verkauf ein weiteres Wertgutachten ein, um die Marktgerechtigkeit der 
Verkäufe zu dokumentieren. 

Nach dem Ablauf der prospektierten Fondslaufzeit setzt die KVG neben 
Bieterverfahren auf die gezielte Ansprache potenzieller Investoren. In den Fonds 
erfolgten im Jahr 2022 lediglich Besitz-Nutzen-Lasten-Wechsel nach 
Beurkundungen im Jahr 2021.  

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung hat die Gesellschaft den Verkaufsprozess 
angemessen organisiert. 

11.3.4. Liquiditätsmanagement 

Ziel des Liquiditätsmanagements der publity Performance ist es, Liquiditätsrisiken 
bei den einzelnen Investmentvermögen zu identifizieren, zu überwachen und zu 
managen. Durch das Liquiditätsmanagement soll gewährleistet werden, dass 
Anlagestrategie und Liquiditätsprofil konsistent zueinander sind. Grundsätzlich 
wird zwischen dem objekt- und dem fondsbezogenen Liquiditätsmanagement 
unterschieden.  

Vor Erwerb einer Immobilie erfolgt im Rahmen der Planungskalkulation auch eine 
Liquiditätsrechnung. Dabei werden neben laufenden Mieteinnahmen und 
Ausgaben auch die Aufwendungen für den Objektkauf, eventuell erforderliche 
Instandsetzungen und der Rückfluss aus dem Verkauf berücksichtigt. Die 
geplante Haltedauer wird dabei objektabhängig geschätzt. Für die Haltedauer 
werden die Netto-Liquiditätseffekte je Monat und insgesamt berechnet. Aufgrund 
der kurzen Haltedauer und der vollen Finanzierung mit Eigenkapital wird keine 
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Abzinsung der Zahlungsströme vorgenommen. Die Einhaltung des 
Liquiditätsplans wird monatsweise überwacht. 

Das fondsbezogene Liquiditätsmanagement betrifft die Überwachung der 
zwischen Anleger und AIF vorgenommenen Zahlungen, insbesondere 
Ausschüttungen, Frühzeichner-Bonifikationen und Kapitalrückzahlungen. 
Grundlage des fondsbezogenen Liquiditätsmanagements sind die 
objektbezogenen Liquiditätsrechnungen und die gemäß Verkaufsprospekt 
geplanten Auszahlungen an die Anleger. 

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung hat die Gesellschaft einen angemessenen 
Prozess zum Liquiditätsmanagement etabliert. 

11.4. Fondsadministration 

11.4.1. Organisatorische Grundlagen 

Die Fondsadministration einschließlich Fondsbuchhaltung, Anteilswertermittlung 
sowie Jahresabschlusserstellung (mit Ausnahme des Fonds Nr. 6) wird durch die 
publity Performance erbracht. Für den Fonds Nr. 6 ist die Jahresabschluss-
erstellung auf die Rödl & Richter GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft, Berlin, ausgelagert. 

11.4.2. Fondsbuchhaltung 

Die Buchhaltung der AIF wird vom Rechnungswesen der publity Performance 
vorgenommen. Die Erfassung der Geschäftsvorfälle sowie die Kontierung der 
Rechnungen erfolgen mit Hilfe von DATEV. Die Sachkonten werden auf der AIF-
Ebene angelegt, den einzelnen Objekten werden Unterkonten zugewiesen. Nach 
unseren Feststellungen erfolgt die Fondsbuchhaltung ordnungsgemäß. 

11.4.3. Anlegerverwaltung 

Die Anlegerverwaltung umfasst u. a. die Erfassung von Zeichnungsscheinen, die 
Pflege der Stammdaten unter Einhaltung aller datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen sowie die Erfüllung von Sorgfaltspflichten der publity Performance 
nach dem Geldwäschegesetz. Die Anlegerverwaltung wird seit dem Geschäftsjahr 
2016 für die bestehenden Fonds Nr. 6, Fonds Nr. 7 sowie Fonds Nr. 8 durch die 
publity Performance durchgeführt. 
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11.5. Bewertung der Vermögensgegenstände und 
Anteilswertermittlung 

11.5.1. Organisatorische Grundlagen 

Die publity Performance hat die Bewertungsregeln für die einzelnen 
Vermögenswerte in einer Bewertungsrichtlinie dokumentiert. 

Die Bewertung der Vermögensgegenstände, Verbindlichkeiten und Rück-
stellungen der AIF erfolgt gemäß den Grundsätzen für die Kurs- und 
Preisfeststellung, die im KAGB und der Kapitalanlage-Rechnungslegungs- und 
Bewertungsverordnung (KARBV) genannt sind. 

11.5.2. Ankaufsbewertung 

Vor Erwerb einer Immobilie ist eine externe Ankaufsbewertung vorzunehmen. Bei 
einem Wert bis zu einschließlich EUR 50,0 Mio. erfolgt die Bewertung durch einen 
externen Bewerter, bei einem Objektwert von mehr als EUR 50,0 Mio. durch zwei 
unabhängige externe Bewerter. Bei voneinander abweichenden Bewertungen ist 
der arithmetische Mittelwert zu bilden. Zwischen dem Stichtag der Bewertung und 
dem Ankaufzeitpunkt (notarielle Beurkundung) dürfen maximal 60 Arbeitstage 
liegen.  

Für die Organisation der Bewertung ist der Geschäftsleiter Portfoliomanagement 
zuständig. Hierzu gehören insbesondere die Auswahl der Bewerter als auch die 
Prüfung der von den Bewertern erstellten Bewertungsgutachten. Die Gesellschaft 
hat insgesamt einen Pool von fünf externen Bewertern bestimmt, der für die 
Eingangs- und Folgebewertung zuständig ist. Vor Bestellung eines externen 
Bewerters wird im Rahmen einer Due-Diligence im Einzelnen folgendes geprüft: 

● Prüfung, dass der externe Bewerter einer gesetzlich anerkannten 
obligatorischen berufsmäßigen Registrierung oder Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften oder berufsständischen Regeln unterliegt 

● Vorliegen ausreichender beruflicher Garantien des externen Bewerters, um 
die Bewertungsfunktion wirksam ausüben zu können 

● Vorliegen ausreichender Ressourcen für die Durchführung der externen 
Bewertungen sowie der Erfahrungen und Zuverlässigkeit der Personen, die 
den externen Bewerter leiten 

Die externen Bewerter sind der BaFin durch entsprechende Anzeigen benannt 
worden. 

Die ordnungsgemäße Durchführung und regelmäßige Überwachung des externen 
Bewerters wird wie folgt sichergestellt: 

● Festlegung und terminliche Überwachung der Bewertungsstichtage sowie 
das termingerechte Einholen objektspezifischer Daten und die 
Plausibilisierung derselben 

● Beauftragung der Bewerter unter Verwendung der zugelieferten 
Informationen und ggf. Teilnahme an den Objektbesichtigungen 
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● Prüfung der Gutachten, ob alle zugrunde gelegten Prämissen den Fakten 
entsprechen sowie deren anschließende interne Freigabe 

● Überprüfung der von den Bewertern ausgestellten Rechnungen auf 
Richtigkeit 

Der Geschäftsleiter I hat sicherzustellen, dass die Anforderungen des KAGB an 
die Bewerter erfüllt werden. 

Wir weisen darauf hin, dass der Geschäftsleiter I ebenfalls für den Bereich 
Portfoliomanagement zuständig ist. Die fehlende funktionale Unabhängigkeit der 
Bewertungsaufgabe von der Portfolioverwaltung steht im Einklang mit den 
Regelungen des KAGB, da die Bewertung der Vermögensgegenstände 
ausschließlich durch externe Bewerter erfolgt. 

Die Ermittlung des Wertes einer Immobilie erfolgt grundsätzlich nach dem in der 
ImmoWertV niedergelegten Ertragswertverfahren. Gemäß § 27 ff. ImmoWertV 
wird der Ertragswert einer Immobilie auf der Grundlage marktüblich erzielbarer 
Erträge, die um die Bewirtschaftungskosten einschließlich der Instandhaltungs- 
sowie der Verwaltungskosten und das kalkulatorische Mietausfallwagnis gekürzt 
werden, ermittelt. Der Ertragswert ergibt sich aus der so errechneten Netto-Miete, 
die mit einem Faktor (Barwertfaktor) multipliziert wird, der eine marktübliche 
Verzinsung für die zu bewertende Immobilie unter Einbeziehung von Lage, 
Gebäudezustand und Restnutzungsdauer berücksichtigt. Besonderen, den Wert 
einer Immobilie beeinflussenden Faktoren kann durch Zu- oder Abschläge 
Rechnung getragen werden. Im Gutachten ist zu erläutern, ob für die zu 
begutachtende Immobilie ein genügend großer potentieller Käufer- und 
Nutzerkreis besteht und ob eine nachhaltige Ertragsfähigkeit der Immobilie 
anhand ihrer vielseitigen Verwendbarkeit in ihrer ausreichenden Nutzbarkeit durch 
Dritte gewährleistet ist. Die wesentlichen Bewertungsparameter, insbesondere der 
aus dem aktuellen Marktgeschehen abzuleitende Kapitalisierungssatz und die für 
das Objekt aktuell erzielbaren Marktmieten, sind nachvollziehbar darzulegen und 
zu begründen. Die der Bewertung zugrunde gelegten Marktmieten und die für die 
Ableitung des Kapitalisierungszinssatzes herangezogenen Vergleichspreise sollen 
möglichst tatsächliche Geschäftsabschlüsse berücksichtigen und aus öffentlich 
zugänglichen Datenquellen stammen. Als Wert für die Immobilien wird gemäß 
§ 271 Abs. 1 KAGB für den Zeitraum von zwölf Monaten nach dem Erwerb der 
Kaufpreis angesetzt. 

11.5.3. Folgebewertung 

Der Wert der Immobilien ist erneut zu ermitteln und anzusetzen, wenn nach 
Auffassung von der publity Performance der zuletzt ermittelte Wert aufgrund von 
Änderungen wesentlicher Bewertungsfaktoren (z. B. Umwelt, Grund und Boden, 
rechtliche Gegebenheiten) nicht mehr sachgerecht ist. Im Anschluss an den Zwölf-
Monats-Zeitraum nach Erwerb wird gemäß § 272 KAGB mindestens einmal 
jährlich eine externe Bewertung der im Bestand befindlichen Immobilien 
vorgenommen. Das Verfahren der Bewertung entspricht dem der 
Ankaufsbewertung. Der externe Bewerter, der die jährliche Bewertung vornimmt, 
darf nicht zugleich die Ankaufsbewertung durchgeführt haben.  
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Die Geschäftsführung hat aufgrund aktueller Markteinschätzung zum Bilanz-
stichtag 31. Dezember 2022 für eine Immobilie einen Abschlag i. H. v. 25 % im 
Fonds Nr. 6 vorgenommen, um dem erhöhten Risiko aus beendeten Mietver-
hältnissen gerecht zu werden.  

Auf Basis der vorgenommenen externen Bewertung des Immobilienbestandes 
unter Berücksichtigung des oben genannten pauschalen Abschlags erfolgt die 
jährliche Berechnung der Nettoinventarwerte der Investmentvermögen und eine 
Ermittlung des jeweiligen Anteilswertes durch die Gesellschaft. 

11.6. Risikocontrolling AIF  

11.6.1. Organisatorische Grundlagen 

Die Abteilung „Risikocontrolling inkl. Finanzierungscontrolling“ ist direkt dem 
zuständigen Geschäftsführer, Herrn Frank Schneider, unterstellt. Der Geschäfts-
leiter wird in dieser Funktion vom Risikomanager, Herrn Sascha Schön, 
unterstützt.  

Die Funktionstrennung, insbesondere zwischen Risikomanagement und 
Portfoliomanagement, ist innerhalb der Gesellschaft bis einschließlich der Ebene 
der Geschäftsleiter grundsätzlich sichergestellt. 

Die publity Performance hat Risikomanagement-Grundsätze (Risikomanagement-
verfahren, Methoden der Risikoüberwachung, Aufnahme und Berücksichtigung 
neuer Produkte) für die AIF im Organisationshandbuch dokumentiert. 

11.6.2. Risikoidentifikation, -erfassung und -messung 

Die publity Performance hat folgende wesentlichen Risikoarten für die verwalteten 
Fonds identifiziert: 

● Das Ertragsrisiko der Gesellschaft beschreibt die Gefahr einer deutlichen 
Verschlechterung der Ertragssituation. Ertragsrisiken ergeben sich 
regelmäßig, wenn andere der folgend genannten Risiken eintreten.  

● Das Marktrisiko bezeichnet mögliche Wertveränderungen der von dem 
jeweiligen AIF gehaltenen Anlagen als Folge der Veränderung von 
Marktrisiken einzelner Anlagen. Es umfasst Zinsänderungsrisiken, Aktien- 
und Wertpapierkursrisiken, (Miet-)Preisrisiken, sonstige Objekt-/ 
Immobilienrisiken sowie Währungsrisiken. Marktrisiken sind die Risiken, 
welche aufgrund von Änderungen an den betreffenden Märkten (Standort, 
Kapitalmarkt, Geschäftsbereich) zu Schäden führen können. 

● Objektrisiken auf Ebene der AIF werden unterschieden in Kostenrisiko, 
Instandhaltung, Mieterbonität, Leerstand, Terminrisiko, Bausubstanz, 
Wertänderung, Flexibilität und Drittverwendungsmöglichkeit. 

● Die Gesellschaft wirkt Objektrisiken in erster Linie durch eine sorgfältige 
Auswahl der zu erwerbenden Immobilien entgegen. Es werden nur Objekte 
in deutschen Ballungszentren erworben, wobei eine Konzentration der Lage 
und der Art der Immobilien vermieden wird. Zudem erfolgt eine Mischung 
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zwischen Multi- und Single-Tenant-Objekten. Die Einschätzung der 
Vermietungssituation erfolgt durch externe Gutachten oder durch das 
Portfoliomanagement. Im Vorfeld des Erwerbs wird zudem eine Legal- sowie 
eine Technische und Immobilien-Due-Diligence durch unabhängige Dritte 
durchgeführt. Mögliche Kosten für Instandsetzungen und Mieterausbauten 
werden im Rahmen des Ankaufsprozesses berücksichtigt. Mit Hilfe von 
Planungskalkulationen wird die Rentabilität des Objektes ermittelt. Die 
Planungskalkulation umfasst auch Sensibilitätsanalysen bezüglich der 
erzielbaren Mietzinsen, der Vermietungssituation und der Kosten für 
Instandhaltungsmaßnahmen. Das Risikomanagement ist sehr eng in den 
Erwerbsprozess eingebunden. 

● Bei der Mieterauswahl wird auf die Bonität geachtet, hierzu finden u. a. 
Bonitätsauskünfte von Creditreform und Schufa Beachtung. 

● Im Rahmen der laufenden Überwachung erfolgt monatlich ein Soll-Ist-
Abgleich, um Planabweichungen frühzeitig erkennen und Steuerungs-
maßnahmen ergreifen zu können. Es erfolgt eine laufende Überwachung 
von Mietzahlungen, Auffälligkeiten ergaben sich dabei im Geschäftsjahr 
nicht. Der monetäre Erwartungswert des potentiellen Mietausfallrisikos wird 
anhand einer Risikomatrix mit den Parametern Eintrittswahrscheinlichkeit 
und Schadenshöhe ermittelt. Durch eine sorgfältige Auswahl von Mietern 
und eine laufende Überwachung von deren Bonität wird das Risiko von 
Mietausfällen geringgehalten. Die Mietverträge im Fonds Nr. 6 liefen zum 
31. Dezember 2022 aus. Insofern besteht in diesem AIF ein erhöhtes 
Mietausfallrisiko ab 2023. Im Fonds Nr. 8 geht die Geschäftsleitung 
weiterhin von einem geringen Mietausfallrisiko aus. 

● Das Liquiditätsrisiko beschreibt die Gefahr, dass das Unternehmen oder der 
AIF zu irgendeinem Zeitpunkt nicht in der Lage ist, seinen 
ordnungsgemäßen Zahlungsverpflichtungen fristgerecht und in vollem 
Umfang zu entsprechen. Dem Liquiditätsrisiko begegnet die Gesellschaft 
durch ein ausgebautes Liquiditätsmanagement.  

● Operationelle Risiken mit wesentlicher Bedeutung auf Ebene des jeweiligen 
AIF wurden von der Gesellschaft in Form von Rechts- und Reputations-
risiken identifiziert.  

● Im Geschäftsjahr hat die Gesellschaft keine operationellen Risiken 
festgestellt. Für die Ermittlung operationeller Risiken wird ein 
Quantifizierungsprozess durchgeführt. In Form von Risikomatrizen mit den 
Parametern Eintrittswahrscheinlichkeit und Schadenshöhe erfolgt eine 
monetäre Schätzung der potenziellen Schadenshöhe. Die Höhe des Risikos 
liegt in einem unwesentlichen Rahmen. 

11.6.3. Risikosteuerung 

Die publity Performance hat im Geschäftsjahr Limite für das operationelle Risiko, 
Ertrags- bzw. Liquiditätsrisiko, Kostenrisiko und das Zinsänderungsrisiko zur 
Steuerung der identifizierten Risiken festgelegt.  
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Die Limite werden zum Ende jedes Kalenderquartals überwacht und neu evaluiert. 
Sie werden jährlich innerhalb der Risikoinventur von der Geschäftsleitung 
festgelegt. 

Die Grundlage der Steuerung der für die AIF relevanten Risiken bildet deren 
regelmäßige Bewertung und die darauffolgende Gewichtung mit einer 
entsprechenden Eintrittswahrscheinlichkeit. 

Bezüglich Objektrisiken erfolgt die Risikosteuerung durch eine sorgfältige Auswahl 
der Objekte. Die Gesellschaft hat seit 2021 zudem eine Quantifizierung des 
Mietausfallrisikos vorgenommen.  

11.6.4. Risikoberichterstattung 

Die Risikoberichterstattung zu den AIF erfolgt in den vierteljährlichen Risiko-
berichten der publity Performance. Die Risikoberichterstattung beinhaltet eine 
qualitative und eine quantitative Darstellung der Risikolage der verwalteten Fonds.  

Wir erachten die Risikoberichterstattung für angemessen. 

11.6.5. Gesamturteil 

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung hat das Risikomanagement von publity 
Performance geeignete Maßnahmen getroffen, um sicherzustellen, dass die mit 
den einzelnen Anlagepositionen verbundenen Risiken sowie die jeweilige Wirkung 
auf das Gesamtrisikoprofil des AIF in angemessener Weise und unter 
Verwendung von hinreichend fortgeschrittenen Risikomanagementtechniken 
fortlaufend erfasst, gemessen, bewertet und gesteuert werden.  

11.7. Vertrieb 

Die Gesellschaft hat die Regelungen zum Vertrieb grundsätzlich im OHB 
schriftlich fixiert. Für die von der KVG verwalteten Fonds sind die 
Emissionsphasen im Geschäftsjahr 2017 abgeschlossen gewesen. Die 
Vermittlung der Anteile an die Anleger erfolgte durch Vermittler mit einer Erlaubnis 
nach § 34f GewO. Die publity Performance überprüfte vor einer Zusammenarbeit 
mit einem Vermittler das Vorliegen dieser Erlaubnis. 

11.8. Prüfungsergebnis 

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung erfolgt die Verwaltung der AIF durch die 
Gesellschaft ordnungsgemäß. 
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12. Schlussbemerkungen
Verantwortliche Prüfungspartner im Sinne der Berufssatzung WP/vBP sind Frau 
WP Kathleen Hennig – als für die Auftragsdurchführung vorrangig 
verantwortlich – und Herr WP Sebastian Koch als weiterer verantwortlicher 
Prüfungspartner. 

Diesen Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts der 
publity Performance GmbH, Leipzig, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis 
zum 31. Dezember 2022 haben wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen 
Vorschriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Erstellung von 
Prüfungsberichten (IDW PS 450 n.F.) sowie unter Beachtung der weiteren 
geschäftszweigspezifischen aufsichtsrechtlichen Anforderungen, insbesondere 
des § 38 Abs. 3 und 4 KAGB i.V.m. der KAPrüfbV erstattet.  

Der von uns erteilte Bestätigungsvermerk ist in Abschnitt 3 dieses Berichts 
wiedergegeben.  

Leipzig, den 26. Mai 2023 

Grant Thornton AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Sebastian Koch Kathleen Hennig 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüferin 
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AKTIVA PASSIVA

         

31.12.2022 31.12.2021 31.12.2022 31.12.2022 31.12.2021

EUR EUR EUR EUR EUR

      1. Forderungen an Kreditinstitute       1. Sonstige Verbindlichkeiten 78.754,49 331.421,99

           täglich fällig 703.654,07 779.617,41

      2. Rückstellungen

      2. Sonstige Vermögensgegenstände 101.249,04 252.478,20              andere Rückstellungen 70.800,00 45.325,00

      3. Eigenkapital

          a) gezeichnetes Kapital 500.000,00 500.000,00

          b) Bilanzgewinn 155.348,62 155.348,62

655.348,62 655.348,62

804.903,11 1.032.095,61 804.903,11 1.032.095,61

Für Anteilinhaber verwaltete Investmentvermögen:

   Anzahl: 2 3

   Fondsvolumen in TEUR: 19.537 38.635

publity Performance GmbH, Leipzig

Jahresabschluss für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022

Bilanz
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2022 2022 2021

EUR EUR EUR

1. Zinsaufwendungen 0,00 -3.932,00

2. Provisionserträge 572.849,22 1.059.155,51

3. Provisionsaufwendungen 0,00 0,00

4. Sonstige betriebliche Erträge 6.794,19 71.713,03

5. Allgemeine Verwaltungsaufwendungen

a) Personalaufwand

aa) Löhne und Gehälter -202.538,32 -206.548,20
ab)

-32.358,25 -234.896,57 -32.177,00

b) andere Verwaltungsaufwendungen -284.165,92 -550.104,22

-519.062,49 -788.829,42

6. Sonstige betriebliche Aufwendungen -8.527,02 -29.119,17

7. Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit 52.053,90 312.919,95

8. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 11.582,62 -742,25

9. Aufgrund eines Gewinnabführungsvertrags  abgeführte Gewinne  39.971,28 309.730,20

10. Jahresüberschuss 0,00 0,00

11. Gewinnvortrag aus dem Vorjahr 155.348,62 155.348,62

12. Bilanzgewinn 155.348,62 155.348,62

Soziale Abgaben und Aufwendungen für

Altersversorgung und für Unterstützung

publity Performance GmbH, Leipzig

Jahresabschluss für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022

Gewinn- und Verlustrechnung
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publity Performance GmbH, Leipzig 
 

Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 

 

Anhang 

 

 

I. Allgemeine Angaben und Erläuterungen 

 

Die publity Performance GmbH hat ihren Sitz in Leipzig. Sie ist im Handelsregister Leipzig unter 

HRB 28356 eingetragen. Die Gesellschaft ist seit dem 18. September 2014 eine Kapital-

verwaltungsgesellschaft i. S. d. § 17 Abs. 2 Nr. 1 Kapitalanlagegesetzbuch (KAGB). 

 

Der Jahresabschluss der publity Performance GmbH, Leipzig, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 

2022 bis zum 31. Dezember 2022 wurde nach den für Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften 

des Handelsgesetzbuches (HGB) und des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit 

beschränkter Haftung (GmbHG) in Verbindung mit der Verordnung über die Rechnungslegung der 

Kreditinstitute (RechKredV) erstellt. Der Jahresabschluss beachtet gemäß § 38 Abs. 1 KAGB in 

Verbindung mit § 340a HGB die für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften.  

 

Mit Vertrag vom 18. Juni 2014 hat sich die Gesellschaft gegenüber der Muttergesellschaft, der 

publity AG, Frankfurt am Main, verpflichtet, mit Wirkung zum 1. Januar 2014, den 

Jahresüberschuss abzuführen. Im Gegenzug hat sich die publity AG verpflichtet einen 

entstehenden Jahresfehlbetrag der Gesellschaft auszugleichen. Der Vertrag wurde unter 

Bezugnahme auf die §§ 301, 302 Aktiengesetz geschlossen und am 27. Juni 2014, im 

Handelsregister des Amtsgerichts Leipzig eingetragen. 

 

II. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

 

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden blieben gegenüber dem Vorjahr unverändert.  

 

Die Vermögensgegenstände und Schulden der Gesellschaft sind einzeln unter Beachtung des 

Vorsichtsprinzips bewertet worden. Die Geschäftsführung beabsichtigt, nach Verkauf der letzten 

verwalteten Immobilien ihre BaFin-Lizenz zurückzugeben. Danach bleibt die Gesellschaft als solche 

zunächst bestehen. Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist daher von der Fortführung der 

Gesellschaft nach Rückgabe der Bafin-Lizenz mit verändertem Geschäftszweck ausgegangen 

worden.  
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Der Jahresabschluss wurde in Euro aufgestellt. Forderungen und Verbindlichkeiten in fremder 

Währung bestehen nicht. 

 

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

 

Die Forderungen an Kreditinstitute und sonstige Vermögensgegenstände sind zum Nominalwert 

angesetzt. Die Bildung von Einzel- und Pauschalwertberichtigungen war nicht erforderlich. 

 

Verbindlichkeiten 

 

Die sonstigen Verbindlichkeiten werden entsprechend § 253 Abs. 1 Satz 2 HGB mit den 

Erfüllungsbeträgen angesetzt. 

 

Rückstellungen  

 

Die anderen Rückstellungen berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und ungewisse 

Verbindlichkeiten. Sie werden nach § 253 Abs. 1 Satz 2 HGB in Höhe des nach vernünftiger 

kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungsbetrages bewertet. 

 

III. Erläuterungen zur Bilanz 

 

Forderungen an Kreditinstitute  

 

Die ausgewiesenen Forderungen an Kreditinstitute betreffen täglich fällige Guthaben bei der 

Sparkasse Frankfurt.  

 

Sonstige Vermögensgegenstände 

 

Die sonstigen Vermögensgegenstände haben - wie im Vorjahr - sämtlich eine Restlaufzeit von bis 

zu einem Jahr und setzen sich in TEUR wie folgt zusammen: 

 31.12.2022 Vorjahr 

Forderungen gegen verwaltete Investmentvermögen 48 98 

Umsatzsteuerforderungen 53 154 

 101 252 

 

Die Forderungen gegen verwaltete Investmentvermögen (TEUR 48; Vorjahr: TEUR 98) resultieren 

aus Verwaltungsvergütung einschließlich berechneter Vergütung für die Objektverwaltung.  
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Sonstige Verbindlichkeiten 

 

Die sonstigen Verbindlichkeiten haben - wie im Vorjahr - sämtlich eine Laufzeit von bis zu einem 

Jahr und setzen sich in TEUR wie folgt zusammen.  

 

  31.12.2022 Vorjahr 

Verbindlichkeiten gegenüber der publity AG 76 328 

Abzuführende Lohn- und Kirchensteuer 2 2 

Sonstige Verbindlichkeiten 1 1 

  79 331 

 

Die Verbindlichkeiten gegenüber der Gesellschafterin publity AG setzen sich in TEUR zum 

Geschäftsjahresende wie folgt zusammen: 

 

  31.12.2022 Vorjahr 

Objektverwaltung 36 18 

Verrechnungskonto 40 310 

  76 328 

 

Andere Rückstellungen 

 

Die anderen Rückstellungen stehen im Wesentlichen im Zusammenhang mit Compliance und 

Interne Revision TEUR 35 (Vorjahr: TEUR 10) sowie Kosten der Abschlussprüfung/Offenlegung 

TEUR 32 (Vorjahr: TEUR 29). 

 

Eigenkapital 

 

Das satzungsmäßige gezeichnete Kapital der Gesellschaft beträgt zum 31. Dezember 2022 

EUR 500.000,00 und ist voll eingezahlt. Der Gewinnvortrag in Höhe von EUR 155.348,62 betrifft 

die aufgelaufenen Jahresüberschüsse bis zum 31. Dezember 2013 und wurde auf neue Rechnung 

vorgetragen.  

 

Der Jahresüberschuss vor Ergebnisabführung in Höhe von EUR 39.971,28 wird aufgrund des 

abgeschlossenen Gewinnabführungsvertrages in voller Höhe an die Gesellschafterin, die publity 

AG, Frankfurt am Main, abgeführt. 
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Derivative Finanzinstrumente 

 

Zum Bilanzstichtag bestanden keine derivativen Finanzinstrumente. 

 

Haftungsverhältnisse / Sonstige finanzielle Verpflichtungen 

 

Haftungsverhältnisse gemäß § 251 HGB, nicht in der Bilanz enthaltene Geschäfte gemäß § 285 

Nr. 3 HGB sowie wesentliche sonstige finanzielle Verpflichtungen gemäß § 285 Nr. 3a HGB waren 

zum Bilanzstichtag nicht vorhanden.  

 

 

IV. Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 

 

Provisionserträge 

 

Die Provisionserträge resultieren aus der Vergütung für die Verwaltung der publity Performance 

Fonds Nr. 6, Fonds Nr. 7 und Fonds Nr. 8 GmbH & Co. geschlossene Investment KG in Höhe von 

TEUR 573 (Vorjahr: TEUR 1.059). Die Erlöse wurden ausschließlich in Deutschland erzielt. 

 

Sonstige betriebliche Erträge 

 

Die sonstigen betrieblichen Erträge betreffen im Wesentlichen die Erträge aus der Auflösung von 

Rückstellungen TEUR 3 (Vorjahr: TEUR 21), periodenfremde Erträge aus Korrektur von 

Verwaltungskosten TEUR 0 (Vorjahr: TEUR 43) und Ausbuchung einer Verbindlichkeit TEUR 0 

(Vorjahr: TEUR 3) sowie Erträge aus Lohnfortzahlungen nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz 

TEUR 4 (Vorjahr: TEUR 4) 

 

Andere Verwaltungsaufwendungen 

 

In diesem Posten werden insbesondere Aufwendungen für die Geschäftsleitungsumlage TEUR 0 

(Vorjahr: TEUR 100), Risikomanagementumlage TEUR 0 (Vorjahr: TEUR 26), Raumkosten 

TEUR 15 (Vorjahr: TEUR 44), Objektverwaltung TEUR 140 (Vorjahr: TEUR 275), Compliance-

prüfung TEUR 29 (Vorjahr: TEUR 14) und Buchführungs- und Abschlusskosten TEUR 37 (Vorjahr: 

TEUR 30) sowie Revisionsaufwendungen TEUR 20 (Vorjahr: TEUR 20) ausgewiesen.  

Periodenfremde Aufwendungen sind im Geschäftsjahr 2022 nicht entstanden (Vorjahr:  beendete 

Betriebsprüfungen (TEUR 14) sowie Nachberechnung von Gebühren für das Vorjahr (TEUR 10)). 
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Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 

 

Im Rahmen von Betriebsprüfungen bezogen auf vororganschaftliche Feststellungszeiträume 

entstanden Nachberechnungen bzw. Rückerstattungen, die sich nahezu ausglichen.  

 

V. Sonstige Angaben 

 

Beschäftigtenzahl 

 

Die Gesellschaft hat im Geschäftsjahr 2022 durchschnittlich 3 (Vorjahr: 4) Mitarbeiter beschäftigt, 

die ausschließlich als Angestellte tätig waren. Zum Bilanzstichtag 31. Dezember 2022 waren 

2 Mitarbeiter in Vollzeit und ein Mitarbeiter in Teilzeit beschäftigt. 

 

Organe der Gesellschaft 

 

Als Geschäftsleiter waren im Geschäftsjahr bestellt:  

Herr Frank Schneider, Geschäftsleiter Risikomanagement 

Herr Christoph Johannes Blacha, Geschäftsleiter Portfoliomanagement bis 27.09.2022 

Herr Stephan Kunath, Geschäftsleiter Portfoliomanagement ab 27.09.2022 

 

Die Gesellschaft wird durch zwei Geschäftsführer oder durch einen Geschäftsführer gemeinsam 

mit einer Prokuristin vertreten. Auf die Angabe der Geschäftsführerbezüge wird gemäß § 286 Abs. 

4 HGB verzichtet. Ein Geschäftsleiter erhält Vergütungen von der Gesellschaft. Die übrigen 

Geschäftsleiter bezogen ihre Bezüge von anderen Gesellschaften. 

 

Die Gesellschaft verfügt über einen Aufsichtsrat. Der Aufsichtsrat setzte sich im Geschäftsjahr wie 

folgt zusammen: 

 
Herr Hans-Jürgen Klumpp, Landesbankvorstand im Ruhestand  
(Aufsichtsratsvorsitzender) 
 
Herr Wolfgang Faillard, Wirtschaftsprüfer/Rechtsanwalt/Steuerberater in Kanzlei HLFH 
(stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender)  

Herr Frank Vennemann, Rechtsanwalt 
(Aufsichtsratsmitglied) 

 

Die Gesamtbezüge des Aufsichtsrats betrugen im Geschäftsjahr 2022 TEUR 32. 

 

Das Aufsichtsratsmitglied Wolfgang Faillard ist als einziges von den Gesellschaftern, den mit 

diesen verbundenen Unternehmen oder den Geschäftspartnern der publity Performance GmbH 
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abhängig, so dass die restlichen Aufsichtsratsmitglieder unabhängig i. S. d. § 18 Abs. 3 Satz 1 

KAGB sind bzw. waren. 

 

Angaben zum Mutterunternehmen 

 

Alleinige Gesellschafterin der publity Performance GmbH ist die publity AG mit Sitz in Frankfurt am 

Main. Diese ist nicht verpflichtet, einen Konzernabschluss aufzustellen.  

 

Honorar des Abschlussprüfers 

 

Das Honorar des Abschlussprüfers beträgt TEUR 32 und bezieht sich ausschließlich auf 

Abschlussprüfungsleistungen.  

 

Nachtragsbericht 

 

Ereignisse nach dem Abschlussstichtag sind nicht eingetreten. 

 

 

Leipzig, den 24. Mai 2023 

 

 

 

                                                                    

__________________________________ __________________________________  

                  Frank Schneider                           Stephan Kunath   

                - Geschäftsführer -     - Geschäftsführer - 
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publity Performance GmbH, Leipzig 

Lagebericht 

für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 

 

I. Grundlagen des Unternehmens 

 

Die publity Performance GmbH ist eine Kapitalverwaltungsgesellschaft (kurz KVG) gemäß Kapital-

anlagegesetzbuch (KAGB), die geschlossene inländische Publikums-AIF und geschlossene Spe-

zial-AIF mit Anlageschwerpunkt Immobilien verwalten darf. Die Zulassung durch die BaFin erfolgte 

am 18. September 2014. Zielgruppe der aufgelegten AIF sind dabei sowohl Privatanleger als auch 

institutionelle Anleger. Die Investitionsstrategie der verwalteten AIF besteht darin, Immobilien aus 

den Verwertungsbeständen von Banken und anderen institutionellen Finanzinvestoren unterhalb 

des Verkehrswertes auf Kalkulationsbasis der tatsächlich erzielten Mieten zu erwerben, weiterzu-

entwickeln, zu vermieten und möglichst schnell wieder zu veräußern.  

 

Der Fonds Nr. 7 hat zum 30. Juni 2022 seine Schlussbilanz aufgestellt. Derzeit werden zwei Pub-

likums-AIF verwaltet mit einem Nettoinventarwert (kurz NAV) zum Bilanzstichtag 31. Dezember 

2022 von ca. TEUR 19.537.  

 

Die Gesellschaft plant, diese AIF im Geschäftsjahr 2023 zu liquidieren und wird in der Folge die 

Bafin-Lizenz zurückgeben. Mit der Liquidation der Investmentvermögen übernimmt sie deren Ab-

wicklung und ändert damit ihren Geschäftszweck.  

 

II. Wirtschaftsbericht 

 

II.1. Gesamtwirtschaftliche und branchenbezogene Rahmenbedingungen 

 

Im 2. Quartal 2022 hat die deutsche Wirtschaft erstmals das Niveau vor der Corona-Krise 

erreicht. Das Bruttoinlandsprodukt stieg um 1,5 % zum Vorjahr an. Trotz steigender Zinsen, 

dem Ukraine-Krieg, steigender Energiepreise und einer drohenden Rezession verzeich-

nete der deutsche Immobilienmarkt stabile Umsätze.1 Laut dem Immobilienmarktbericht 

der DZ HYP und dem Frühjahrsgutachten Immobilienwirtschaft 2023 war von Krisenstim-

mung an den Büromärkten der Top-Standorte im ersten Halbjahr 2022 wenig zu spüren. 

So lag der Büroflächenumsatz im Durchschnitt mit gut 1,7 Millionen Quadratmeter sogar 

etwas oberhalb des fünfjährigen Mittelwerts vor der Corona-Pandemie. Ein Mietrückgang 

zeigte sich im Bereich von Verkaufsflächen im Jahr 2021, dieser Trend verlangsamte sich 

im Jahr 2022 jedoch. Der pandemiebedingte Strukturwandel im Einzelhandel Richtung E-

Commerce könnte weniger nachhaltig sein als vermutet und sich langsamer entwickeln.  

                                                           
1 DZ HYP AG - Immobilienmarkt Deutschland 2022| 2023 und Frühjahrsgutachten Immobilienwirtschaft 2023 

https://dzhyp.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Ueber_uns/Pressemitteilungen/2022-10-12_PI_Immobilienmarkt_Deutschland_final.pdf
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Dennoch schreitet die Umnutzung von Handelsflächen in Büros, Wohnungen oder Hotels 

voran. Es ist nicht zu erwarten, dass sich die innerstädtische Nachfrage auf Vorkrisenni-

veau erholt. Potenzial ist vor allem in dem stärkeren Anlegerinteresse für “Life-Science-

Immobilien“ zu sehen. Insbesondere sogenannte LabOffices, die Labor- und Büroflächen 

unter einem Dach vereinen, könnten in den kommenden fünf Jahren einen festen Platz auf 

dem europäischen Transaktionsmarkt einnehmen2. 

II.2. Geschäftsverlauf 

 

Im Geschäftsjahr 2022 verwaltete die publity Performance GmbH ganzjährig zwei geschlos-

sene AIFs: publity Performance Fonds Nr. 6 GmbH & Co. geschlossene Investment KG, 

Leipzig, (kurz Fonds Nr. 6) und publity Performance Fonds Nr. 8 GmbH & Co. geschlossene 

Investment KG, Leipzig, (kurz Fonds Nr. 8).  

 

Der AIF publity Performance Fonds Nr. 7 GmbH & Co. geschlossene Investment KG, Leipzig, 

(kurz Fonds Nr. 7) hat zum 30. Juni 2022 seine Schlussbilanz aufgestellt. Die KVG betreut die 

Abwicklung der Fondsgesellschaft. 

 

II.3. Lage der Gesellschaft 

 

a) Ertragslage 

 

Wesentliche Ertragsquelle der Gesellschaft sind die Vergütungen aus der Verwaltung von 

geschlossenen AIF. Die Gesellschaft erzielt dabei neben einer Verwaltungsvergütung wei-

tere Erträge aus der Durchführung der laufenden Fondsbuchhaltung und der Objektverwal-

tung. Die Erlöse mindern sich in Abhängigkeit des NAV der AIF, sodass die Gesellschaft 

TEUR 573 Provisionserträge erzielte. Diese liegen über dem prognostizierten Wert. Ab Mitte 

2022 sah die Prognose die Veräußerung aller Immobilien der AIF vor. Dies konnte nicht re-

alisiert werden.  

 

Die Personalaufwendungen fielen in Höhe von TEUR  235 (Vorjahr: TEUR 239) an. Die 

durchschnittliche Mitarbeiterzahl betrug 3 (Vorjahr 4). Bezüge der Geschäftsleiter werden 

zum Teil durch Umlage der Personalkosten und zum Teil im Rahmen von Honorarvereinba-

rungen an die Gesellschaft abgerechnet.  

 

 

 

                                                           
2 DZ HYP AG - Immobilienmarkt Deutschland 2022| 2023 und Frühjahrsgutachten Immobilienwirtschaft 2023 
 

https://dzhyp.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Ueber_uns/Pressemitteilungen/2022-10-12_PI_Immobilienmarkt_Deutschland_final.pdf
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Die Aufwendungen für die ausgelagerte Innenrevision und ausgelagerte Compliance-Funk-

tion betrugen für das laufende Geschäftsjahr TEUR 49 (Vorjahr: TEUR 34). 

 

Insgesamt liegt das erzielte Jahresergebnis vor Gewinnabführung bei TEUR 40 (Vorjahr: 

TEUR 310) und damit über dem geplanten Ergebnis für das Geschäftsjahr 2022.  

 

 

b) Finanzlage 

 

Zur Erfüllung der regulatorischen Eigenmittelvorschriften hat die Gesellschaft einen Betrag 

von TEUR 350 festgelegt, der separat vom sonstigen Vermögen der Gesellschaft in Form 

von Bankguthaben bei der Frankfurter Sparkasse angelegt ist. Die durch das KAGB gefor-

derten Eigenmittel von TEUR 125 waren damit im gesamten Geschäftsjahr eingehalten.  

 

Die Finanzlage ist als stabil zu bezeichnen. Das Finanzmanagement ist darauf ausgerichtet, 

Verbindlichkeiten stets innerhalb der Zahlungsfrist zu begleichen und Forderungen innerhalb 

der Zahlungsziele zu vereinnahmen. 

 

Die Finanzierung erfolgte über Eigenkapital, es bestehen keine Verbindlichkeiten gegenüber 

Kreditinstituten. 

 

Liquide Mittel zum Bilanzstichtag bestehen in Höhe von TEUR 704 (Vorjahr: TEUR 780). 

 

Die Zahlungsfähigkeit der Gesellschaft war im Berichtszeitraum jederzeit gegeben. 

 

 

c) Vermögenslage 

 

Die Aktivseite der Gesellschaft ist im Wesentlichen gekennzeichnet durch in den sonstigen 

Vermögensgegenständen enthaltenen Forderungen aus Verwaltungsvergütungen, ein-

schließlich Objektverwaltungen, in Höhe von TEUR 48 (Vorjahr: TEUR 98). 

 

Das Eigenkapital der Gesellschaft zum 31. Dezember 2022 in Höhe von TEUR 655 hat sich 

gegenüber dem Vorjahr nicht verändert. Aufgrund eines am 18. Juni 2014 geschlossenen 

Gewinnabführungsvertrags wird der Jahresüberschuss 2022 in voller Höhe an die publity AG 

abgeführt. Somit ergibt sich bei einer Bilanzsumme von TEUR 805 eine Eigenkapitalquote 

von 81,4 % (Vorjahr: 63,5 %). 
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Auf der Passivseite werden Verbindlichkeiten hauptsächlich aus Ergebnisabführung und 

Dienstleistungen gegenüber der publity AG in Höhe von TEUR 76 (Vorjahr: TEUR 328) aus-

gewiesen. 

 

d) Mitarbeiter 

 

Durch interne Schulungsmaßnahmen erfolgt eine regelmäßige Weiterqualifikation der Mitar-

beiter.  

 

 

III. Chancen- und Risikobericht 

 

III.1. Chancen 

 

Wesentliche Erlösquelle der Gesellschaft sind Provisionserlöse aus der Verwaltung der zwei 

geschlossenen AIF. Die verwalteten Investmentvermögen befinden sich in der Verwertungs-

phase, sodass im Jahr 2023 der Verkauf der restlichen Immobilien erwartet wird. Dadurch sinkt 

sukzessive der Nettoinventarwert und damit die Basis für die Provisionserlöse. Die Gesellschaft 

wird in der Folge ihre BaFin-Lizenz zurückgeben. Danach wird die Gesellschaft zunächst mit 

ggf. geändertem Geschäftszweck weitergeführt. Die entstehenden Ergebnisse wird die Gesell-

schafterin übernehmen.  

 

III.2. Risiken 

 

III. 2.1. Organisation des Risikomanagements 

 

Zuständig für das Risikomanagement auf Gesellschaftsebene und für das Risikocontrolling 

der Investmentvermögen ist eine eigenständige Einheit, die unmittelbar der Geschäftsführung 

unterstellt ist.  

 

Die angewandten Risikomanagementverfahren sind im Organisationshandbuch dokumentiert. 

Im Rahmen der Internen Revision erfolgt eine regelmäßige Überprüfung des Risikomanage-

mentsystems der Gesellschaft. 
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III. 2.2. Gesellschaftsbezogenes Risikomanagement 

 

Die Geschäftsleitung hat folgende gesellschaftsbezogenen Risiken identifiziert: 

 

- Liquiditätsrisiken 

- Adressausfallrisiken 

- Marktpreisrisiken 

- Ertragsausfallrisiken 

- Operationelle Risiken 

 

Die Gesellschaft ermittelt regelmäßig die Risikolage für die identifizierten einzelnen Risiken 

sowie die Gesamtrisikosituation und dokumentiert diese vierteljährlich im Risikobericht der Ge-

sellschaft, sodass Geschäftsleitung und Aufsichtsrat laufend über die Risikolage und Risiko-

tragfähigkeit der Gesellschaft informiert sind.  

 

ESG und Nachhaltigkeitsrisiken können auf alle bekannten Risikoarten erheblich einwirken und 

als Faktor zur Wesentlichkeit dieser Risikoarten beitragen. 

 

Die Liquiditätslage der Gesellschaft ist über die Verwaltungsvergütung eng verknüpft mit den 

verwalteten Investmentvermögen. Die verwalteten Investmentvermögen haben aufgrund der 

prognostizierten Fondslaufzeit Rückzahlungen an die Anleger geleistet und generieren Liquidi-

tät aus der Verwaltung oder dem Verkauf der Sachanlagen. Abhängig von der Vermarktung der 

Sachanlagen kann es stichtagsbezogen zu Liquiditätsrisiken kommen. Im Rahmen des Liquidi-

tätsmanagements bei den verwalteten Investmentvermögen erfolgt eine aktive Überwachung 

der Liquiditätslage. Mit Hilfe von Stresstests werden auch Auswirkungen extremer Verände-

rungen untersucht. Die Ergebnisse der Liquiditätsanalysen auf Ebene der verwalteten AIF ge-

hen in das Liquiditätsrisikomanagement auf Gesellschaftsebene ein. Diese Liquiditätsrisiken 

sind auf Gesellschaftsebene als gering anzusehen. 

 

Adressausfall- und Marktpreisrisiko haben für die KVG nur eine geringe Bedeutung. Sofern 

die KVG Eigenmittel anlegt, erfolgt dies nur bei Einlagenkreditinstituten herausragender Bonität, 

welche den Standard der europäischen Einlagensicherung erfüllen. Die Anlage erfolgt nach dem 

4-Augen-Prinzip, das heißt die Anlage der Eigenmittel erfolgt durch mindestens zwei Mitglieder 

der Geschäftsleitung, bzw. durch die von ihr ermächtigten Personen. 

 

Der Erfolg der Gesellschaft ist zu wesentlichen Teilen an die Erträge aus den verwalteten 

Investmentvermögen gekoppelt (Ertragsausfallrisiko). Reduzieren sich diese Erträge oder 

fallen diese ganz aus, hat dies unmittelbaren Einfluss auf die Lage der Gesellschaft, da sich 

die Erträge als fester Prozentsatz des verwalteten Fondsvolumens ergeben. Mit fortschreitender 

Fondslaufzeit nimmt das verwaltete Vermögen durch Rückzahlungen an die Anleger und damit 

die Bemessungsgrundlage für die Verwaltungsvergütung ab. Die Berücksichtigung im Rahmen 
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des gesellschaftsbezogenen Risikomanagements erfolgt über eine enge Verzahnung mit dem 

Risikomanagement der verwalteten Investmentvermögen. In der Risikoberechnung werden 

Schäden aus Mietausfall mit einer Ausfallwahrscheinlichkeit von 2 % bei der Berechnung der 

Risikotragfähigkeit berechnet. 

 

Unter operationellen Risiken versteht die Gesellschaft die Gefahr von Verlusten, die infolge 

der Unangemessenheit oder des Versagens von internen Verfahren, Systemen, Menschen oder 

infolge externer Ereignisse eintreten können. Bestandteil des operationellen Risikos sind auch 

Personalrisiken. Die KVG unterliegt nicht nur generell den mit unternehmerischen Entscheidun-

gen verbundenen Risiken, sondern ist auch maßgeblich vom Fachwissen ihrer Mitarbeiter, ihrer 

Geschäftsleiter und der Vertragspartner abhängig. Der Ausfall einer Schlüsselperson oder das 

Fehlverhalten von Mitarbeitern können dazu führen, dass Verpflichtungen nicht mehr mit der 

erforderlichen Sachkunde und Integrität nachgekommen wird. 

 

Die bestehenden operationalen Risiken werden im Rahmen des Risikomanagements identifi-

ziert und bewertet. Bei der Auswahl von Vertragspartnern wird auf deren Reputation und Zu-

verlässigkeit geachtet und ein umfassendes Auslagerungscontrolling durchgeführt. 

 

Die Gesellschaft stuft ihr Gesamtrisiko als gering ein, die identifizierten Risiken sind durch 

entsprechendes Risikodeckungspotenzial abgedeckt.  

 

III. 2.3. Risikomanagement der Investmentvermögen 

 

Die wesentlichen Risiken der Fonds und der Fondsanlagen sind in den Verkaufsprospekten 

der jeweiligen Fonds dargestellt. Die Geschäftsleitung hat folgende Risiken bei den verwalteten 

Investmentvermögen identifiziert: 

 

- Ertragsrisiken 

- Liquiditätsrisiken 

- Mietausfallrisiken 

- Marktpreisrisiken 

- Objektrisiken 

- Operationelle Risiken  

 

Ertragsrisiken bestehen darin, dass die tatsächliche zukünftige Entwicklung von den in den 

Prognoserechnungen zugrunde gelegten Annahmen abweicht. Abweichungen mehrerer Eck-

daten wie geplanter Ausgaben, Mieteinnahmen und Veräußerungspreise können zu einer deut-

lichen Verschlechterung der Ertragslage der Investmentvermögen führen. Ertragsrisiken erge-

ben sich regelmäßig, wenn andere der genannten Risiken schlagend werden.  
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Das Ertragsrisiko der Gesellschaft ist gleichzeitig verbunden mit dem Risiko nicht über ausrei-

chend Liquidität zu verfügen. Liquiditätsrisiken können sich bei negativer Entwicklung des 

Immobilienmarktes oder einzelner Objekte ergeben. Bei steigenden Ausgaben oder fehlenden 

Einnahmen kann es dazu kommen, dass dem Fonds nicht genügend frei verfügbare Zahlungs-

mittel zur Verfügung stehen, um fällige Verbindlichkeiten zu erfüllen. Dieses kann dazu führen, 

dass Objekte auch zu ungünstigen Konditionen veräußert werden müssen. Mindestens quar-

talsweise erfolgt eine Überprüfung des Liquiditätsplanes. Durch eine wöchentliche Übersicht 

über die Liquiditätslage werden potenzielle Risiken frühzeitig identifiziert. Die Liquiditätsrisiken 

waren in 2022 als gering eingestuft. 

 

 

Mietausfallrisiken können sich aus dem Zahlungsausfall von Mietern ergeben. Die Gesell-

schaft versucht dieses Risiko durch regionale sowie mieterseitige Streuung zu minimieren. 

Durch eine sorgfältige Auswahl von Mietern und eine laufende Überwachung wird das Risiko 

von Mietausfällen geringgehalten. Die Mietverträge im Fonds Nr. 6 liefen zum 31. Dezember 

2022 aus. Insofern besteht in diesem AIF ein erhöhtes Mietausfallrisiko. Im Fonds Nr. 8 geht 

die Geschäftsleitung von einem geringen Mietausfallrisiko aus. 

 

Marktpreisrisiken bestehen hinsichtlich der Entwicklung der Mietzinsen und der Preisentwick-

lung bezüglich Gewerbeimmobilien am deutschen Immobilienmarkt. Die Entwicklung des deut-

schen Immobilienmarktes wird insbesondere von dem gesamtwirtschaftlichen Umfeld sowie 

der Werteinschätzung und der Wertentwicklung von Immobilien in Deutschland beeinflusst.  

Diese Größen sind von zahlreichen, sich teilweise gegenseitig beeinflussenden Faktoren wie 

Zinssätzen und der allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung abhängig, auf die die Gesell-

schaft keinen Einfluss hat. Mit dem Jahresbeginn 2022 befinden sich beide AIF in der Liqui-

dations- und Verwertungsphase. Die verbleibenden Immobilien sind sowohl über Bieterver-

fahren als auch direkte Ansprache potenzieller Investoren durch das Assetmanagement. am 

Markt platziert. Hieraus ergeben sich Verwertungsrisiken. Für die verbleibenden Immobilien 

Mülheim und Büdelsdorf (Fonds Nr. 6) sowie Wilhelmshaven (Fonds Nr. 8) wurden die Markt-

preisrisiken in den Verkehrswertgutachten berücksichtigt. Die Geschäftsführung hat für ein 

Objekt im Fonds Nr. 6 abweichend vom Verkehrswertgutachten einen pauschalen Abschlag 

in Höhe von 25 % vorgenommen, um dem erhöhten Risiko aus beendeten Mietverhältnissen 

gerecht zu werden.  

 

Objektrisiken bestehen darin, dass sich bei einzelnen Immobilienobjekten unabhängig von 

der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung der Immobilienmärkte die angestrebten Mieteinnah-

men nicht erzielen lassen oder dass diese Objekte nur zu schlechten Bedingungen weiterver-

kauft werden können. Objektrisiken können sich beispielsweise ergeben durch Altlasten, ver-

steckte Baumängel, Verschlechterungen des Umfelds der Immobilie oder größere Ausfälle von 

Mietern. Die Gesellschaft definiert laufend Maßnahmen in Abstimmung mit dem Objektma-

nagement, um diese Objektrisiken zu mindern.  
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Operationelle Risiken für die Fonds ergeben sich zum einen aus deren Verwaltung durch die 

Gesellschaft. Die diesbezüglichen Risiken entsprechen den bereits dargestellten operationel-

len Risiken auf Ebene der Kapitalverwaltungsgesellschaft. Dem Vertragspartnerrisiko wird da-

bei durch eine vorherige Due-Diligence und eine laufende Überwachung entgegnet. Daneben 

bestehen steuerliche und rechtliche Risiken. Durch die laufende Zusammenarbeit mit Rechts-

anwälten und Steuerberatern ist gewährleistet, dass auf rechtliche und steuerliche Änderungen 

schnell reagiert werden kann. 

 

Die Gesamtrisikolage der Immobilienfonds, die sich aus den o.g. Einzelrisiken zusammen-

setzt, hat sich nach unserer Einschätzung und entsprechender Analyse und Bewertung im 

Laufe des Geschäftsjahres 2022 je Fonds unterschiedlich entwickelt. Die Geschäftsführung hat 

entsprechend der Einschätzung der Marktlage und vor dem Hintergrund der abgelaufenen 

Fondslaufzeit einen objektspezifischen Abschlag auf eine Immobilie im Fonds Nr. 6 in Höhe 

von 25 % vorgenommen. Sie stuft die Risikolage insgesamt als mittel ein. Im Fonds Nr. 8 wird 

die Risikolage weiterhin als gering eingestuft. 

 

 

IV. Prognosebericht 

 

Im Rahmen der Unternehmensplanung geht die Geschäftsführung für das Geschäftsjahr 2023 vor 

Ergebnisabführung von einem Jahresergebnis nahe TEUR 0 aus. Gemäß bestehendem Gewinnab-

führungsvertrag vom 18. Juni 2014 ist die publity AG verpflichtet, dieses zu übernehmen.  

 

Die Provisionserlöse aus der Verwaltung der AIFs sind mit TEUR 185 rückläufig aufgrund der suk-

zessiven Veräußerung der übrigen Vermögensgegenstände in den Fonds Nr. 6 und 8. Es ist geplant, 

die Fonds nach vollständiger Auszahlung der Fondsanteile an die Gesellschafter im Geschäftsjahr 

2023 zu liquidieren. Die Kapitalverwaltungsgesellschaft beabsichtigt, im Geschäftsjahr 2023 die am 

18. September 2014 erteilte Lizenz an die BaFin zurückzugeben. Es ist nicht geplant, weitere Fonds 

aufzulegen. 

 

Wir weisen darauf hin, dass die tatsächlich eintretenden Ergebnisse von den Prognosen abweichen 

können. 

 

 
Leipzig, den 24. Mai 2023 

                                                     

 __________________________________ ___________________________________ 

                  Frank Schneider        Stephan Kunath 

                - Geschäftsführer -           - Geschäftsführer -  
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Datenübersicht für externe Kapitalverwaltungsgesellschaften

Die angegebenen Beträge (kaufmännische Rundung) lauten auf Tsd. Euro (EUR); Prozentangaben sind mit einer

Nachkommastelle anzugeben.

Posten

Berichtsjahr

(1)

Vorjahr

(2)

(1) Daten zu den organisatorischen Grundlagen

1. Investmentaktiengesellschaft: ja (= 0)/nein (= 1) 1 1

2. Investmentkommanditgesellschaft: ja (= 0)/nein (= 1) 0 0

3. Wurden Altersvorsorgeverträge abgeschlossen oder Mindestzahlungszusagen 

abgegeben (§ 25 Abs. 5 KAGB): ja (= 0)/nein (= 1) 1 1

4. Personalbestand gemäß § 267 Absatz 5 HGB 4 4

(2) Daten zur Vermögenslage

1. Eigenmittel gemäß § 25 KAGB 350 350

2. Kursreserven bei Schuldverschreibungen und anderen festverzinslichen 

Wertpapieren

a) Bruttobetrag der Kursreserven 0 0

b) Nettobetrag der Kursreserven (unter Berücksichtigung von Sicherungsgeschäften) 0 0

3. Kursreserven bei Aktien und anderen nicht festverzinslichen Wertpapieren sowie 

Beteiligungen und Anteilen an verbundenen Unternehmen

a) Bruttobetrag der Kursreserven 0 0

b) Nettobetrag der Kursreserven (unter Berücksichtigung von Sicherungsgeschäften) 0 0

4. Vermiedene Abschreibungen auf Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche 

Wertpapiere durch Übernahme in das Anlagevermögen 0 0

5. Vermiedene Abschreibungen auf Aktien und andere nicht festverzinsliche 

Wertpapiere durch Übernahme in das Anlagevermögen 0 0

(3) Daten zur Ertragslage

1. Provisionsergebnis (Erträge und Aufwendungen)

a) Vergütung für die Verwaltung von Sondervermögen 573 1.059

b) Vergütung für individuelle Vermögensverwaltung im Sinne des § 20 Absatz 2

 Nummer 2 und Absatz 3 Nummer 3 KAGB 0 0

c) Vereinnahmte Entgelte für Beratungsleistungen im Sinn des § 20 Absatz 2 

Nummer 2 und Absatz 3 Nummer 3 KAGB 0 0

aa) Portfolioverwaltung von Sondervermögen 0 0

bb) durch andere erbrachte individuelle Vermögensverwaltung 0 0

d) Provisionen für den Vertrieb von Investmentanteilen 0 0

e) Rückvergütungen nach § 101 Absatz 2 Nummer 4 Alt. 1, ggf. in Verbindung mit 

§ 120 Absatz 4 Satz 2, §§ 148 und 158 Satz 2 KAGB 0 0

f) Sonstige Provisionserträge 0 0

g) Für Rechnung der Gesellschaft gezahlte Vergütung für die durch andere erbrachte 

individuelle Vermögensverwaltung i.S.d. § 20 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3 Nr. 2 KAGB

0 0

h) Für Rechnung der Gesellschaft gezahlte Entgelte für Beratungsleistungen 

in Bezug auf die

aa) Portfolioverwaltung von Sondervermögen 0 0

bb) individuelle Vermögensverwaltung i.S.d. § 20 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3 Nr. 2 KAGB 0 0

i) Für die Vermittlung von Investmentanteilen, die von der Gesellschaft ausgegeben 

wurden, für Rechnung der Gesellschaft gezahlte Provisionen 0 0

j) Sonstige Provisionsaufwendungen 0 0

k) Provisionsergebnis (Saldo) 573 1.059
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Posten

Berichtsjahr

(1)

Vorjahr

(2)

2. Zinsergebnis

a) Zinserträge 0 0

b) Zinsaufwendungen 0 3

c) Zinsergebnis (Saldo) 0 -3

3. Ergebnis aus dem sonstigen nichtzinsabhängigen Geschäft 0 0

4. Bewertungsergebnis Wertpapiere nach strengem Niedrigstwertprinzip 0 0

5. Allgemeiner Verwaltungsaufwand

a) Personalaufwand 235 238

b) Andere Verwaltungsaufwendungen 284 550

6. Sonstige und außerordentliche Erträge und Aufwendungen -2 43

7. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 12 1

8. Sonstige Steuern, soweit nicht unter Posten 6. 0 0

9. Erträge aus Verlustübernahmen und baren bilanzunwirksamen Ansprüchen 0 0

10.

Aufgrund einer Gewinngemeinschaft, eines Gewinnabführungs- oder eines 

Teilgewinnabführungsvertrages abgeführte Gewinne 40 310

11. Gewinnvortrag aus dem Vorjahr 0 0

12. Verlustvortrag aus dem Vorjahr 0 0

13. Entnahmen aus Kapital- und Gewinnrücklagen 0 0

14. Einstellungen in Kapital- und Gewinnrücklagen 0 0

15. Entnahmen aus Genussrechtskapital 0 0

16. Wiederauffüllung des Genussrechtskapitals 0 0

(4) Ergänzende Angaben

1. Abweichungen im Sinn des § 284 Absatz 2 Nummer 3 HGB

a) Von Bilanzierungsmethoden ja (= 0)/nein (= 1) 1 1

b) Von Bewertungsmethoden ja (= 0)/nein (= 1) 1 1

2. Buchwert der in Pension gegebenen Vermögensgegenstände bei echten 

Pensionsgeschäften (§ 340b Absatz 4 Satz 4 HGB) - -

3. Betrag der nicht mit dem Niederstwert bewerteten börsenfähigen Wertpapiere 

bei den folgenden Posten (§ 35 Absatz 1 Nummer 2 RechKredV)

a) Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 

(Aktivposten Nummer 5) - -

b) Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere (Aktivposten Nummer 6) - -

4. Nachrangige Vermögensgegenstände

a) Nachrangige Forderungen an Kreditinstitute - -

b) Nachrangige Forderungen an Kunden - -

c) Sonstige nachrangige Vermögensgegenstände - -
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Geschäftsleiter I

Datenschutzbeauftragter
Bilanzbuchhalter 

Personal
Geschäftsleiter II, Prokurist 

Interne Revision
Geschäftsleiter II, Risikomanager
Ausgelagert: Baker Tilly

Auslagerungscontrolling
Geschäftsleiter II, Risikomanager

Berichts- und Meldewesen
Geschäftsleiter I, Risikomanager / Prokurist

Liquiditätsrisikomanagement
Geschäftsleiter II, Risikomanager

Steuern
Geschäftsleiter II, Prokurist

Buchhaltung/Rechnungswesen KVG und Fonds
Geschäftsleiter II, Prokurist

Risikocontrolling inkl. Finanzierungscontrolling und 
Bewertung    
Geschäftsleiter II, Vertreter Risikomanager

Geschäftsleiter II

Portfoliomanagement Risikomanagement

Recht
Geschäftsleiter I, Prokurist

Research Allgemein 
Geschäftsleiter I, Legal

Koordination Property Management
Geschäftsleiter I, Legal
Ausgelagert: publity AG

Assetmanagement
Geschäftsleiter I, Legal
Ausgelagert: publity AG

Fonds Management (Anlegerbetreuung)
Geschäftsleiter I, Prokurist

Koordination Bewerter
Geschäftsleiter I, Legal

Informationssicherheitsbeauftragter
Risikomanager

Geldwäsche und Compliance (inkl. 
Hinweisgeberstelle)
Geschäftsleiter II, Risikomanager 
Ausgelagert: Baker Tilly

IT / Telekommunikation
IT Manager

Vorsitzender des Aufsichtsrates
Hans-Jürgen Klumpp

Mitglied des Aufsichtsrates
Frank Vennemann

Stellv. Vorsitzender des Aufsichtsrates
Wolfgang Faillard

KVG Aufsichtsrat

Koordination Verwahrstelle
Geschäftsleiter I, Prokurist

Fonds Management (Konzeption, Vertrieb, Presse, 
Öffentlichkeitsarbeit) 
Geschäftsleiter I, Prokurist
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Allgemeine Auftragsbedingungen 
für 

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

vom 1. Januar 2017 

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschaftsprüfern 
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und ihren Auftraggebern über Prüfungen, 
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Aufträge, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart 
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist. 

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich vereinbart 
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegenüber. 

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt im 
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschäftsfüh-
rung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, 
sich zur Durchführung des Auftrags sachverständiger Personen zu bedienen. 

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei betriebs-
wirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung. 

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließenden 
beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den 
Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen 
hinzuweisen. 

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle für 
die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und 
Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrags von 
Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren 
Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des 
Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prüfer geeignete Auskunftspersonen benennen. 

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstän-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der 
gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formu-
lierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen. 

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der 
Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des 
Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder Über-
nahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech-
nung zu übernehmen. 

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschafts-
prüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den 
Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der 
Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt. 

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung 
maßgebend. Entwürfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern 
nicht anders vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des 
Wirtschaftsprüfers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden. 
Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich. 

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Arbeits-
ergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Entwurf oder in 
der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden des Wirtschafts-
prüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behördlichen 
Anordnung verpflichtet. 

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und die 
Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig. 

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung 
durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül-
lung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten; ist der 
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber 
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder 
Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber 
hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9. 

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber 
unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1, 
die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf 
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn. 

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und 
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und 
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt-
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die 
geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene 
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten 
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören. 

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB, 
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstände, die ihm
bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu 
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht 
entbindet. 

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz 
beachten. 

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbe-
sondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des § 323 
Abs. 2 HGB. 

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet 
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist die Haftung 
des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit, 
sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1 
ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. 

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu. 

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer 
bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt. 

A
lle

 R
ec

ht
e 

vo
rb

eh
al

te
n.

 O
hn

e 
G

en
eh

m
ig

un
g 

de
s 

V
er

la
ge

s 
is

t e
s 

ni
ch

t 
ge

st
at

te
t, 

di
e 

V
or

dr
uc

ke
 g

an
z 

od
er

 t
ei

lw
ei

se
 

na
ch

zu
dr

uc
ke

n 
bz

w
. 

au
f f

ot
om

ec
ha

ni
sc

he
m

 o
de

r 
el

ek
tr

on
is

ch
em

 W
eg

e 
zu

 v
er

vi
el

fä
lti

ge
n 

un
d/

od
er

 z
u 

ve
rb

re
ite

n.
  

©
 I

D
W

 V
er

la
g 

G
m

bH
 ·

 T
er

st
ee

ge
ns

tr
aß

e 
14

 ·
 4

04
74

 D
üs

se
ld

or
f 

Lizenziert für/Licensed to: Grant Thornton AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft



(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines 
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens 
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren 
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf 
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als 
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In 
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in 
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prüfungen. 

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben 
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht 
für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzufüh-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder 
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 
1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu 
machen, bleibt unberührt. 

 

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge 

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden. 

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein 
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lage-
bericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten 
Wortlaut zulässig. 

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben. 

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere 
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt. 

 

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen 

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber 
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstän-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch 
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen. 

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht. 

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die 
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkei-
ten: 

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensteuererklä-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschlüsse und sonstiger für die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen 
und Nachweise 

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern 

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden 

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern 

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 
unter a) genannten Steuern. 

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung. 

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die 
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorie-
ren. 

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist, 
kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform 
vereinbart werden. 

 

 

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie 
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben 
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für 

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer, 

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen, 

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und 
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und 
dergleichen und 

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten. 

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle 
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen.  

 

12. Elektronische Kommunikation 

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation 
per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie 
etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprüfer entsprechend in Textform informieren. 

 

13. Vergütung 

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung 
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich 
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als 
Gesamtschuldner. 

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig. 

 

14. Streitschlichtungen  

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen. 

 

15. Anzuwendendes Recht 

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden An-
sprüche gilt nur deutsches Recht. 

Lizenziert für/Licensed to: Grant Thornton AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
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